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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Verkehr, Innovation und Technologie

Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

Der österreichische Verkehrssicherheitsfonds nahm jährlich rd. 
3 Mio. EUR aus Wunschkennzeichen und spezifischen Verkehrs-
strafen ein, die zweckgewidmet für Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit im Straßenverkehr zu verwenden waren. 

Der Verkehrssicherheitsfonds verfügte über Rücklagen in der Höhe 
von rd. 8,2 Mio. EUR, die laut Finanzprognose des Fonds in den 
kommenden Jahren großteils nicht für die laufende Finanzierung 
gebraucht werden und auf einem Geschäftskonto mit einem Zins-
satz von 0,25 % verwahrt wurden.

Zur Förderwürdigkeit von Projekten gab der Beirat des Verkehrs-
sicherheitsfonds eine Empfehlung ab. Im Beirat vertretene Institu-
tionen waren zum Teil Förderempfänger und Auftragnehmer des 
Fonds. Dies barg das Risiko von Interessenskonflikten.

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte Kampagnen zur Bewusst-
seinsbildung. Das Vergabeverfahren zur Kampagne „Alkohol im 
Straßenverkehr“ im Jahr 2009 erweckte den Anschein, dahingehend 
beeinflusst worden zu sein, ein bestimmtes Unternehmen zu beauf-
tragen. Bei der Umsetzung der Kampagne kam es zu einer Kosten-
überschreitung des ursprünglich vereinbarten Kostenrahmens von 
3,5 Mio. EUR um rd. 1 Mio. EUR. Die Schaltungskosten für Adver-
torials mit einem Foto der damaligen Bundesministerin für Verkehr, 
Innovation und Technologie im Rahmen der Kampagne betrugen in 
Summe rd. 1,35 Mio. EUR.
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Ziel der Gebarungsüberprüfung des Österreichischen Verkehrssi-
cherheitsfonds war eine Beurteilung des durch den Verkehrssicher-
heitsfonds getätigten Mitteleinsatzes für die Verkehrssicherheits-
arbeit, der Organisation und der Tätigkeitsbereiche des Fonds und 
der durch den Verkehrssicherheitsfonds entfalteten Wirkungen. Die 
Prüfung umfasste die Jahre 2008 bis 2013. (TZ 1)

Wesentliche strategische Grundlage der Straßenverkehrssicherheit 
war in Österreich auf Ebene des Bundes das aktuelle Verkehrssi-
cherheitsprogramm 2011 bis 2020. Daneben gab es u.a. auch auf 
Ebene der Länder oder bei der ASFINAG Verkehrssicherheitspro-
gramme. Das Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 defi-
nierte 255 Maßnahmen mit einem sehr breiten Kreis von für die 
Umsetzung zuständigen Organisationen. Für die Finanzierung der 
das BMVIT betreffenden Maßnahmen standen Mittel des Österrei-
chischen Verkehrssicherheitsfonds in der Höhe von rd. 3 Mio. EUR 
pro Jahr zur Verfügung, die zweckgebunden für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit im Straßenverkehr zu verwen-
den waren. Der Österreichische Verkehrssicherheitsfonds wurde im 
Jahr 1988 eingerichtet. (TZ 2)

In die Festlegung und Umsetzung von Verkehrssicherheitsmaß-
nahmen im Straßenverkehr waren in Österreich eine Vielzahl und 
Vielfalt von Akteuren eingebunden. Der Bund hatte geringe Inge-
renzmöglichkeiten bei den Aktivitäten der Länder — u.a. bei der 
Festlegung jener Maßnahmen, die in den Ländern aus den Wunsch-
kennzeichen finanziert wurden, und bei der Kontrolle der Verwen-
dung dieser Mittel. (TZ 2)

Der Verkehrssicherheitsfonds wurde aus den Einnahmen für Wunsch-
kennzeichen und aus — auf Basis des Güterbeförderungsgesetzes ver-
hängten — Strafen gespeist. In den Jahren 2008 bis 2013 betrugen 
die Einnahmen rd. 3 Mio. EUR pro Jahr. Von 2008 bis 2012 wurden 
in Österreich insgesamt rd. 95.000 Wunschkennzeichen ausgestellt. 
Dem BMVIT war die genaue Anzahl der in den Ländern jeweils aus-
gestellten Wunschkennzeichen nicht bekannt. Die Anzahl der jähr-
lich neu ausgestellten Wunschkennzeichen war leicht fallend. Nur 
etwa ein Viertel aller Wunschkennzeichen stammte aus einer Ver-
längerung nach Ablauf der Geltungsdauer nach 15 Jahren. (TZ 3)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Allgemeine Grund-
lagen – Verkehrs-
sicherheit
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In den Jahren 2008 bis 2013 betrugen die Ausgaben des Verkehrs-
sicherheitsfonds jährlich rd. 3 Mio. EUR. Rund 72 % der Mittel wur-
den für Aufträge und rd. 28 % für Förderungen verwendet. Auf-
träge wurden im wesentlichen für drei große Medienkampagnen 
mit einem Volumen zwischen 1,62 Mio. EUR und 2,68 Mio. EUR 
(Kostenanteil Verkehrssicherheitsfonds) je Kampagne vergeben. För-
derungen wurden bis zum Jahr 2010 auf individuellen Antrag (im 
Ausmaß von rd. 600.000 EUR pro Jahr) und ab dem Jahr 2011 im 
Rahmen von drei Ausschreibungen (Calls) mit einem Volumen zwi-
schen rd. 760.000 EUR und 1,1 Mio. EUR gewährt. Das BMVIT finan-
zierte den Großteil des Personalaufwands für die Verwaltung des 
Verkehrssicherheitsfonds (rd. 119.000 EUR pro Jahr) und Aktivi-
täten der Abteilung Präsidium 2 im Bereich der Verkehrssicherheit 
(bis zu 597.000 EUR pro Jahr) aus dem allgemeinen Budget. (TZ 4)

Gemäß Kraftfahrgesetz waren die Mittel des Verkehrssicherheits-
fonds nutzbringend und bei Bedarf verfügbar anzulegen. Von 
Anfang 2008 bis Anfang 2013 erhöhten sich die Rücklagen des 
Fonds um rd. 17,5 % auf rd. 8,2 Mio. EUR. Waren im Jahr 2008 
noch 1,5 Mio. EUR der Rücklagen in Wertpapieren mit einer Ver-
zinsung von 4,0 % bis 5,25 % angelegt, so befanden sich ab April 
2010 die gesamten Rücklagen auf einem Geschäftskonto mit einem 
Zinssatz von 0,25 %. Der Zinsertrag reduzierte sich dadurch von 
rd. 175.000 EUR im Jahr 2008 auf rd. 21.000 EUR im Jahr 2013. 
(TZ 5)

Im Dezember 2012 kontaktierte das BMVIT die Österreichische Bun-
desfinanzierungsagentur Ges.m.b.H. bezüglich der Veranlagung der 
Rücklagen. Nach deren Auskunft lagen die Konditionen für Gelder 
der Kassenverwaltung des Bundes zum damaligen Zeitpunkt unter 
jenen des Kontos des Verkehrssicherheitsfonds. Ein Vertreter des 
BMF bestätigte dem BMVIT, dass die Verwahrung der Rücklagen 
auf einem Geschäftskonto mit einer Verzinsung von 0,25 % „eine 
risiko arme, relativ ertragreiche Veranlagungsstruktur“ darstelle. Das 
BMVIT sah deshalb keinen unmittelbaren Handlungsbedarf für eine 
Veranlagung der Rücklagen. (TZ 5)

Die Budgetprognose des Verkehrssicherheitsfonds ergab für die Jahre 
2014 bzw. 2015 einen weiteren Aufbau der Rücklagen im Ausmaß 
von 1,12 Mio. EUR bzw. 730.000 EUR. Ein Großteil der Rücklagen 
war zumindest für die Jahre 2014 und 2015 nicht für die laufende 
Finanzierung notwendig; die ertragsarme Veranlagung der Rückla-
gen war damit nicht im Sinne des Kraftfahrgesetzes. (TZ 5)
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Die Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds oblag der Abtei-
lung ST2 „Technik und Verkehrssicherheit“ des BMVIT. Der Bun-
desminister für Verkehr, Innovation und Technologie bediente sich 
vor der Entscheidung über die Zuerkennung von Fördermitteln aus 
dem Fonds der Beratung durch einen Beirat bzw. einer Jury. Die 
Jury gab auch Empfehlungen zu den vom Fonds zu finanzierenden 
Aufträgen ab. Bei der Empfehung von Förderungen durch die Jury 
verzichtete das BMVIT auf die Expertise des Beirats. (TZ 6)

Im Beirat vertretene Institutionen waren teilweise auch Förderemp-
fänger oder Auftragnehmer des Fonds. Insgesamt wirkten im über-
prüften Zeitraum bei rd. 38 % der vom Verkehrssicherheitsfonds 
vergebenen Förderungen und bei rd. 24 % der Aufträge Projekt-
werber mit, die auch im Beirat vertreten waren. Allein auf den Ver-
ein A entfielen rd. 29 % der Förderprojekte bzw. rd. 22 % der Auf-
träge. Die Besetzung des Beirats des Verkehrssicherheitsfonds barg 
damit das Risiko von Interessenskonflikten, widersprach dem Prin-
zip der Trennung von Auftraggeber und Auftragnehmer und stellte 
eine Unvereinbarkeit dar. Neben der Möglichkeit, Einfluss auf die 
Empfehlung von Förderprojekten zu nehmen, gewannen diese Bei-
ratsmitglieder durch die Beurteilung der Förderprojekte der Kon-
kurrenz Kenntnisse, die einen Know–how–Vorsprung im gesamten 
Themenfeld bewirken konnten. (TZ 6, 10)

Mitarbeiter des BMVIT waren zusätzlich zu anderen Aufgaben mit 
der Verwaltung des Verkehrssicherheitsfonds und der Abwicklung 
der Projekte des Verkehrssicherheitsfonds betraut. Das BMVIT ver-
rechnete dem Fonds den Personalaufwand für die „finanzielle Ver-
waltung“ des Fonds. Die Beschränkung der verrechneten Kosten auf 
diesen Bereich war sachlich nicht nachvollziehbar: während der tat-
sächliche Personalaufwand für die Administration (inkl. Projektbe-
treuung) bei rd. 140.000 EUR pro Jahr lag, ersetzte der Verkehrssi-
cherheitsfonds dem BMVIT lediglich die Kosten für die finanzielle 
Verwaltung des Fonds in einer Höhe zwischen 21.000 EUR und 
25.000 EUR, obwohl er über ausreichende finanzielle Mittel ver-
fügte, die per Gesetz u.a. für die Verwaltung des Fonds zweckge-
widmet waren, während das allgemeine Budget des Bundes nicht 
ausgeglichen und damit schuldenfinanziert war. Die tatsächlichen 
Verwaltungskosten entsprachen rd. 4,5 % der vom Fonds insgesamt 
für die Verkehrssicherheit aufgewendeten Mittel. (TZ 7)

Die Abteilung Präsidium 2 „Information und Dokumentation, Pro-
tokoll“ des BMVIT wirkte an der Umsetzung von Kampagnen des 
Verkehrssicherheitsfonds zur Bewusstseinsbildung mit. Sie begleitete 
gemeinsam mit der Abteilung ST2 und dem Kabinett des Bundesmi-

Organisation des 
Verkehrssicher-
heitsfonds
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nisters die Beauftragung der Kampagnen und betreute die operative 
Umsetzung. Sie beauftragte die Medialeistungen, stellte die sach-
liche Richtigkeit der Rechnungen fest und leitete diese an die Abtei-
lung ST2 zur Bezahlung aus Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds 
weiter. Dabei kam es zu Unklarheiten hinsichtlich des verfügbaren 
finanziellen Rahmens. Bei der Kampagne „Alkohol im Straßenver-
kehr“ wurde zu Beginn ein Kostenrahmen von 3,5 Mio.  EUR fest-
gelegt. Das Fehlen eines entsprechenden Kosten–Controllings führte 
zu Mehrkosten von rd. 1  Mio.  EUR bzw. rd. 29 %. (TZ 8)

Die Abteilung Präsidium 2 finanzierte auch unabhängig vom Ver-
kehrssicherheitsfonds aus dem allgemeinem Budget Maßnahmen 
zur Bewusstseinsbildung im Bereich der Verkehrssicherheit im Aus-
maß von jährlich zwischen rd. 189.000 EUR und rd. 597.000 EUR, 
obwohl im Verkehrssicherheitsfonds dafür Mittel vorhanden waren. 
Dies führte zu einer Intransparenz bei der Mittelallokation und 
erschwerte den Überblick über die Ausgaben für die im Kraftfahr-
gesetz hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit geregelten Auf-
gaben des Verkehrssicherheitsfonds. (TZ 8)

Die Bundesanstalt für Verkehr, eine Dienststelle des BMVIT, war 
u.a. Sitz der Beobachtungsstelle für die Straßenverkehrssicherheit, 
deren wesentliche Aufgaben die Sammlung und Auswertung von 
Daten zu Verkehrsunfällen und der internationale Informationsaus-
tausch waren. Im Zuge einer Reorganisation wurde im Jahr 2013 
die Beobachtungsstelle für Verkehr in die Abteilung ST2 im BMVIT 
verlagert, um die Agenden der Verkehrssicherheit in der Zentral-
stelle des BMVIT zu bündeln. Dadurch könnten Synergien bei der 
Datenerhebung und –auswertung genutzt und Doppelgleisigkeiten 
bei internationalen Kontakten vermieden werden. (TZ 9)

Der auf Basis des Unfalluntersuchungsgesetzes eingerichtete Ver-
kehrssicherheitsbeirat diente als institutionelle Plattform für die 
Zusammenarbeit des BMVIT mit anderen Organisationen im Bereich 
Verkehrssicherheit. Dessen Arbeitsausschuss Straße wirkte an der 
Erarbeitung des Verkehrssicherheitsprogramms mit. Er war u.a. mit 
Vertretern jener Institutionen besetzt, die auch den Beirat des Ver-
kehrssicherheitsfonds beschickten. Die Besetzung des Verkehrssi-
cherheitsbeirats und des Beirats des Verkehrssicherheitsfonds mit 
Vertretern identischer Organisationen war sachlich nachvollzieh-
bar, sofern sie nicht Förderempfänger oder Auftragnehmer des Ver-
kehrssicherheitsfonds waren. (TZ 10)
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Die Einnahmen des Verkehrssicherheitsfonds aus den Wunschkenn-
zeichen waren im Verhältnis 40 zu 60 auf Bund und Länder aufzu-
teilen. Die Länder erhielten in den Jahren 2008 bis 2013 insgesamt 
rd. 12  Mio.  EUR. Auch die Ländermittel waren zweckgebunden für 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen einzusetzen. (TZ 11)

Über die Mittelverwendung fand einmal jährlich eine koordinierende 
Besprechung zwischen dem BMVIT und den Ländern statt. Die koor-
dinierenden Besprechungen der Jahre 2008 und 2009 waren zwar 
durch Anwesenheitslisten belegt, es lagen aber keine Protokolle zur 
Dokumentation der behandelten Inhalte vor. Ab dem Jahr 2010 ver-
lagerten sich die koordinierenden Besprechungen von der Bericht-
erstattung hin zu einer koordinierenden Planung des Folgejahres. 
(TZ 11)

Die Länder finanzierten gemäß den Protokollen und jährlichen 
Berichten der Länder Projekte, die teilweise auf eine Diskrepanz 
zwischen den Erfordernissen der Verkehrssicherheitsarbeit und den 
tatsächlich durch die Ländermittel aus Wunschkennzeichen finan-
zierten Maßnahmen schließen ließen. In Kärnten wurden z.B. ab 
dem Jahr 2009 Give–aways um bis zu rd. 138.000  EUR pro Jahr 
finanziert. Dem Bund war es vorbehalten, die widmungskonforme 
Verwendung der Mittel zu überprüfen. Die Abteilung ST2 im BMVIT 
führte keine vertieften Prüfungen der Mittelverwendung durch die 
Länder durch. Für eine widmungswidrige Verwendung sah das 
Gesetz allerdings keine Sanktionsmöglichkeiten vor. Dies erschwerte 
es für den Bund, eine widmungskonforme Verwendung der Län-
dermittel aus den Wunschkennzeichen zu gewährleisten. (TZ 11)

Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 nannte 
bei 26 der 255 Maßnahmen die Länder als Haupt–Umsetzungsver-
antwortliche, bei weiteren 39 Maßnahmen waren sie mitverant-
wortlich für die Umsetzung. Eine stärkere Verschränkung der aus 
Wunschkennzeichen finanzierten Maßnahmen der Länder mit dem 
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 wäre erforderlich. Im 
überprüften Zeitraum gab es nur in Ausnahmefällen länderübergrei-
fende Projekte, die mit Ländermitteln aus den Wunschkennzeichen 
finanziert waren. Solche fanden in größerem Ausmaß statt, wenn 
das BMVIT zusätzliches Geld aus dem Verkehrssicherheitsfonds aus-
schüttete, wie z.B. bei der Motorradkampagne im Jahr 2011, für die 
das BMVIT rund 1  Mio.  EUR zur Verfügung stellte. (TZ 11)

Über die Verwendung der Ländermittel aus den Wunschkennzei-
chen hatten die Länder dem Bundesminister für Verkehr, Innova-
tion und Technologie jährlich zu berichten. Der Bund machte keine 

Mittelverwendung 
durch die Länder
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Vorgaben für die Berichterstattung. Die Berichte der Länder waren 
in ihrer Struktur und ihrem Detaillierungsgrad sehr unterschied-
lich. Dies erschwerte eine Kontrolle der Mittelverwendung durch 
den Bund. Nur Oberösterreich berichtete ab 2010 über den Stand 
der Rücklagen inkl. der Erträge durch Zinsen. (TZ 12)

Laut Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 war für die Iden-
tifikation von Handlungsfeldern und die Definition von Maßnahmen 
zur Hebung der Verkehrssicherheit eine fundierte Unfalldatensamm-
lung eine notwendige Grundlage. Zur Zeit der Gebarungsüberprü-
fung sammelte die Statistik Austria die Unfalldaten im Auftrag des 
BMVIT. Die Daten stellen auch eine wesentliche Basis für die Iden-
tifikation und Behebung von Unfallhäufungsstellen dar, für die die 
Länder zuständig waren. (TZ 13)

Erfolgreiche Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
beruhten nach Auffassung des BMVIT auf drei Säulen: legistische 
Vorschriften, Überwachungsmaßnahmen und bewusstseinsbildende 
Maßnahmen. Eine erfolgreiche Verkehrssicherheitsarbeit war nur 
in Kooperation des BMVIT mit anderen staatlichen Einrichtungen 
möglich. Zu diesem Zweck wurde im Jahr 2006 der Verkehrssicher-
heitsbeirat eingerichtet. Dessen Arbeitsausschuss Straße erstellte 
das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020. Der breit 
angelegte Diskussionsprozess und die umfassende Einbindung aller 
Interessensgruppen war positiv für die Akzeptanz und Umsetzbar-
keit des Verkehrssicherheitsprogramms. (TZ 14)

Im Verkehrssicherheitsprogramm waren in Summe 255 Maßnah-
men definiert, von denen 148 Maßnahmen das BMVIT als primär 
für die Umsetzung verantwortliche Stelle betrafen. Die Maßnah-
men waren hinsichtlich des Umsetzungszeitpunkts den Kategorien 
Startpaket (2011), kurzfristig (2012 bis 2014), mittelfristig (2015 bis 
2017) und langfristig (2018 bis 2020) zugeordnet und die Umset-
zungsverantwortlichen klar definiert. Die Abteilung ST2 verfügte 
über keinen Zeit– und Finanzierungsplan für die durch den Ver-
kehrssicherheitsfonds zu finanzierenden Maßnahmen des Verkehrs-
sicherheitsprogramms. (TZ 14)

Der Verkehrssicherheitsfonds war das Hauptinstrument des BMVIT 
zur Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms. Er finanzierte 
im Wesentlichen bewusstseinsbildende Kampagnen zur Verkehrssi-
cherheit und die Erstellung von wissenschaftlichen Grundlagen für 
weitere Maßnahmen. Im überprüften Zeitraum vergab das BMVIT 

Strategische 
Vorgaben

Tätigkeitsfelder
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aus Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds Aufträge und Förderungen 
in der Höhe von rd. 20 Mio. EUR. Rund 58 % davon flossen in 
bewusstseinsbildende Maßnahmen wie Kampagnen, rd. 18 % in 
Umsetzungsmaßnahmen wie z.B. Radworkshops und rd. 13 % in 
grundlegende Maßnahmen wie z.B. die Unfallkostenrechnung Straße. 
(TZ 15)

Der Verkehrssicherheitsfonds stellte Mittel sowohl in Form von Auf-
trägen als auch in Form von Förderungen zur Verfügung. Aus der 
Abwicklung eines Projekts als Förderung oder Auftrag ergaben sich 
unterschiedliche Erfordernisse z.B. hinsichtlich der Vergabe oder der 
Umsatzsteuerpflicht. Es gab im BMVIT keine einheitlichen und nach-
vollziehbaren Vorgaben zur Einordnung von Projekten als Förde-
rung oder Auftrag. Vielmehr wurden vergleichbare Leistungen nach 
unterschiedlichen Regimes beauftragt. Sowohl das BMVIT als auch 
die Mittelempfänger ordneten Projektleistungen mehrfach unein-
heitlich zu. (TZ 16)

Der Verkehrssicherheitsfonds förderte im überprüften Zeitraum 
93 Projekte im Wert von insgesamt rd. 6,1 Mio. EUR. (TZ 17)

Bei der Vergabe von Förderungen gab der Beirat des Verkehrssicher-
heitsfonds zu vorgelegten Förderansuchen eine Empfehlung an den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie in Form 
einer Reihung der Projekte in Abhängigkeit von ihrer Förderwür-
digkeit ab. Bei Projekten im besonderen Interesse des BMVIT bzw. 
außerhalb von Calls (ab dem Jahr 2011) gab die Jury eine Empfeh-
lung für oder gegen die Förderung des Projekts ab. (TZ 18)

In den Jahren 2008 bis 2010 kamen die Förderansuchen auf Initiative 
der Förderwerber und ohne konkrete Vorgaben des Verkehrssicher-
heitsfonds zu den Projektinhalten zustande. Die eingereichten Pro-
jekte waren daher thematisch heterogen und wenig fokussiert. (TZ 18)

Um die Projekte thematisch zu bündeln, wurde die Vergabe ab dem 
Jahr 2011 auf ein Ausschreibungsprinzip umgestellt: die Förder-
werber wurden nunmehr im Rahmen von Calls zur Einreichung 
von Projekten zu einem definierten Thema aufgerufen. Das BMVIT 
konnte damit aus mehreren Projekten zu einem Thema die besten 
auswählen. Im Rahmen von drei Calls wurden 27 Projekte für eine 
Förderung ausgewählt. Außerhalb der Calls förderte der Verkehrs-
sicherheitsfonds in diesem Zeitraum zusätzlich zwölf Projekte. An 
neun dieser zwölf Projekte waren im Beirat vertretene Institutionen 

Art des Mittelein-
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beteiligt. Auf die Möglichkeit, auch außerhalb der Calls um Förde-
rungen anzusuchen, wies der Verkehrssicherheitsfonds auf seiner 
Homepage nicht hin. Damit fehlte potenziellen Förderwerbern, die 
nicht in regelmäßigem Kontakt zum Fonds standen, die Informa-
tion dazu. Mitglieder des Beirats verfügten diesbezüglich über einen 
Informationsvorsprung. (TZ 18)

Die bis zur Einführung der Calls im Jahr 2011 praktizierte Vorge-
hensweise bei der Beurteilung der Förderansuchen durch den Beirat 
ohne vorgegebene Kritierien und ohne transparente Bewertungs-
schlüssel war wenig nachvollziehbar. Mit Einführung der Calls stellte 
die Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds die Bewertung 
der Förderansuchen durch den Beirat von einer mündlichen Diskus-
sion in der Beiratssitzung auf eine Beurteilung mittels strukturierter 
anonymisierter Beurteilungsbögen vor der Sitzung um. Dies stellte 
eine einheitliche und nachvollziehbare Beurteilung sicher. Beirats-
mitglieder merkten hinsichtlich der Bewertungskriterien an, dass 
einzelne Kriterien aus ihrer Sicht entbehrlich oder schwer beurteil-
bar seien. Manche Kriterien wurden bei demselben Projekt extrem 
unterschiedlich bewertet. Es fehlte ein gemeinsames Verständnis 
über die Notwendigkeit und Beurteilbarkeit einzelner Kriterien und 
nicht alle in den Ausschreibungsunterlagen genannten Kritierien 
fanden in der Beurteilung Berücksichtigung. (TZ 19)

Gemäß den Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds war ein Bei-
ratsmitglied von der Beratung und Beschlussfassung auszuschlie-
ßen, wenn durch seine Anwesenheit die objektive Entscheidungsfin-
dung in Frage gestellt war. Beim ersten Call gaben Beiratsmitglieder 
dennoch überdurchschnittlich gute Bewertungen für Ansuchen ab, 
bei denen ihre eigene Institution Projektmitarbeiter stellte. Beirats-
mitglieder des BMVIT bewerteten regelmäßig Ansuchen eines För-
derwerbers, dessen Mehrheitseigentümer das BMVIT war. Ein Bei-
ratsmitglied setzte sich für ein Projekt ein, das seine Institution 
mitfinanzierte. In den Protokollen der Beiratssitzungen war mehrfach 
nicht nachvollziehbar dokumentiert, ob befangene Beiratsmitglieder 
an den Beratungen bzw. der Beschlussfassung teilnahmen. (TZ 20)

In den Ausschreibungsunterlagen für den zweiten Call kündigte das 
BMVIT an, das Ergebnis der Bewertung im November 2011 bekannt-
zugeben. Die Förderwerber wurden erst im April 2012 — fast acht 
Monate nach Ende der Einreichfrist — über den Erfolg des Förde-
ransuchens informiert. Dieser zeitliche Abstand war zu lang. Für das 
BMVIT bestand das Risiko, dass Förderwerber bei Verzögerungen in 
dieser Größenordnung die für das Projekt erforderlichen Ressour-
cen nicht vorhalten könnten. (TZ 21)
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In den internen Regelungen des BMVIT war festgelegt, dass alle 
relevanten Geschäftsstücke, die für die spätere Nachvollziehbar-
keit von wichtigen Entscheidungen erforderlich waren, im elektro-
nischen Aktenverwaltungssystem (ELAK) zu erfassen waren. Die 
Beurteilungsbögen für die Bewertung der Förderansuchen fanden 
sich nicht im ELAK. Jene des zweiten und dritten Calls lagen im 
BMVIT in Papierform auf, jene des ersten Calls waren nicht mehr 
vorhanden. Damit war die Beurteilung der Förderansuchen unvoll-
ständig dokumentiert und nicht nachvollziehbar. (TZ 22)

Der Verkehrssicherheitsfonds vergab in den Jahren 2008 bis 2013  
127 Aufträge im Wert von insgesamt rd. 13,7 Mio. EUR. Der Groß-
teil der Aufträge entfiel auf Kampagnen zur Bewusstseinsbildung. 
(TZ 23)

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte seit dem Jahr 2003 die Ent-
sendung externer Fachexperten zu nationalen und internationalen 
Expertensitzungen. Im Jahr 2012 schloss das BMVIT dazu erneut 
eine Rahmenvereinbarung mit Stundensätzen von rd. 129 EUR 
für die Teilnahme, die Vor– und Nachbearbeitungszeit und von 
rd. 65 EUR für die Reisezeit ab. Für vergleichbare Mitarbeiter des 
BMVIT war im Jahr 2013 von durchschnittlichen Stundensätzen 
zwischen rd. 38 EUR und rd. 54 EUR auszugehen. Durch die Aus-
lagerung dieser Leistungen an Dritte ging dem BMVIT Fachwissen 
verloren bzw. wurde bei Externen Know–how auf Kosten des Ver-
kehrssicherheitsfonds aufgebaut. (TZ 24)

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte in den Jahren 2009 
und 2010 gemeinsam mit drei externen Partnern die Kampagne 
„Alkohol im Straßenverkehr“. Die Kampagne kostete in Summe 
rd. 4,5 Mio. EUR; davon trugen rd. 1,5 Mio. EUR die externen 
Partner. Das BMVIT beauftragte die Bundesbeschaffung GmbH mit 
der Durchführung des Vergabeverfahrens für die Kreativleistungen. 
Fünf Agenturen wurden aufgefordert, ein Angebot auszuarbeiten. 
Die Erstangebote der Agentur A und der Agentur B unterschieden 
sich deutlich. Beim Letztangebot änderte die Agentur A Konzept und 
Slogan der Kampagne zur Gänze; dies bewirkte eine starke Ähnlich-
keit mit dem von der Agentur B eingereichten Vorschlag. (TZ 25)

Die Bewertungskommission vergab in einem ersten Bewertungs-
durchgang für jedes Kriterium eine gemeinsam akkordierte Punkte-
zahl. Nach diesem Durchgang lag die Agentur B an erster Stelle. Im 
Anschluss veränderte die Bewertungskommission die Punktebewer-

Aufträge
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tungen. Schlussendlich lag die Agentur A mit einem Abstand von 
0,32 (von insgesamt 100) Punkten vorne. In der Bewertungskom-
mission war kein unabhängiger Marketingexperte stimmberech-
tigtes Mitglied. Die Vorgangsweise der Bewertung schloss für den 
RH nicht aus, dass das Verfahren dahingehend beeinflusst wurde, 
ein bestimmtes Unternehmen (Agentur A) zu beauftragen, und 
nicht, in einem fairen Wettbewerb den Bestbieter zu ermitteln. Das 
BMVIT beauftragte damit eine vergleichbare Leistung (Ähnlichkeit 
der Angebote) zu einem um rd. 32 % höheren Preis. (TZ 25)

Die BBG gab den unterlegenen Bietern die Zuschlagsentscheidung 
ohne Nennung der Bewertungspunkte des Zuschlagsempfängers und 
des jeweils eigenen Angebots bekannt. Damit wurde diesen Bietern 
eine Grundlage für ihre Entscheidung, gegen die Vergabeentschei-
dung Rechtsmittel zu ergreifen, vorenthalten. Erst auf Anfrage der 
Agentur B am Tag vor Ende der Stillhaltefrist übermittelte die BBG 
nähere Informationen inkl. Punktestand. Nach Ende der Stillhalte-
frist erteilte die BBG den Zuschlag an die Agentur A. (TZ 25) 

Die Agentur B führte gegen die Agentur A einen Zivilprozess wegen 
Verletzung des Urheberrechts, der zur Zeit der Gebarungsüberprü-
fung noch nicht abgeschlossen war. Im Rahmen des Verfahrens for-
derte ein Sachverständiger beide Agenturen auf, Unterlagen zur 
Genese der Kampagne vorzulegen. Die Agentur B kam der Auffor-
derung umfassend nach, die Agentur A legte ein dreiseitiges hand-
schriftliches Konzept vor. Vorbehaltlich einer rechtskräftigen Ent-
scheidung im Prozess zur Verletzung des Urheberrechts erachtete es 
der RH für nicht ausgeschlossen, dass Informationen zum Erstan-
gebot der Agentur B außerhalb des eigentlichen Vergabeprozesses 
an die Agentur A geflossen waren. (TZ 25)

Die Agentur B schloss sich weiters als Privatklägerin dem Ermitt-
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft gegen die damalige die Bun-
desministerin für Verkehr, Innovation und Technologie, eine Mit-
arbeiterin des Kabinetts der Bundesministerin und gegen zwei 
Mitarbeiter der Agentur A in Bezug auf das Vergabeverfahren an. 
Das Verfahren wurde hinsichtlich des Vorwurfs der Untreue einge-
stellt, hinsichtlich des Vergehens der Verletzung des Amtsgeheim-
nisses bis zur Beendigung des Urheberrechts–Verfahrens abgebro-
chen. (TZ 25)
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Um beim Vergabeverfahren zur Kampagne „Alkohol am Steuer“ 
einen Informationsfluss zu Inhalten des Erstangebots der Agen-
tur B durch Mitarbeiter des BMVIT an die Agentur A ausschließen 
zu können, ersuchte der RH das BMVIT im Jänner 2014 um Über-
mittlung aller im Zeitraum der Ausschreibung zwischen dem BMVIT 
und Agentur A gesendeten E–Mails bzw. deren Inhalte. Das BMVIT 
verweigerte die Übermittlung der angefragten E–Mails. Eine Über-
mittlung aller, im angegebenen Zeitraum angefallenen E–Mails sei 
technisch nicht möglich und würde auch aufgrund der Bestim-
mungen des Datenschutzgesetzes nicht erfolgen.

Im Februar 2014 ersuchte der RH das BMVIT daher um einen 
Gesamtauszug aus dem Quellsystem über alle im überprüften Zeit-
raum von der Domain @bmvit.gv.at aus intern und extern gesende-
ten und empfangenen E–Mails mit Sender, Empfänger, Sende– bzw. 
Empfangszeitpunkt, Betreff und Größe. Dieser umfassende Erhe-
bungsansatz des RH sollte für ihn das Risiko allfälliger, selektiver 
Löschung einzelner E–Mails durch die überprüfte Stelle ausschlie-
ßen. Aus dieser Gesamtauflistung sollten die für die Gebarungs-
überprüfung relevanten E–Mails durch den RH ausgewählt und für 
einzelne E–Mails die Inhalte und Attachments vom BMVIT angefor-
dert werden. Im März 2014 verweigerte das BMVIT auch die Über-
mittlung dieser Informationen. (TZ 26)

Der RH stellte daraufhin im Mai 2014 beim VfGH einen Antrag auf 
Entscheidung einer Meinungsverschiedenheit gemäß Art. 126a B–VG. 
Der VfGH wies im Oktober 2014 den Antrag des RH auf Einsicht 
in einen Auszug aus dem Quellsystem ab. Es war daher nicht aus-
zuschließen, dass ein Informationsfluss zu Inhalten des Erstange-
bots der Agentur B vom BMVIT zur Agentur A stattgefunden hatte. 
(TZ 26)

Im Anschluss an die Vergabeentscheidung wurde das Preisblatt des 
Angebots in Abstimmung zwischen der Agentur A und dem Kabi-
nett der damaligen Bundesministerin für Verkehr, Innovation und 
Technologie abgeändert. Unter Beibehaltung der Gesamtkosten wur-
den die Kosten für Plakat und neue Werbeformen auf Null reduziert 
und deren Umsetzung damit gestrichen, die Länge des zu realisie-
renden TV–Spots erhöht und dessen Kosten um rd. 24 % angeho-
ben. Damit lag nach Ansicht des RH eine wesentliche Leistungsände-
rung vor, deren Bewertung im Vergabeverfahren zu einem anderen 
Ergebnis hätte führen können. (TZ 27)
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Wären ausschließlich die realisierten Leistungen (ohne Plakat und 
neue Werbeformen) hinsichtlich Preis und Qualität bei der Auswahl 
des Bestbieters beurteilt worden, wäre die Agentur B als Erstge-
reihte aus der Bewertung der Angebote hervorgegangen. (TZ 27)

Der Slogan der Kampagne war eines der wesentlichen Qualitäts–
Bewertungskriterien. Die Agentur A erhielt für ihren Slogan „Alko-
hol am Steuer. Das Letzte.“ doppelt so viele Punkte wie die Agen-
tur B für ihren Slogan „Alkofahrten sind das Letzte.“. Da nach der 
Vergabeentscheidung der Slogan völlig verändert wurde („Alkohol 
am Steuer: Können Sie damit leben?“), lag eine Leistungsänderung 
vor. Es bestand die Möglichkeit, dass die Bewertung des tatsächlich 
realisierten Slogans zu einem anderen Ergebnis der Bewertungs-
kommission geführt hätte. (TZ 27)

Zusätzlich zu den von der Ausschreibung umfassten Leistungen 
beauftragte das BMVIT zeitnah zum Start der Kampagne drei Adver-
torials mit Fotos der damaligen Frau Bundesministerin (allein, 
gemeinsam mit einem ehemaligen Sportler und gemeinsam mit 
einem Sportverein). Die Gesamtkosten für die freihändig an die 
Agentur A vergebenen Kreativleistungen für die Advertorials lagen 
bei rd. 150.000 EUR inkl. USt und überstiegen damit den Schwel-
lenwert für eine Direktvergabe (100.000 EUR exkl. USt). Die im Ver-
gleich zum Inserat wesentlich höheren Kosten der einzelnen Adver-
torials stellten nach Ansicht des RH die Angemessenheit des Preises 
in Frage. Die Advertorials erhöhten die Gesamtkosten für die Kre-
ativleistungen um rd. 55 %. Die Schaltungskosten der Advertorials 
machten mit insgesamt rd. 1,35 Mio. EUR über 60 % des gesamten 
Schaltvolumens (rd. 2,21 Mio. EUR) in den Printmedien aus. (TZ 28)

Bei der Umsetzung der Kampagne wurde mit rd. 66 % des Schaltvo-
lumens der überwiegende Anteil in Printmedien und nur rd. 29 % 
in den Medien Fernsehen, Hörfunk und Kino beauftragt. Ursprüng-
lich war bei der Umsetzung der Kampagne eine stärkere Nutzung 
des bewegten Bildes (Fernsehen und Kinospots) geplant. Einzelne 
Printmedien erhielten durch deren Reichweite nicht gerechtfertigte 
hohe Beauftragungen. (TZ 29)

Bei dieser Kampagne nahm die Agentur die Auswahl und Beauf-
tragungen der Schaltungen in den Medien vor. Es wurde ein aus-
gewogenerer Medienmix gewählt als bei der Kampagne „Alkohol 
im Straßenverkehr“ und es war eine stärkere Relation zwischen der 
relativen Reichweite der beauftragten Printmedien und der Höhe 
des jeweiligen Schaltvolumens gegeben. (TZ 30)

Kampagne „Pass 
auf mich auf – 
Rücksichtnahme 
auf Kinder im 
Straßenverkehr“
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Die Mitarbeiter der Abteilung ST2 des BMVIT begutachteten die 
Zwischen– bzw. Schlussberichte der Projekte inhaltlich und stellten 
gegebenenfalls entsprechende Nachforderungen. Für das Termin– 
und Finanz–Controlling der Förderungen und Aufträge fehlten ein-
heitliche Vorgaben. Die Mitarbeiter der Abteilung ST2 setzten meh-
rere, voneinander unabhängige Instrumente ein. Ein einheitliches, 
elektronisches Projektmanagement, das einen raschen und vollstän-
digen Überblick über die Termine und Verpflichtungen des BMVIT 
sowie der Förder– und Auftragnehmer ermöglichte und automati-
sierte Abfragen erlaubte, existierte nicht. (TZ 31)

Die Fördernehmer hatten vor der Auszahlung sowohl Sachberichte 
als auch Originalbelege vorzulegen. In der Praxis akzeptierten Mit-
arbeiter der Abteilung ST2 wiederholt Belege, die nicht den Vor-
gaben entsprachen. Der Verkehrssicherheitsfonds förderte Bewir-
tungen mit alkoholischen Getränken, inhaltlich und zeitlich nicht 
im direkten Zusammenhang mit dem geförderten Projekt stehende 
Leistungen und Leistungen, die vertraglich anders vereinbart waren. 
Belege wurden nicht in Höhe der Förderung, sondern komplett ent-
wertet. Damit lagen Mängel bei der Feststellung der sachlichen und 
rechnerischen Richtigkeit der Unterlagen vor. Der tatsächliche Zah-
lungsfluss war nicht nachzuweisen. Der Hinweis auf die Förderung 
durch den Verkehrssicherheitsfonds fehlte bei mehreren Veröffent-
lichungen. (TZ 32) 

Die „Richtlinien für Förderungen und Aufträge zur Steigerung der 
Verkehrssicherheit aus Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds“ waren 
die wesentliche Basis für die Gewährung von Förderungen und 
die Erteilung von Aufträgen. Sie wurden nach einer umfassenden 
Überarbeitung der Richtlinien (Erstfassung: 1999) im Jahr 2011 
neu veröffentlicht und im Jahr 2012 geringfügig abgeändert. Das 
BMVIT zählte Infrastrukturmaßnahmen zu den nicht förderbaren 
Kosten. Eine entsprechende Regelung fehlte in den Richtlinien. 
Weiters fehlten Festlegungen bezüglich Ausgaben, die nicht mit 
Verkehrssicherheit vereinbar waren. Es gab keine Regelung, wel-
che Beiratsmitglieder stimmberechtigt waren. Die Geschäftsfüh-
rung des Verkehrssicherheitsfonds konnte geförderte Projekte bis 
zu 15.000 EUR genehmigen. Eine analoge Regelung zu Aufträgen 
fehlte. Damit waren die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds 
teilweise unvollständig, fehlerhaft bzw. nicht mehr aktuell. (TZ 33)

Abwicklung der 
Projekte
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Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 nannte 
als Hauptziele die Reduktion der im Straßenverkehr Getöteten um 
50 %, der durch Verkehrsunfälle Schwerverletzten um 40 % und der 
Unfälle mit Personenschäden um 20 % bis zum Jahr 2020. Die kla-
ren, quantifizierten Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms waren 
positiv zu werten. (TZ 34)

Die Calls des Verkehrssicherheitsfonds waren hinsichtlich der Ziel-
setzungen eher allgemein und thematisch offen gehalten. Der zweite 
und dritte Call nahmen in den Fragestellungen und Zielsetzungen 
keinen konkreten Bezug zu Themenfeldern oder Maßnahmen des 
bereits veröffentlichten Verkehrssicherheitsprogramms 2011 bis 
2020. Den Konnex zum Verkehrssicherheitsprogramm mussten die 
Antragsteller im Förderansuchen herstellen. Diese Verweise fehl-
ten teilweise bzw. waren in ihrer Detailliertheit sehr unterschied-
lich. (TZ 34)

Bei der Kampagne „Verkehrssicherheit“ im Jahr 2008 fehlten Ziel-
vorgaben. Bei den folgenden Kampagnen zur Bewusstseinsbildung 
nahm im Lauf des überprüften Zeitraums die Klarheit der inhalt-
lichen Vorgaben zu und es wurden zunehmend quantifizierte Wir-
kungsziele entwickelt. Es gab keine bzw. eine sehr breite Definition 
der Zielgruppe. (TZ 34)

Das Verkehrssicherheitsprogramm 2002 bis 2010 verfehlte seine 
Zielsetzungen: die Anzahl der Getöteten sank statt um 50 % um 
45,1 %, die Anzahl der Unfälle mit Personenschaden um 14,3 % 
statt um 20 %. Das im Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 
gesetzte Zwischenziel 2015 für die Reduktion der Verkehrstoten um 
25 % auf unter 466 Getötete wurde im Jahr 2013 mit 453 Verkehrs-
toten erreicht. (TZ 35)

Die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds sahen seit dem 
Jahr 2011 eine Evaluierung der Gesamtheit der aus dem Verkehrs-
sicherheitsfonds geförderten Maßnahmen vor. Dazu ist spätestens 
zwei Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinien ein Zwischenbericht 
und fünf Jahre danach ein Endbericht zu legen. Diese Bestrebungen 
waren grundsätzlich positiv. Eine Festlegung, welche Maßnahmen 
— Förderungen und/oder Aufträge, Untergrenzen bzgl. des Geba-
rungsvolumens — in welcher Tiefe auf welche Zielerreichung hin 
evaluiert werden sollen, bzw. eine Bezugnahme auf das Verkehrssi-
cherheitsprogramm fehlte. Zudem war die Festlegung der Evaluie-
rungszeitpunkte sachlich nicht nachvollziehbar, weil sie in keinem 
Zusammenhang mit den Umsetzungsschritten des Verkehrssicher-

Wirkungen des 
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heitsfonds

Evaluierung der 
Zielerreichung



202 Bund 2015/11

Kurzfassung

heitsprogramms oder mit den Calls für geförderte Projekte stan-
den. Zudem verschob sich bei der vorliegenden Regelung der Ter-
min für den Zwischen– und den Endbericht mit jedem Neuerlass 
der Richtlinien. (TZ 35)

Bei den geförderten Projekten verfolgte die Geschäftsführung des 
Verkehrssicherheitsfonds das Prinzip der Selbstevaluierung. Die 
Ansätze der Projektwerber zur Selbstevaluierung waren in ihrer 
Qualität sehr unterschiedlich und die Angaben teilweise wenig aus-
sagekräftig. (TZ 35)

Die Evaluierung der Kampagnen zur Bewusstseinsbildung verbes-
serten sich im überprüften Zeitraum in Bezug auf den Beauftra-
gungszeitpunkt und die Methodenwahl. Für die bewusstseinsbilden-
den Kampagnen forderte das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 
2011 bis 2020, dass Kampagnen grundsätzlich, ohne Einschränkung 
auf einen bestimmten Gebarungsumfang, nach der CAST–Metho-
dologie zu evaluieren seien. (TZ 35)

Es gab geschlechtsspezifische Unterschiede im Unfallgeschehen: rd. 
56 % der Verletzten aus Verkehrsunfällen und 75 % aller Todesopfer 
entfielen auf männliche Verkehrsteilnehmer. Getötete PKW–Lenker 
waren zu 80 bis 85 % männlich. Im überprüften Zeitraum vergab 
der Verkehrssicherheitsfonds keine Förderungen oder Aufträge, die 
geschlechtsspezifische Fragestellungen behandelten. (TZ 36)

Seinen Richtlinien zufolge trug der Verkehrssicherheitsfonds dafür 
Sorge, dass die tatsächliche Gleichstellung von Männern und Frauen 
bei der Gewährung, Durchführung und Evaluierung der Förderung 
berücksichtigt wird. Es fanden sich allerdings keine Hinweise zur 
Umsetzung dieser Vorgabe. Vergab der Fonds Aufträge mit einer 
Leistungsfrist von sechs Monaten oder länger, mussten sich die Bie-
ter zur Umsetzung gleichstellungsfördernder Maßnahmen verpflich-
ten. Diese Bedingung wurde eingehalten. (TZ 37)

Bei den Mitgliedern des Beirats des Verkehrssicherheitsfonds waren 
Frauen mit einem Anteil von 18 % unterrepräsentiert. (TZ 38) 

Genderaspekte



Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

BMVIT

Bund 2015/11  203

 1 Der RH überprüfte im Oktober und November 2013 beim BMVIT die 
Gebarung des Österreichischen Verkehrssicherheitsfonds. Ziel der Geba-
rungsüberprüfung war u.a. die Beurteilung

–  der für die Verkehrssicherheitsarbeit aus dem Verkehrssicherheits-
fonds eingesetzten Mittel,

– der Organisation des Verkehrssicherheitsfonds,

Kenndaten Verkehrssicherheitsfonds
Gesetzliche Grundlagen Bundesgesetz vom 23. Juni 1967 über das Kraftfahrwesen 

(Kraftfahrgesetz 1967), BGBl. Nr. 267/1967 i.d.g.F.
Bundesgesetz über die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern 
mit Kraftfahrzeugen (Güterbeförderungsgesetz 1995), BGBl. Nr. 
593/1995 i.d.g.F.

2008 2009 2010 2011 2012 2013 Durchschnitt 
2008 bis 2013

in Mio. EUR

Einnahmen

Wunschkennzeichen 1,2 1,1 1,5 1,4 1,6 1,4 1,4

Strafgelder 
Güterbeförderungsgesetz 1,7 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6

Einnahmen gesamt 2,9 2,7 3,1 2,9 3,2 3,0 3,0

Ausgaben

Förderungen 0,6 0,7 0,6 0,4 1,0 1,8 0,9

Aufträge 3,3 2,7 1,6 1,8 1,1 2,9 2,2

Ausgaben gesamt 3,9 3,4 2,3 2,2 2,1 4,7 3,1

Dotierung Rücklagen – 0,9 – 0,6 0,8 0,7 1,1 – 1,71 – 0,1

Ausgaben inkl. 
Rücklagendotierung 3,0 2,8 3,1 2,9 3,2 3,0 3,0

in %

Rücklagen

Rücklagen per 1. Jänner 6,9 6,1 5,5 6,3 7,0 8,2 + 17,5

Verwaltungsaufwand

rd. 2,1 VBÄ (entspricht rd. 140.000 EUR pro Jahr) 

Rundungsdifferenzen möglich
1  Im Zuge der Rücklagendotierung 2013 wurde eine Entnahme der Rücklagen in der Höhe von 5,4 Mio. EUR im Jahr 2013 sowie 

eine vorläufige Rücklagenzuführung von rd. 3,7 Mio. EUR, welche allerdings erst nach dem 31. Dezember 2013 erfolgte, berück-
sichtigt.

Quellen: BMVIT; Darstellung RH

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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– der Tätigkeitsbereiche des Verkehrssicherheitsfonds und

–  der durch die Tätigkeit des Verkehrssicherheitsfonds entfalteten Wir-
kungen. Die Prüfung umfasste die Jahre 2008 bis 2013.

Im Zusammenhang mit der Überprüfung des Vergabeverfahrens betref-
fend die Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ rief der RH infolge 
einer Meinungsverschiedenheit gegenüber dem BMVIT über die Aus-
legung der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit des RH 
regeln, den VfGH gemäß Art. 126a B–VG an (TZ 26).

Zu dem im Februar 2015 übermittelten Prüfungsergebis nahm das 
BMVIT im Mai 2015 Stellung. Der RH übermittelte seine Gegenäuße-
rung im Juli 2015.

 2.1 Wesentliche strategische Grundlage der Straßenverkehrssicherheit 
und der diesbezüglichen Maßnahmen war in Österreich auf Ebene 
des Bundes das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020, 
das von der Abteilung ST2 des BMVIT federführend erarbeitet wurde. 
Neben diesem Strategiepapier des Bundes gab es u.a. auch in den Län-
dern teilweise Landes–Verkehrssicherheitsprogramme und auch die 
ASFINAG verfügte über ein eigenes Verkehrssicherheitsprogramm.

Das Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 des BMVIT definierte 
255 Maßnahmen mit einem sehr breiten Kreis von für die Umsetzung 
zuständigen Organisationen. Die das BMVIT betreffenden Maßnahmen 
umfassten z.B. legistische Maßnahmen, Kampagnen zur Bewusstseinsbil-
dung oder wissenschaftliche Untersuchungen. Für die Finanzierung der 
Maßnahmen des BMVIT standen Mittel des Österreichischen Verkehrssi-
cherheitsfonds in der Höhe von rd. 3 Mio. EUR pro Jahr zur Verfügung.

Der Österreichische Verkehrssicherheitsfonds wurde im Jahr 1988 beim 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie eingerichtet.1 
Die Mittel des Verkehrssicherheitsfonds sind zweckgebunden für Auf-
träge und Förderungen von Maßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit im Straßenverkehr zu verwenden.

Die Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds war in der Abtei-
lung ST2 „Technik und Verkehrssicherheit“ des BMVIT eingerichtet. 
Die Organisation und Mittelvergabe des Fonds war in den Richtlinien 
des Verkehrssicherheitsfonds2 geregelt.

1 mit der 12. Kraftfahrgesetz–Novelle (BGBl. Nr. 375/1988)
2 Letztfassung vom 28. September 2012

Allgemeine Grund-
lagen – Verkehrs-
sicherheit
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Die folgende Tabelle zeigt die Vielzahl an Grundlagen und Akteuren 
im Bereich der Straßenverkehrssicherheit in Österreich.

Tabelle 1:  Grundlagen und Umsetzung von Maßnahmen für die Straßenverkehrs- 
sicherheit in Österreich

Akteure siehe dazu

Strategische Grundlagen

Bund: aktuelles Verkehrssicherheits-
programm 2011 bis 2020

ST2/BMVIT
Verkehrssicherheitsbeirat/ Arbeitsausschuss 
Straße

TZ 10, 14, 
35

Verkehrssicherheitsprogramme der Länder Länder

Verkehrssicherheitsprogramm der ASFINAG ASFINAG

Umsetzung

255 Maßnahmen des Verkehrs-
sicherheitsprogramms 2011 bis 2020
  für 148 Maßnahmen BMVIT primär 

umsetzungsverantwortlich
  für 26 Maßnahmen Länder primär 

umsetzungsverantwortlich

BMVIT
BMI (u.a. Überwachungs maßnahmen der 
Exekutive)
BMBF (schulische Verkehrs erziehung)
Länder, Gemeinden
ASFINAG, Autofahrerclubs, Wirtschaftskammer 
Österreich u.a.

TZ 11

den Verkehrssicherheitsfonds betreffend:

Maßnahmen zur Bewussts einsbildung 
(Kampagnen)

ST2/BMVIT
Präsidium 2/BMVIT

TZ 8, 23 
bis 30

Aufträge und Förderungen des 
Verkehrssicherheitsfonds

ST2/BMVIT
Beirat des VSF (Empfehlung zu Förderungen 
der Calls)
Jury des VSF (Empfehlungen zu sonstigen 
Förderungen)

TZ 6, 17 
bis 22

Keine Förderung von Infrastruktur maßnahmen TZ 33

Finanzierung

den Verkehrssicherheitsfonds betreffend:

Strafen nach dem Güterbeförderungsgesetz
zu 100 % an den VSF

Gebietskörperschaften (Einhebung)
Präsidium 5/BMVIT (Veranlagung)

Wunschkennzeichen, gemäß Kraftfahrgesetz
zu 60 % an die Länder und 
zu 40 % an den VSF

Zulassungsstellen (Einhebung)
Präsidium 5/BMVIT (Veranlagung)

TZ 3, 5

Kontrolle

Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms ST2/BMVIT (Jahresberichte zur Umsetzung des 
Verkehrssicherheitsprogramms)

TZ 36

Maßnahmen der Länder, aus 
Wunschkennzeichen finanziert

ST2/BMVIT (koordinierende Besprechungen, 
Berichte)

TZ 11, 12

den Verkehrssicherheitsfonds betreffend:

Evaluation der Kampagnen ST2/BMVIT (beauftragt extern) TZ 36

Evaluation der Förderungen Selbstevaluation, durch Fördernehmer 
Controlling durch ST2/BMVIT

TZ 36

Evaluation der Summe der Maßnahmen des VSF ST2/BMVIT (beauftragt extern) TZ 36

VSF Verkehrssicherheitsfonds
Quelle: Darstellung RH
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Der vorliegende Bericht behandelt die Tätigkeit der Abteilung ST2 des 
BMVIT bei der Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms 2011 bis 
2020 und als Sitz der Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds, 
ihr Zusammenwirken mit anderen Organisationseinheiten in Hinblick 
auf die Straßenverkehrssicherheit, die Gebarung und Organisation des 
Verkehrssicherheitsfonds und die aus Mitteln des Verkehrssicherheits-
fonds finanzierten Maßnahmen.

 2.2 Der RH wies auf die Vielzahl und die Vielfalt der Akteure bei der Fest-
legung und der Umsetzung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen im 
Straßenverkehr und auf die Komplexität des Systems hin. Er stellte 
fest, dass der Bund geringe Ingerenzmöglichkeiten bei den Aktivi-
täten der Länder — u.a. bei der Festlegung jener Maßnahmen, die in 
den Ländern aus den Wunschkennzeichen finanziert wurden, und bei 
der Kontrolle der Verwendung dieser Mittel — hatte (siehe TZ 11).

Der Verkehrssicherheitsfonds stellte das größte Mittelvolumen für Ver-
kehrssicherheitsmaßnahmen des BMVIT zur Verfügung (rd. 3 Mio. EUR 
pro Jahr). Bei der Aufbringung der Mittel, der Organisation des Ver-
kehrssicherheitsfonds, der Mittelverwendung und der Wirkungsmes-
sung gab es in mehreren Bereichen Verbesserungspotenzial.

 3.1 Der Verkehrssicherheitsfonds wurde im Wesentlichen aus Einnahmen 
für Wunschkennzeichen3 und aus auf Basis des Güterbeförderungsge-
setzes4 verhängten Strafen gespeist: 

–  Autofahrer leisteten eine Abgabe von 200 EUR5 für die Zuweisung 
eines Wunschkennzeichens für den Zeitraum von 15 Jahren. 60 % 
dieser Mittel (durchschnittlich rd. 2,1 Mio. EUR pro Jahr) verblieben 
bei jenen Ländern, in denen die jeweiligen Wunschkennzeichen aus-
gestellt wurden; 40 % der Mittel (durchschnittlich rd. 1,4 Mio. EUR 
pro Jahr) gingen an den Verkehrssicherheitsfonds.

–  Das Güterbeförderungsgesetz sah Geldstrafen für bestimmte Ver-
gehen, wie z.B. die Nichteinhaltung der vorgeschriebenen Ruhe-
zeiten oder die Überschreitung der wöchentlichen Höchstarbeits-
zeit für Kraftfahrer, vor. 30 % der eingehobenen Strafgelder flossen 
der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu tragen 

3 § 48a Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 267/1967 i.d.g.F.
4 § 23 Güterbeförderungsgesetz 1995, BGBl. Nr. 593/1995 i.d.g.F.
5 ab September 2009; davor 145 EUR je Wunschkennzeichen

Einnahmen

Gebarung des Verkehrssicherheitsfonds
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hatte, die das Strafverfahren in erster Instanz durchführte; 70 % der 
Strafgelder (durchschnittlich 1,6 Mio. EUR pro Jahr) gingen an den 
Verkehrssicherheitsfonds.6

Die Einnahmen des Verkehrssicherheitsfonds entwickelten sich im über-
prüften Zeitraum wie folgt:

In den Jahren 2008 bis 2013 betrugen die Einnahmen des Verkehrs-
sicherheitsfonds rd. 3 Mio. EUR pro Jahr, wobei rd. 47 % davon aus 
Wunschkennzeichen und rd. 53 % aus Strafgeldern nach dem Güter-
beförderungsgesetz stammten.

In den Jahren 2008 bis 2012 wurden in Österreich insgesamt rd. 95.000 
Wunschkennzeichen ausgestellt. Von diesen stammten rd. 23 % aus 
der Verlängerung bestehender Wunschkennzeichen (nach Ablauf der 
Geltungsdauer von 15 Jahren). Der Großteil der Wunschkennzeichen 
(77 %) wurde im genannten Zeitraum neu ausgestellt. 

6 Daneben gab es eine Zweckwidmung von Strafen für Tunnelmanager nach § 14 Straßen-
tunnel–Sicherheitsgesetz (BGBl. I Nr. 54/2006 i.d.g.F.) zu Gunsten des Verkehrssicher-
heitsfonds. Tunnelmanager sind für die Einholung der erforderlichen Genehmigungen 
bei Bau und Inbetriebnahme von Tunneln sowie für die Einhaltung der Sicherheits-
vorschriften verantwortlich. Strafen werden z.B. für den Bau oder die Inbetriebnahme 
eines Tunnels ohne Genehmigung verhängt. Im überprüften Zeitraum gab es jedoch 
keine derartigen Strafzahlungen.

Tabelle 2: Einnahmen des Verkehrssicherheitsfonds

 
2008 2009 2010 2011 2012 2013 Durchschnitt 

2008 bis 2013

in Mio. EUR

Wunschkennzeichen1 1,2 1,1 1,5 1,4 1,6 1,4 1,4

Strafgelder nach dem 
Güterbeförderungsgesetz 1,7 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6

Einnahmen gesamt 2,9 2,7 3,1 2,9 3,2 3,0 3,0
Rundungsdifferenzen möglich
1 Bundesanteil

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Die Anzahl der jährlich ausgestellten Wunschkennzeichen entwickelte 
sich wie folgt:

Im Jahr 1990 — unmittelbar nach deren Einführung — wurden beson-
ders viele Wunschkennzeichen ausgegeben, weshalb im Jahr 2005 nach 
Ablauf der Geltungsdauer von 15 Jahren viele Wunschkennzeichen 
verlängert wurden. Insgesamt sank die Anzahl der jährlich neu aus-
gestellten Wunschkennzeichen leicht.

Dem BMVIT war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht bekannt, 
wie viele Wunschkennzeichen genau in den einzelnen Ländern aus-
gegeben wurden. Die Wunschkennzeichen verteilten sich gemäß einer 
Abschätzung, basierend auf den Einnahmen, wie folgt auf die Länder:

Abbildung 1: Anzahl der jährlich ausgestellten Wunschkennzeichen
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Die Länder vergaben unterschiedlich oft Wunschkennzeichen. Die Län-
der Oberösterreich, Niederösterreich und Kärnten stellten im Jahr 2012 
mit rd. 2,2 bis 2,3 Wunschkennzeichen je 1.000 KfZ und Jahr am 
wenigsten Wunschkennzeichen aus, während dies in der Steiermark7 
(4,0) und Tirol (4,5) etwa doppelt so häufig der Fall war. Nach Berech-
nungen des RH waren rd. 5 % aller in Österreich angemeldeten Fahr-
zeuge mit einem Wunschkennzeichen ausgestattet.

 3.2 Der RH merkte kritisch an, dass dem BMVIT die genaue Anzahl der in 
den Ländern jeweils ausgestellten Wunschkennzeichen nicht bekannt 
war. Er hob hervor, dass nur etwa ein Viertel aller Wunschkennzeichen 
aus einer Verlängerung nach Ablauf der Geltungsdauer von 15 Jah-
ren stammte. Um Mittel für die Verkehrssicherheitsarbeit langfristig 
zu sichern, wäre es aus Sicht des RH zweckmäßig, Inhabern beste-
hender Wunschkennzeichen gemeinsam mit der Information über 
den Ablauf der Geltungsdauer des Wunschkennzeichens eine Infor-
mation über die Zweckbindung und Mittelverwendung der Einnah-
men aus den Wunschkennzeichen zukommen zu lassen. Er empfahl 
dem BMVIT, diese Information unter Berücksichtigung von Kosten–
Nutzen–Aspekten weiterzugeben, um die Anzahl der Wunschkennzei-
chenverlängerungen zu erhöhen.

7 In der Steiermark wurden durch Gemeindezusammenlegungen neue Bezirkskürzel ein-
geführt, weshalb sich neue Varianten für Wunschkennzeichen ergaben und der Wert 
für die Steiermark im Jahr 2012 etwas höher war.

Tabelle 3: Verteilung der Wunschkennzeichen auf die Länder
Anzahl gesamt – 
ausgestellt 1989  
bis 2013 

Anteil der Länder an 
der Anzahl gesamt

Anzahl der Neuanträge 
je 1.000 KfZ im 
Jahr 2012

in 1.000 in %

Burgenland 20,0 3,7 2,6

Kärnten 34,6 6,4 2,3

Niederösterreich 101,0 18,8 2,3

Oberösterreich 79,3 14,8 2,2

Salzburg 34,1 6,3 2,9

Steiermark 75,6 14,1 4,0

Tirol 63,6 11,8 4,5

Vorarlberg 22,9 4,3 2,7

Wien 106,1 19,7 3,1

Gesamt 537,2 100,0 2,9
Rundungsdifferenzen möglich
Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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 3.3 Laut Stellungnahme des BMVIT führe es eine monatlich aktualisierte 
Statistik zu den Wunschkennzeichen, differenziert nach Bundeslän-
dern.

Das BMVIT nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis. Bereits im 
Jahr 2005 sei eine Informationskampagne zum Thema „Danke! Ihr Zei-
chen für Verkehrssicherheit“ durchgeführt worden, bei der alle Bürger 
bei der Verlängerung ihres Wunschkennzeichens mittels Folder über die 
Zweckwidmung der Einnahmen aus den Wunschkennzeichen für Pro-
jekte zur Erhöhung der Verkehrssicherheit informiert worden seien. Da 
aber kein signifikanter Einfluss auf die Zahl der Wunschkennzeichen-
verlängerungen habe festgestellt werden können, sei von einer weite-
ren Verteilung der Folder abgesehen worden.

 3.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass die Statistik des BMVIT über die 
Anzahl der Wunschkennzeichen auf Meldungen aus den Ländern über 
die Einnahmen für Wunschkennzeichen beruhte. Die Länder meldeten 
diese Einnahmen nach Abzug unterschiedlicher Spesen für den Zah-
lungsverkehr. Das BMVIT dividierte den verbleibenden Betrag durch 
die Kosten je Wunschkennzeichen und kam so zu einem — teilweise 
verzerrten — Näherungswert für die Anzahl der Wunschkennzeichen. 
So wurde beispielsweise im Jahr 2009 der Preis für die Ausstellung 
eines Wunschkennzeichens per 1. September von 145 EUR auf 200 EUR 
erhöht; das BMVIT dividierte jedoch die Einnahmen des Jahres 2009 
durch 145 EUR (Preis in den ersten acht Monaten), woraus ein ver-
zerrter Näherungswert resultierte.

Unter Hinweis auf die seit der vom BMVIT ins Treffen geführten Infor-
mationskampagne verstrichene Zeit und die möglichen neuen Vari-
anten von Wunschkennzeichen verblieb der RH bei seiner Empfeh-
lung, um damit die Mittel für die Verkehrssicherheitsarbeit langfristig 
zu sichern.

 4.1 Die Mittel des Verkehrssicherheitsfonds wurden für Aufträge bzw. För-
derungen verwendet. Bei Aufträgen wurde die erbrachte Leistung in 
der Regel zur Gänze durch den Verkehrssicherheitsfonds abgegolten 
und es erfolgte ein Eigentumsübergang an das BMVIT. Bei Förde-
rungen durch den Verkehrssicherheitsfonds musste der Mittelemp-
fänger in der Regel einen Eigenanteil erbringen und es erfolgte kein 
Eigentums übergang an das BMVIT (siehe TZ 16). Die Ausgaben ent-
wickelten sich im überprüften Zeitraum wie folgt:

Ausgaben 



Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

BMVIT

Bund 2015/11  211

Gebarung des Verkehrssicherheitsfonds

In den Jahren 2008 bis 2013 betrugen die jährlichen Ausgaben des 
Verkehrssicherheitsfonds rd. 3 Mio. EUR, wobei rd. 72 %8 davon für 
Aufträge und rd. 28 %9 für Förderungen verwendet wurden. 

–  Aufträge (Werkverträge) wurden im Wesentlichen für drei große 
Medienkampagnen (siehe TZ 25 bis 30) in den Jahren 2008, 
2009/2010 und 2013 mit einem Volumen zwischen 1,62 Mio. EUR 
und 2,68 Mio. EUR (Kostenanteil Verkehrssicherheitsfonds) je Kam-
pagne vergeben. 

–  Förderungen wurden bis zum Jahr 2010 auf Antrag (im Ausmaß 
von rd. 600.000 EUR pro Jahr) und ab dem Jahr 2011 im Rah-
men von drei Ausschreibungen (Calls, siehe TZ 18) in den Jahren 
201110 und 2013 mit einem Volumen zwischen rd. 760.000 EUR und 
1,1 Mio. EUR gewährt.

Neben diesen Ausgaben, für die Mittel des Verkehrssicherheitsfonds 
herangezogen wurden, finanzierte das BMVIT den Großteil des Perso-
nalaufwands für die Verwaltung des Verkehrssicherheitsfonds aus dem 
allgemeinen Budget (rd. 119.000 EUR pro Jahr, siehe TZ 7). Die Abtei-
lung Präsidium 2 des BMVIT finanzierte unabhängig vom Verkehrssi-
cherheitsfonds Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung im Bereich Ver-
kehrssicherheit aus dem allgemeinen Budget (bis zu 597.000 EUR pro 
Jahr, siehe TZ 8).

8 2,2 Mio. EUR von 3,1 Mio. EUR (ohne Rücklagen)
9 900.000 EUR von 3,1 Mio. EUR (ohne Rücklagen)
10 ein Call Anfang 2011 und ein Call im Herbst 2011; überwiegend budgetwirksam in den 

Jahren 2012 und 2013

Tabelle 4: Ausgaben des Verkehrssicherheitsfonds
2008 2009 2010 2011 2012 2013 Durchschnitt 

2008 bis 2013

in Mio. EUR

Aufträge 3,3 2,7 1,6 1,8 1,1 2,9 2,2

Förderungen 0,6 0,7 0,6 0,4 1,0 1,8 0,9

Ausgaben gesamt 3,9 3,4 2,3 2,2 2,1 4,7 3,1

Dotierung Rücklagen – 0,9 – 0,6 0,8 0,7 1,1 – 1,71 – 0,1

Summe 3,0 2,8 3,1 2,9 3,2 3,0 3,0
Rundungsdifferenzen möglich
1  Bei der Rücklagendotierung 2013 wurde eine Entnahme von Rücklagen in der Höhe von 5,4 Mio. EUR im Jahr 2013 sowie 

eine vorläufige Rücklagenzuführung von rd. 3,7 Mio. EUR, welche allerdings erst nach dem 31. Dezember 2013 erfolgte, 
berücksichtigt.

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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 4.2 Hinsichtlich einer Bündelung der Ausgaben für Verkehrssicherheit beim 
Verkehrssicherheitsfonds verwies der RH auf seine Empfehlungen in 
TZ 7 und 8.

 5.1 Gemäß Kraftfahrgesetz11 waren „die Mittel des Fonds [...] nutzbrin-
gend so anzulegen, dass über sie bei Bedarf verfügt werden kann“.

Das BMVIT veranlagte die Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds 
wie folgt:

Von Anfang 2008 bis Anfang 2013 erhöhten sich die Rücklagen des 
Verkehrssicherheitsfonds um rd. 17,5 % auf rd. 8,2 Mio. EUR. Waren 

11 § 131a, Abs. 5

Rücklagen 

Tabelle 5: Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds
 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Veränderung 

2008 bis 2013

in 1.000 EUR in %

Rücklagen gesamt  
(per 1. Jänner)

6.949 6.146 5.543 6.348 7.045 8.164 17,5

davon 

 in Wertpapieren veranlagt 1.500 1.500 750 0 0 0

in %

Rendite Wertpapiere 4,0 
bis 

5,25

4,0 
bis 

5,25

5,25 – – –  

in 1.000 EUR

Zinsertrag Wertpapiere 69 69 39 – – –  

 auf Geschäftskonto 5.449 4.646 4.793 6.348 7.045 8.164 49,8

in %

Rendite Geschäftskonto 1,75 0,25 
bis 

1,75

0,25 0,25 0,25 0,25  

in 1.000 EUR

Zinsertrag Geschäftskonto 105 49 15 17 20 21  

Zinsertrag gesamt 175 118 54 17 20 21 – 87,8

in %

durchschnittliche Rendite gesamt 2,51 1,92 0,98 0,25 0,25 0,25 – 90,1
Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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im Jahr 2008 noch 1,5 Mio. EUR der Rücklagen in Wertpapieren12 zu 
einer Verzinsung von 4,0 % bis 5,25 % angelegt, so befanden sich 
ab April 2010 die gesamten Rücklagen auf einem Geschäftskonto zu 
einem Zinssatz von 0,25 % vor KESt. Der Zinsertrag vor KESt für 
die Rücklagen reduzierte sich von rd. 175.000 EUR im Jahr 2008 auf 
rd. 21.000 EUR im Jahr 2013.

Im Dezember 2012 fand eine Besprechung von Vertretern des BMVIT 
mit Vertretern des BMF und der Österreichische Bundesfinanzierungs-
agentur Ges.m.b.H. (OeBFA) statt, bei der vereinbart wurde, dass die 
OeBFA mit verschiedenen Banken Kontakt bezüglich der Veranla-
gung der Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds aufnehmen solle. 
Dies erfolgte nicht, weil nach Auskunft der OeBFA die Konditionen 
für Gelder der Kassenverwaltung des Bundes zum damaligen Zeitpunkt 
unter jenen des Kontos des Verkehrssicherheitsfonds lagen. 

Ein Vertreter des BMF bestätigte dem BMVIT im März 2013, dass 
bei der Verwahrung der Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds auf 
einem Geschäftskonto mit einer Verzinsung von 0,25 % p.a. vor KESt 
„von einer risikoarmen und dennoch relativ ertragreichen Veranla-
gungsstruktur gesprochen werden kann“. Im BMVIT wurde deshalb 
— und auch zur Vermeidung eines erhöhten Verwaltungsaufwands 
bei einer Veranlagung — kein unmittelbarer Handlungsbedarf für eine 
nutzbringende Veranlagung der Rücklagen des Verkehrssicherheits-
fonds gesehen.

Die Budgetprognosen des Verkehrssicherheitsfonds wiesen zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung offene Zahlungsverpflichtungen von 
rd. 2,6 Mio. EUR (im Wesentlichen bis zum Jahr 2015 fällig) aus, wel-
che durch die zu erwartenden Einnahmen finanziert werden können; 
damit ergab die Budgetprognose des Verkehrssicherheitsfonds für die 
Jahre 2014 bzw. 2015 einen weiteren Aufbau der Rücklagen im Aus-
maß von 1,12 Mio. EUR bzw. rd. 730.000 EUR.

 5.2 Der RH hob hervor, dass der Verkehrssicherheitsfonds in den Jah-
ren 2010 bis 2012 kontinuierlich Rücklagen aufbaute und — nach einer 
Rücklagenauflösung im Jahr 2013 — auch für die Jahre 2014 und 2015 
ein neuerlicher Aufbau von Rücklagen prognostiziert war. Der RH kri-
tisierte, dass ab April 2010 sämtliche Rücklagen auf einem Geschäfts-
konto lagen und damit nicht nutzbringend im Sinne des Kraftfahrge-
setzes veranlagt waren. Er bemängelte, dass nach dem Auslaufen der 
bestehenden Veranlagungen in den Jahren 2009 bzw. 2010 erst Ende 
2012 Überlegungen zu Veranlagungsmöglichkeiten für die Rücklagen 

12 10–jährige Bundesanleihe, öffentliche Pfandbriefe Steiermark
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dokumentiert waren. Nach Ansicht des RH war ein Großteil der Rück-
lagen zumindest für die Jahre 2014 und 2015 nicht für die laufende 
Finanzierung des Verkehrssicherheitsfonds notwendig und eine ertrags-
arme Veranlagung der Rücklagen damit nicht im Sinne des Kraftfahr-
gesetzes gelegen. 

Der RH empfahl dem BMVIT, rechtzeitig Überlegungen zu einer gewinn-
bringenden Veranlagung der Mittel des Verkehrssicherheitsfonds anzu-
stellen. Er verwies in diesem Zusammenhang auf seine bisherigen Fest-
stellungen13 und empfahl dem BMVIT weiters, zumindest einen Teil 
der Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds risikoavers — unter lau-
fender Beobachtung der Zinsentwicklung — zu veranlagen.

 5.3 Das BMVIT hielt in seiner Stellungnahme fest, dass es der Empfehlung 
grundsätzlich folgen werde. Eine Veranlagung werde — bei entspre-
chender Empfehlung von ÖBFA und BMF und unter Berücksichtigung 
eines optimierten beziehungsweise in Relation stehenden Verwaltungs-
aufwandes — angestrebt.

 6.1 (1) Die Gremien des Verkehrssicherheitsfonds waren der Bundesminis-
ter für Verkehr, Innovation und Technologie, die Geschäftsführung, der 
Beirat sowie die Jury.

Die Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds oblag der im BMVIT 
für Verkehrssicherheit zuständigen Abteilung ST2 „Technik und Ver-
kehrssicherheit“. Die Geschäftsführung hatte bis Mitte des Jahres 2010 
der ehemalige Leiter der Abteilung ST2 inne. Nach dessen Versetzung 
in den Ruhestand übernahm die neue Leiterin der Abteilung ST2 die 
Geschäftsführung.

Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie bediente 
sich vor der Entscheidung über die Zuerkennung von Fördermitteln 
der sachverständigen Beratung durch einen Beirat bzw. durch eine 
Jury (letztere bei Förderungen, die im besonderen Interesse des BMVIT 
lagen bzw. ab dem Jahr 2011 außerhalb der Calls vergeben wurden). 
Die Jury gab Empfehlungen zu den vom Verkehrssicherheitsfonds zu 
vergebenden Aufträgen ab. Der Bundesminister war an die Empfeh-
lungen des Beirats bzw. der Jury nicht gebunden.

13 Reihe Bund 2014/6 „Stipendienstiftung der Republik Österreich“

Gremien des Ver-
kehrssicherheitsfonds
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(2) Die Zusammensetzung des Beirats war im Kraftfahrgesetz gere-
gelt.14 Dem Beirat gehörten bis zu 18 Mitglieder an, davon je ein Ver-
treter der gewerblichen Wirtschaft, der unselbständig Erwerbstätigen, 
des Vereins A, der Länder, des BMVIT, des BMI, des BMBF, des BMASK, 
der ASFINAG sowie von drei Vereinen der Verkehrsteilnehmer. Das 
BMVIT entsandte bis zu sieben Vertreter in den Beirat, die weiteren 
elf im Beirat vertretenen Organisationen je einen Vertreter. Der Beirat 
tagte bis zur Einführung der Calls im Jahr 2011 anlassbezogen (ein bis 
zwei Mal pro Jahr) und danach im Anschluss an die Calls. Zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung waren ab dem Jahr 2014 zwei Calls bzw. Bei-
ratssitzungen pro Jahr vorgesehen.

Im Beirat vertretene Institutionen traten teilweise auch als Förde-
rempfänger oder Auftragnehmer des Verkehrssicherheitsfonds auf 
(siehe TZ 20). Insgesamt wirkten im überprüften Zeitraum bei rd. 38 % 
der vom Verkehrssicherheitsfonds vergebenen Förderungen und bei 
rd. 24 % der Aufträge Projektwerber mit, die auch im Beirat vertreten 
waren. Allein auf den Verein A entfielen rd. 29 % aller Förderprojekte 
bzw. rd. 22 % der Aufträge.

(3) Die Jury wurde im Jahr 2007 auf Basis einer sogenannten 
„Kabinettsverfügung“15 eingerichtet und durch Aufnahme in die im 
Jahr 2011 überarbeiteten Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds for-
malisiert. Sie setzte sich neben dem Geschäftsführer des Verkehrssi-
cherheitsfonds und dessen Stellvertreter aus dem Vorsitzenden des Bei-
rats, dem fachlich zuständigen Sektionsleiter und einem Vertreter des 
Kabinetts des Bundesministers zusammen.

 6.2 (1) Nach Ansicht des RH barg die Besetzung des Beirats des Verkehrs-
sicherheitsfonds das Risiko von Interessenskonflikten, weil im Beirat 
vertretene Institutionen einen erheblichen Teil der zu begutachten-
den Projekte selbst einbrachten bzw. an deren Ausführung mitwirk-
ten. Dies widersprach nach Ansicht des RH dem Prinzip der Trennung 
von Auftraggeber und Auftragnehmer und stellte damit eine Unver-
einbarkeit dar. Neben der Möglichkeit, direkt oder indirekt Einfluss auf 
die Empfehlung von Förderprojekten zu nehmen, gewannen diese Bei-
ratsmitglieder durch die Beurteilung der Förderprojekte der Konkur-
renz Kenntnisse, die einen Know–how–Vorsprung im gesamten The-
menfeld bewirken konnten.

14 § 131a Abs. 7 KFG 1967
15 Ergebnisprotokoll der Besprechung über die Neuausrichtung des Verkehrssicherheits-

fonds am 19. November 2007 im Kabinett des damaligen Bundesministers für Verkehr, 
Innovation und Technologie, Werner Faymann
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Der RH empfahl dem BMVIT, auf eine Änderung der Zusammenset-
zung des Beirats durch eine entsprechende Änderung des Kraftfahr-
gesetzes hinzuwirken. Dem Beirat sollten ausschließlich Organisati-
onen, die in keinem Vertragsverhältnis zum Verkehrssicherheitsfonds 
stehen — wie etwa internationale Experten — angehören, um Interes-
senskonflikte zu vermeiden.

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMVIT bei der Empfeh-
lung von Förderungen durch die — gesetzlich nicht vorgesehene — Jury 
auf die Expertise des — gesetzlich eingerichteten — Beirats verzichtete. 
Er erachtete die Einführung der Jury jedoch insofern als zweckmä-
ßig, weil diese den Beirat bei der Empfehlung von Aufträgen des Ver-
kehrssicherheitsfonds entlastete, schneller zusammentreten und daher 
Empfehlungen rascher vorbereiten konnte. Nach Ansicht des RH wäre 
darauf zu achten, dass Mitglieder der Jury nicht selbst Projekte einrei-
chen, welche durch die Jury beraten bzw. empfohlen werden.

Der RH empfahl dem BMVIT, in Hinblick auf die nunmehr regelmä-
ßig geplanten Calls grundsätzlich den Beirat mit der Beurteilung der 
Förderfähigkeit von Projekten zu befassen.

 6.3 Das BMVIT nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung des RH 
zur Besetzung des Beirats zur Kenntnis. Paragraph 131 a des Kraft-
fahrgesetzes sehe unter Abs. 2 lit.1 eine Verkehrssicherheitsorganisa-
tion als Mitglied des Beirats vor. In den Beiratssitzungen werde bei 
den Beschlussfassungen darauf geachtet, jede mögliche Befangenheit 
der Beiratsmitglieder bei der Bewertung, Beratung und Beschlussfas-
sung über Förderansuchen auszuschließen. Aus den Protokollen der 
Beiratssitzungen gehe eindeutig hervor, welches Beiratsmitglied in wel-
cher Form an der Empfehlung für eine Förderentscheidung mitgewirkt 
habe.

Das BMVIT stimmte der Empfehlung des RH zu, grundsätzlich den Bei-
rat mit der Beurteilung der Förderfähigkeit von Projekten zu befassen. 
Die Förderfähigkeit von Projekten werde künftig auch außerhalb der 
Calls durch den Beirat beurteilt werden. 

 6.4 Unter Hinweis auf TZ 20 seines Prüfungsergebnisses stellte der RH 
gegenüber dem BMVIT klar, dass mehrfach nicht eindeutig aus den 
Protokollen der Beiratssitzungen ersichtlich war, ob und wie befangene 
Mitglieder an den Beratungen bzw. Beschlussfassungen mitgewirkt hat-
ten. Um das Risiko von Interessenskonflikten nachhaltig auszuschlie-
ßen, verblieb der RH bei seiner Empfehlung, auf eine entsprechende 
Änderung des Kraftfahrgesetzes hinzuwirken.
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 7.1 Das BMVIT beschäftigte Mitarbeiter, die zusätzlich zu anderen Aufga-
ben mit der Verwaltung des Verkehrssicherheitsfonds betraut waren. 
Das BMVIT verrechnete dem Verkehrssicherheitsfonds in den Jah-
ren 2008 bis 2012 Personalaufwand für die Administration des Fonds 
in der Höhe von rd. 21.000 EUR bis 25.000 EUR pro Jahr, was den 
Aufwand für die „finanzielle Verwaltung“16 abdeckte. Den tatsäch-
lich anfallenden Personalaufwand für die Administration des Ver-
kehrssicherheitsfonds inkl. Projektbetreuung bezifferte das BMVIT auf 
rd. 140.000 EUR pro Jahr. Das entspricht einem Personaleinsatz von 
rd. 2,1 Vollbeschäftigungsäquivalenten. Jenen Personalaufwand, der 
über den Kostenersatz durch den Verkehrssicherheitsfonds hinausging 
(rd. 119.000 EUR pro Jahr), bestritt das BMVIT aus seinem allgemei-
nen Budget.

Die tatsächlichen Verwaltungskosten entsprachen rd. 4,5 % der jähr-
lich vom Verkehrssicherheitsfonds für die Finanzierung von Maßnah-
men zur Hebung der Verkehrssicherheit aufgewendeten Mittel.17 

 7.2 Die Höhe der tatsächlichen Verwaltungskosten des Verkehrssicherheits-
fonds war aus Sicht des RH mit rd. 4,5 % des Gesamtaufwands ver-
tretbar.18

Für den RH war die Beschränkung der vom BMVIT dem Verkehrssi-
cherheitsfonds verrechneten administrativen Kosten auf jene für die 
finanzielle Administration sachlich nicht nachvollziehbar. Er wies kri-
tisch darauf hin, dass das BMVIT einen Großteil der für die Verwal-
tung des Verkehrssicherheitsfonds anfallenden Personalkosten über-
nahm, obwohl der Fonds selbst über ausreichende finanzielle Mittel 
verfügte, die per Gesetz u.a. für die Verwaltung des Verkehrssicher-
heitsfonds zweckgewidmet waren, während das allgemeine Budget des 
Bundes nicht ausgeglichen und damit schuldenfinanziert war.

Der RH empfahl dem BMVIT, in Zukunft sämtliche für die Verwaltung 
des Fonds anfallenden Personalkosten dem Verkehrssicherheitsfonds 
in Rechnung zu stellen.

 7.3 Das BMVIT nahm die Empfehlung zur Kenntnis.

16 Verwaltung der Einnahmen des Verkehrssicherheitsfonds, Abrechnung der Förderungen 
und Aufträge, jedoch nicht die Projektbetreuung

17 140.000 EUR von 3,1 Mio. EUR
18 Bei der Prüfung „7. EU–Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung“ ermittelte 

der RH einen Administrationsaufwand von rd. 3,7 % zur administrativen Betreuung der 
österreichischen Projekte. Das BMF erachtete in diesem Zusammenhang einen admi-
nistrativen Aufwand von bis zu 5 % als angemessen (siehe Reihe Bund 2014/10).

Administrative  
Kosten des Verkehrs-
sicherheitsfonds
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 8.1 Im BMVIT waren folgende Stellen mit Verkehrssicherheitsarbeit befasst:

Die Abteilung ST2 „Technik und Verkehrssicherheit“ war zuständig 
für die strategische Verkehrssicherheitsarbeit und für die Erarbeitung 
und Umsetzung des Österreichischen Verkehrssicherheitsprogramms. 
Sie war Sitz der Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds. Wei-
ters leitete und organisierte sie den Arbeitsausschuss Straße und den 
Unterausschuss Radverkehr des Verkehrssicherheitsbeirats.

Die Abteilung Präsidium 2 „Information und Dokumentation, Proto-
koll“ wirkte an der Umsetzung von Kampagnen des Verkehrssicher-
heitsfonds zur Bewusstseinsbildung mit. Sie konkretisierte gemeinsam 
mit der Abteilung ST2 die vom Bundesminister für Verkehr, Innova-
tion und Technologie bzw. vom Kabinett für die Kampagne vorgege-
benen Themen und wirkte an der Erstellung der Ausschreibungsunter-
lagen sowie bei der Auswahl der Bieter in den Vergabeverfahren mit.

Sie betreute die operative Umsetzung der Kampagnen in Rückspra-
che mit dem Kabinett und in Abstimmung mit der Abteilung ST2. 
Dabei erstellte sie, sofern damit nicht eine Agentur beauftragt wurde, 
die Mediapläne und beauftragte die Medialeistungen. Die Abteilung 
Präsidium 2 stellte die sachliche Richtigkeit der Rechnungen fest und 
leitete diese an die Abteilung ST2 zur Bezahlung aus den Mitteln des 
Verkehrssicherheitsfonds weiter.

Dabei kam es wiederholt zu Unklarheiten hinsichtlich der Finanzie-
rungsverantwortung bzw. des verfügbaren finanziellen Rahmens. 
So legte das BMVIT bei der Kampagne „Alkohol im Straßenver-
kehr“ im Jahr 2009/2010 zu Beginn ein Gesamtausgabevolumen von 
3,5 Mio. EUR fest. Im Zuge der Umsetzung überschritt das BMVIT die-
ses Volumen durch das Fehlen eines wirksamen Kosten–Controllings 
ungeplant. Die Gesamtkosten lagen schlussendlich bei rd. 4,5 Mio. EUR 
(siehe TZ 25) und damit um rd. 29 % über dem ursprünglich vorge-
sehenen Betrag. Die Mehrkosten trugen nach internen Diskussionen 
jeweils zur Hälfte (je rd. 500.000 EUR) die Abteilung ST2 aus dem Ver-
kehrssicherheitsfonds und die Abteilung Präsidium 2 aus dem allge-
meinen Budget des BMVIT.

Auch bei der Kampagne „Pass auf mich auf – Rücksichtnahme auf Kin-
der im Straßenverkehr“ im Jahr 2013 gab es Diskussionen zwischen 
den Abteilungen ST2 und Präsidium 2 bezüglich der Übernahme von 
Kosten für Give–aways19 und einen im Rahmen der Kampagne durch-
geführten Wettbewerb.

19 (kleine) Werbegeschenke

Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen  
innerhalb des BMVIT
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Die Abteilung Präsidium 2 finanzierte auch unabhängig vom Verkehrs-
sicherheitsfonds Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung im Bereich der 
Verkehrssicherheit. Sie gab dafür in den Jahren 2008 bis 2013 jährlich 
zwischen rd. 189.000 EUR und rd. 597.000 EUR aus.

 8.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das Zusammenwirken zwischen den 
Abteilungen Präsidium 2 und ST2 vor allem bei der Finanzierung 
von Kampagnen zur Bewusstseinsbildung nicht in allen Fällen funk-
tionierte. Der RH kritisierte, dass das Fehlen eines entsprechenden 
Kosten–Controllings zu Mehrkosten einer Kampagne im Ausmaß von 
rd. 1 Mio. EUR bzw. rd. 29 % führte.

Der RH empfahl dem BMVIT, bei der Umsetzung von Kampagnen 
vorab in Abstimmung mit der mittelfristigen Finanzplanung des Ver-
kehrssicherheitsfonds einen maximalen Ausgabenrahmen festzulegen 
und entsprechende Instrumente einzusetzen, die es der beauftragenden 
Abteilung Präsidium 2 und der zahlenden Abteilung ST2 zu jedem 
Zeitpunkt erlauben, den Stand der durch Beauftragungen gebundenen 
Mittel in Bezug auf den Gesamtausgabenrahmen zu verfolgen.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMVIT bewusstseinsbildende 
Maßnahmen zur Verkehrssicherheit auch aus dem allgemeinem Bud-
get finanzierte, obwohl im Verkehrssicherheitsfonds ausreichende Mit-
tel vorhanden waren. Dies führte zu Intransparenz bei der Mittelal-
lokation und erschwerte den Überblick über die Ausgaben für die im 
Kraftfahrgesetz hinsichtlich der Straßenverkehrssicherheit geregelten 
Aufgaben des Verkehrssicherheitsfonds. 

Der RH empfahl dem BMVIT, zur Steigerung der Kostentransparenz 
alle Aufgaben, für die im Verkehrssicherheitsfonds zweckgebundene 
Mittel vorhanden sind, gebündelt über den Fonds zu finanzieren und 
Öffentlichkeitsarbeit zur Verkehrssicherheit nicht mehr über die Abtei-
lung Präsidium 2 zu finanzieren.

 8.3 Das BMVIT stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung des 
RH zu, einen maximalen Ausgabenrahmen für Kampagnen festzule-
gen und entsprechende Instrumente zur Verfolgung des Mitteleinsatzes 
einzusetzen. Bereits bei der letzten großen Verkehrssicherheitskampa-
gne des BMVIT zum Thema „Pass auf mich auf!“ sei vorab ein maxi-
maler Ausgabenrahmen festgelegt worden. Darauf aufbauend sei es 
zu jedem Zeitpunkt möglich gewesen, den Stand der durch Beauftra-
gungen gebundenen Mittel in Bezug auf die zuvor festgelegten maxi-
malen Gesamtausgaben zu verfolgen. Dieses Vorgehen werde auch bei 
künftigen Kampagnen beibehalten.
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Das BMVIT stimmte ferner der Empfehlung des RH zur gebündelten 
Finanzierung von Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit im Bereich Ver-
kehrssicherheit durch Mittel des Verkehrssicherheitsfonds zu. In der 
Budgetplanung des Verkehrssicherheitsfonds seien für die Jahre 2014 
bis 2019 jährlich 500.000 EUR für bewusstseinsbildende Maßnahmen 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit reserviert. Darüber hinaus seien 
im Budget für die Jahre 2015/2016 und 2018/2019 Mittel für bewusst-
seinsbildende Kampagnen in Höhe von je 3,5 Mio. EUR vorgesehen.

 9.1 Die Bundesanstalt für Verkehr20, eine Dienststelle des BMVIT, setzte 
sich aus den vier Bereichen KfZ– und Verkehrstechnik, Typenge-
nehmigung, der Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes und der 
Be obachtungsstelle für die Straßenverkehrssicherheit zusammen. 
Wesentliche Aufgabe der Beobachtungsstelle für die Straßenverkehrs-
sicherheit war die Sammlung und Auswertung von Daten zu Verkehrs-
unfällen, zu Unfallfolgen und zu Unfallhäufungsstellen und der inter-
nationale Informationsaustausch. Zudem war in der Bundesanstalt für 
Verkehr die Geschäftsführung und Organisation des Verkehrssicher-
heitsbeirats21 angesiedelt.

Im Zuge einer Reorganisation wurde im Jahr 2013 die Beobachtungs-
stelle für die Straßenverkehrssicherheit aus der Bundesanstalt für Ver-
kehr in die Abteilung ST2 im BMVIT verlagert, um die Agenden der 
Verkehrssicherheit in der Zentralstelle des BMVIT zu bündeln. Im Zuge 
dessen wurden die Angelegenheiten des Verkehrssicherheitsbeirats und 
dessen Geschäftsführung direkt der Leiterin der Sektion IV im BMVIT 
unterstellt.

 9.2 Der RH wies darauf hin, dass die Integration der Beobachtungsstelle für 
die Straßenverkehrssicherheit in die für Straßenverkehrssicherheitsar-
beit zuständige Abteilung ST2 des BMVIT Synergien bei der Datener-
hebung und Datenauswertung zeitigen könnte, weil damit Doppelglei-
sigkeiten bei internationalen Kontakten vermieden werden könnten.

 10.1 Der Verkehrssicherheitsbeirat war auf Basis des Unfalluntersuchungs-
gesetzes eingerichtet22 und diente als institutionelle Plattform für die 
Zusammenarbeit des BMVIT mit anderen Organisationen im Bereich 
Verkehrssicherheit. Der Arbeitsausschuss Straße des Verkehrssicher-

20 siehe dazu auch den Bericht des RH „Bundesanstalt für Verkehr hinsichtlich der Unfallun-
tersuchungsstelle des Bundes in den Bereichen Luft– und Schifffahrt“, Reihe Bund 2011/10

21 eingerichtet auf Basis des Unfalluntersuchungsgesetzes
22 § 25, BGBl. I Nr. 123/2005 i.d.g.F.
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heitsbeirats wirkte an der Erarbeitung des Verkehrssicherheitspro-
gramms mit und begleitete dessen Umsetzung.

Der Arbeitsausschuss Straße war — neben weiteren Organisationen — 
mit Vertretern all jener Institutionen besetzt, die auch den Beirat des 
Verkehrssicherheitsfonds beschickten, der über die Förderwürdigkeit 
von Projekten zur Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms beriet.

In beiden Gremien waren der Verein A und Vereine der Verkehrsteil-
nehmer vertreten. Darüber hinaus waren diese auch Auftragnehmer 
des Verkehrssicherheitsfonds — sowohl von Aufträgen als auch von 
Förderungen (siehe TZ 6 und 20).

 10.2 Für den RH war die Besetzung des Verkehrssicherheitsbeirats und des 
Beirats des Verkehrssicherheitsfonds mit Vertretern identischer Orga-
nisationen sachlich nachvollziehbar, sofern sie nicht Förderempfän-
ger oder Auftragnehmer des Verkehrssicherheitsfonds waren, weil der 
Verkehrssicherheitsbeirat — Arbeitsausschuss Straße an der Erarbei-
tung des Verkehrssicherheitsprogramms und damit am strategischen 
Grundsatzpapier der Verkehrssicherheit mitwirkte, demgegenüber der 
Beirat des Verkehrssicherheitsfonds mit seinen Empfehlungen zur För-
derung von Projekten die operative Umsetzung vorbereitete.

Der RH wies in diesem Zusammenhang kritisch auf die Mitgliedschaft 
des Vereins A und von Vereinen der Verkehrsteilnehmer in beiden Gre-
mien und die gleichzeitige Beauftragung dieser Vereine durch den Ver-
kehrssicherheitsfonds hin. Dies ermöglichte Unvereinbarkeiten bzw. 
Interessenskonflikte. Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf 
seine Empfehlungen in TZ 6 und TZ 20.

 11.1 (1) Die Einnahmen aus den Wunschkennzeichen waren im Verhältnis 
40 zu 60 auf Bund und Länder aufzuteilen. Die Länder erhielten in den 
Jahren 2008 bis 2013 insgesamt rd. 12 Mio. EUR aus den Einnahmen 
aus Wunschkennzeichen, was rd. 41 % der gesamten Einnahmen des 
Fonds (Wunschkennzeichen und Strafen gemäß Güterbeförderungs-
gesetz, siehe TZ 3) entsprach.

(2) In der Regel verwaltete die Verkehrsabteilung im jeweiligen Amt der 
Landesregierung die Landesmittel aus den Wunschkennzeichen; diese 
waren laut Kraftfahrgesetz zweckgebunden für Verkehrssicherheits-
maßnahmen einzusetzen. Über den Einsatz der Mittel hatte mindes-
tens einmal jährlich eine koordinierende Besprechung zwischen dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und Vertre-
tern der Länder zur inhaltlichen Schwerpunktsetzung stattzufinden. 

Mittelverwendung 
durch die Länder
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Für die Jahre 2008 und 2009 lagen zu den koordinierenden Bespre-
chungen Anwesenheitslisten, aber keine Protokolle vor. Im Jahr 2010 
stellte die neue Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds bei der 
koordinierenden Besprechung eine Neuausrichtung der Treffen in Aus-
sicht: die Länder sollten nunmehr einen kurzen Rückblick auf die Akti-
vitäten des Vorjahres geben, der Schwerpunkt sollte auf einer abge-
stimmten Planung des kommenden Geschäftsjahrs liegen. Im Jahr 2013 
brachten die Ländervertreter auch konkrete Vorschläge für Themen 
von Förderprojekten bzw. Calls ein.

(3) Die Länder finanzierten (gemäß den Protokollen der koordinie-
renden Besprechungen und den jährlichen Berichten der Länder) Pro-
jekte, die teilweise auf eine Diskrepanz zwischen den Erfordernissen 
der Verkehrssicherheitsarbeit der Länder und den tatsächlich mit den 
Ländermitteln aus den Wunschkennzeichen finanzierten Maßnahmen 
schließen ließen.

–  So wies der Vertreter des Landes Wien darauf hin, dass das Thema 
Motorradsicherheit in Wien von geringer Bedeutung sei, dennoch 
war das Motorradfahrsicherheitstraining „Safebike“ mit jährlichen 
Kosten zwischen rd. 76.000 EUR und rd. 127.000 EUR die größte 
Position bei den in den Berichten des Landes Wien angeführten 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen.

–  Die Vertreterin der Steiermark berichtete auf Rückfrage des BMVIT, 
dass ein Vignetten–Gewinnspiel im Jahr 2011 auf politischen 
Wunsch durchgeführt worden war.

–  In Kärnten wurden mit den Landesmitteln aus den Wunschkenn-
zeichen ab dem Jahr 2009 zahlreiche Give–aways finanziert.

Tabelle 6:  Durch Landesmittel aus den Wunschkennzeichen finanzierte Give–aways  
in Kärnten

2009 2010 2011 2012

in EUR

Herbstsicherheitsjacken 100.000 66.945 49.212 –

Handschuhe für Autopannen 29.340 19.816 21.531 21.531

reflektierende Strickmützen – 51.555 – –

Summe Give–aways 129.340 138.316 70.743 21.531

Ausgaben gesamt 232.919 163.679 139.120 71.559

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Dem Bund war es gemäß Kraftfahrgesetz vorbehalten, die widmungs-
konforme Verwendung der Mittel zu überprüfen. Für eine widmungs-
widrige Verwendung sah das Gesetz allerdings keine Sanktionsmög-
lichkeiten vor. Die Abteilung ST 2 führte keine vertieften Prüfungen 
der Mittelverwendung durch die Länder durch, stellte aber in den koor-
dinierenden Besprechungen auf Basis der Länderberichte (siehe TZ 12) 
regelmäßig Fragen zur Mittelverwendung.

(4) Laut dem Verkehrssicherheitsprogramm 2002 bis 2010 war eine enge 
Kooperation zwischen den Gebietskörperschaften auf allen Ebenen ein 
wesentlicher Eckpfeiler erfolgreicher Verkehrssicherheitsprogramme. 
Im aktuellen Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 waren bei 
26 der insgesamt 255 Maßnahmen die Länder als Haupt–Umsetzungs-
verantwortliche genannt, bei weiteren 39 Maßnahmen waren sie als 
mitverantwortlich für die Umsetzung ausgewiesen. In einer Stellung-
nahme zu den Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms 2011 bis 
2020 verwies der Landeshauptmannstellvertreter des Landes Salzburg 
auf den zusätzlichen finanziellen Aufwand in beträchtlichem Ausmaß 
für Länder und Gemeinden bei der Umsetzung dieser Maßnahmen.

Im überprüften Zeitraum gab es nur in Ausnahmefällen länderübergrei-
fende Projekte, die mit den Ländermitteln aus den Wunschkennzeichen 
finanziert waren.23 Länderübergreifende Maßnahmen, an denen meh-
rere Länder teilnahmen und die einen größeren finanziellen Umfang 
hatten, fanden vor allem dann statt, wenn das BMVIT zusätzliches 
Geld aus dem Verkehrssicherheitsfonds ausschüttete, wie z.B. bei der 
Motorradkampagne, die im Jahr 2011 startete und für die das BMVIT 
rd. 1 Mio. EUR zur Verfügung stellte.

 11.2 Der RH kritisierte, dass die koordinierenden Besprechungen der 
Jahre 2008 und 2009 zwar durch Anwesenheitslisten belegt waren, 
dass aber keine Protokolle zur Dokumentation der behandelten Inhalte 
vorlagen. Er erachtete die angestrebte Neuausrichtung der koordinie-
renden Besprechungen ab dem Jahr 2010 mit einer Verlagerung von 
der Berichterstattung hin zu einer koordinierten Planung des Folge-
jahrs als positiv.

Der RH wies darauf hin, dass die Möglichkeit des Bundes, die Ver-
wendung der Ländermittel aus den Wunschkennzeichen zu prüfen, 
— bei gleichzeitigem Fehlen von Sanktionsmöglichkeiten für das 
BMVIT — wenig geeignet war, eine widmungskonforme Verwendung 

23 Im Jahr 2012 beteiligten sich die Länder Burgenland, Niederösterreich und Wien am 
Projekt „Mobil sein–mobil bleiben“, die Länder Salzburg, Tirol und Vorarlberg an spe-
zifischen Radworkshops und die Länder Salzburg, Steiermark und Tirol an der Aktion 
„Close to“.
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zu gewährleisten. Der RH empfahl dem BMVIT, auf eine Änderung des 
Kraftfahrgesetzes hinzuwirken, um dem BMVIT entsprechende Sankti-
onsmöglichkeiten bei einer widmungswidrigen Verwendung der Län-
dermittel einzuräumen.

Der RH wies auf die Vielzahl von Maßnahmen (26 von 255 mit Haupt-
umsetzungsverantwortung, 39 von 255 mit Mitverantwortung) im 
aktuellen Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 mit Umset-
zungsverantwortung bei den Ländern hin. Seiner Ansicht nach war 
eine stärkere Verschränkung der aus Wunschkennzeichen finanzierten 
Maßnahmen der Länder mit dem Verkehrssicherheitsprogramm 2011 
bis 2020 — unter Berücksichtigung der länderspezifischen Notwen-
digkeiten — erforderlich.

Er empfahl dem BMVIT, in den koordinierenden Besprechungen ver-
stärkt gemeinsam mit den Ländern Themenschwerpunkte festzulegen, 
deren Bearbeitung der Umsetzung von Maßnahmen des Verkehrssi-
cherheitsprogramms des Bundes oder eigener Landes–Verkehrssicher-
heitsprogramme dient.

 11.3 Das BMVIT nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung des RH 
hinsichtlich einer Änderung des Kraftfahrzeuggesetzes zur Kenntnis, 
wies jedoch darauf hin, dass Sanktionsmöglichkeiten für den Bund den 
Kompetenzbereich der Länder einengen würden und es eine Gesetzes-
änderung daher als sehr unwahrscheinlich beurteile.

Bereits in der Vergangenheit habe der Verkehrssicherheitsfonds wieder-
holt eine stärkere Kooperation der Länder und die Festlegung gemein-
samer länderübergreifender Themenschwerpunkte angeregt. Da ex lege 
keine Weisungsmöglichkeiten gegenüber den Ländern bestünden, sei 
hierfür die Kooperationsbereitschaft der Länder erforderlich. Im Rah-
men der 27. koordinierenden Besprechung am 16. September 2014 habe 
das BMVIT eine weitere bundesweite Kooperation zur Erstellung einer 
gemeinsam finanzierten Best–Practice–Webseite mit Praxisbeispielen 
zur Begegnungszone in Österreich ins Leben gerufen, deren Beauftra-
gung mittlerweile erfolgt sei.

 11.4 Der RH anerkannte die Bemühungen des BMVIT, länderübergreifende 
Kooperationen zu initiieren. Im Sinne seiner Empfehlung ermutigte 
er das BMVIT — im Rahmen dessen Möglichkeiten — in Kooperation 
mit den Ländern weiterhin die Bearbeitung von aus den Verkehrssi-
cherheitskonzepten abgeleiteten, gemeinsamen Themenschwerpunk-
ten anzustoßen.
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 12.1 Über die Mittelverwendung hatten die Länder spätestens bis zum 30. 
Juni des Folgejahres dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie zu berichten. Die Berichte der Länder lagen für den über-
prüften Zeitraum vollständig vor, waren in ihrer Struktur und ihrem 
Detaillierungsgrad aber sehr unterschiedlich. Einheitliche Vorgaben 
des BMVIT fehlten.

Die Länder waren nicht verpflichtet, die Landesmittel aus den Wunsch-
kennzeichen zur Gänze im Jahr der Vereinnahmung auszugeben, son-
dern konnten Rücklagen bilden und die Mittel erst in den Folgejahren 
verwenden. Nur Oberösterreich berichtete ab dem Jahr 2010 über den 
Stand der Rücklagen inklusive der Erträge durch Zinsen.

Wien berichtete regelmäßig über Ausgaben, die weit höher waren 
als die Landesmittel aus den Wunschkennzeichen, wie z.B. über Ver-
besserungen an Unfallschwerpunkten. Die Berichte enthielten zum 
Teil Pauschalbeträge — wie z.B. in Wien „Verkehrssicherheitsmaß-
nahmen Wiener Linien GmbH & Co KG“ mit Gesamtbeträgen zwi-
schen 2 Mio. EUR und 5,16 Mio. EUR pro Jahr ohne weitere Detail-
lierung — oder nicht näher beschriebene „Beiträge für Anschaffungen 
bzw. Veranstaltungen, die zur Hebung der Verkehrssicherheit beitra-
gen“ (Oberösterreich, 2008).

 12.2 Der RH kritisierte die fehlenden Vorgaben des Bundes für die Bericht-
erstattung und die daraus resultierende Heterogenität der vorliegenden 
Länderberichte, die eine Kontrolle der Mittelverwendung durch den 
Bund erschwerten. Er empfahl dem BMVIT, den Ländern für eine ein-
heitliche Berichterstattung ein Formular zur Verfügung zu stellen und 
auf dessen Verwendung hinzuwirken. 

Im Rahmen der künftigen Berichterstattung wäre von den Ländern 
der jeweilige Stand der Rücklagen einzufordern, um die Verwendung 
der gesamten Fonds–Mittel entsprechend der Zweckwidmung sicher-
zustellen. 

Um die Länder verstärkt in die Umsetzung der Verkehrssicherheitspro-
gramme einzubinden, empfahl der RH dem BMVIT, die Länder zu ver-
pflichten, in ihren Berichten darzustellen, inwiefern ein Konnex der 
finanzierten Maßnahme mit konkreten Maßnahmen des Verkehrssi-
cherheitsprogramms des Bundes bzw. des jeweiligen Landes besteht.

 12.3 Das BMVIT stimmte der Empfehlung des RH zu und merkte in seiner 
Stellungnahme an, dass allen Ländern bereits eine einheitliche Vorlage 
für die Erstellung ihrer Geschäftsberichte ab dem Berichtsjahr 2014 
übermittelt worden sei. Im Rahmen der 27. koordinierenden Bespre-
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chung mit den Ländern am 16. September 2014 sei vereinbart wor-
den, dass diese Vorlage von allen Ländern für ihre Geschäftsberichte 
ab dem Jahr 2014 verwendet würde. In Abstimmung mit den Ländern 
werde das Formular ab dem Geschäftsjahr 2015 so adaptiert, dass 
der Konnex der aus Wunschkennzeichen finanzierten Maßnahmen mit 
konkreten Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms des Bundes 
bzw. des jeweiligen Landes ablesbar sei.

 13.1 Laut dem Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 war für die Iden-
tifikation von Handlungsfeldern und die Definition von Maßnahmen 
zur Hebung der Verkehrssicherheit eine fundierte Unfalldatensamm-
lung eine notwendige Grundlage. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
sammelte die Statistik Austria die Unfalldaten im Auftrag des BMVIT. 
Die Daten stellen auch eine wesentliche Basis für die Identifikation und 
Behebung von Unfallhäufungsstellen dar, für die die Länder zuständig 
waren. Im BMVIT war ein Verkehrsstatistikgesetz in Ausarbeitung, mit 
dem die systematisierte Erfassung und Auswertung von Unfällen mit 
Personenschäden nach Unfallart, Unfallursache und Ort des Unfallge-
schehens geregelt werden sollte.

 13.2 Der RH betonte die Bedeutung von fundierten Daten über das Unfall-
geschehen auf Österreichs Straßen als Grundlage für die Definition von 
zielgerichteten Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit und als 
Instrument für die spätere Messung der Wirksamkeit von getroffenen 
Maßnahmen. 

Der RH empfahl dem BMVIT, die Vorbereitungen für ein Verkehrsstati-
stikgesetz voranzutreiben und die zukünftig gewonnenen Daten auch 
den Ländern zur Verfügung zu stellen. Weiters empfahl er dem BMVIT, 
im Gegenzug dazu die Länder an der Finanzierung der Kosten für die 
Aufbereitung der Unfalldatensammlung (zum Beispiel im Rahmen der 
Ländermittel aus den Wunschkennzeichen) entsprechend zu beteiligen.

 13.3 Laut Stellungnahme des BMVIT werde derzeit ein Entwurf des Ver-
kehrsstatistikgesetzes erarbeitet, wobei die Fertigstellung spätestens 
Anfang 2016 vorgesehen sei. Im Abschnitt zur Straßenverkehrsun-
fallstatistik seien sowohl Regelungen betreffend die Nutzung als auch 
die Finanzierung der Unfalldaten enthalten.
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 14.1 Erfolgreiche Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beru-
hen aus Sicht des BMVIT auf drei Säulen:

–  legistische Vorschriften zur Hebung der Verkehrssicherheit, wie z.B. 
die Herabsetzung der Alkohol–Promillegrenze für Autofahrer (Kom-
petenzbereich des BMVIT),

–  Überwachungsmaßnahmen, wie beispielsweise Alkoholkontrollen 
(Kompetenzbereich der Länder, BMI) und

–  bewusstseinsbildende Maßnahmen (Tätigkeitsfeld des BMVIT/Ver-
kehrssicherheitsfonds und anderer Institutionen, wie z.B. BMBF).

Das BMVIT ging davon aus, dass eine erfolgreiche Verkehrssicherheits-
arbeit nur in Kooperation mit einer Reihe von anderen staatlichen Ein-
richtungen, wie z.B. dem BMI oder den Gebietskörperschaften, möglich 
war. Zu diesem Zweck wurde im Jahr 2006 der Verkehrssicherheitsbei-
rat eingerichtet. Dessen Arbeitsausschuss Straße erstellte — als Weiter-
führung des Verkehrssicherheitsprogramms 2002 bis 2010 — das aktu-
elle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020.

Dazu erarbeitete der Verein A im Auftrag des Verkehrssicherheitsfonds 
die Grundlagen und stellte eine Vielzahl von Maßnahmen zusammen, 
die im Anschluss daran der Arbeitsausschuss Straße unter Vorsitz des 
BMVIT (Leiterin der Abteilung ST2) in mehreren Sitzungen intensiv 
diskutierte. Die damalige Bundesministerin für Verkehr, Innovation 
und Technologie, Doris Bures, präsentierte das Verkehrssicherheits-
programm 2011 bis 2020 im Februar 2011.

Im aktuellen Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 waren in 
Summe 255 Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit definiert. 
Von diesen betrafen 148 Maßnahmen das BMVIT als primär für die 
Umsetzung verantwortliche Stelle. Für die Umsetzung der restlichen 
107 Maßnahmen waren andere Stellen wie z.B. das BMI, das BMBF, 
die Länder, die Gemeinden, die ASFINAG, die Autofahrerclubs oder 
die Wirtschaftskammer Österreich als Hauptverantwortliche genannt.

Das Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 gliederte die Maß-
nahmen in die folgenden 17 Handlungsfelder: Verkehrserziehung und 
Kampagnen, Fahrausbildung, Überwachung, Kinder, Junge Verkehrs-
teilnehmerInnen, Ältere VerkehrsteilnehmerInnen, FußgängerInnen, 
Fahrrad, Motorrad, Moped, LKW, Eisenbahnkreuzungen, Unfallnach-
sorge, Rehabilitation und Diagnostik, Infrastruktur, straßenseitige Ver-

Strategische  
Vorgaben

Tätigkeitsbereiche des Verkehrssicherheitsfonds
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kehrstelematik und Fahrzeugsicherheit. Diese standen gleichberech-
tigt nebeneinander. Parallel dazu wurden vier Maßnahmenkategorien 
definiert: unfallvermeidende Maßnahmen, unfallfolgenreduzierende 
Maßnahmen, Schaffung von Grundlagen für weitere Maßnahmen und 
Lobbying bei der EU.

Die Maßnahmen im Verkehrssicherheitsprogramm waren hinsichtlich 
des Umsetzungszeitpunkts den Kategorien Startpaket (2011), kurzfris-
tig (2012 bis 2014), mittelfristig (2015 bis 2017) und langfristig (2018 
bis 2020) zugeordnet. 

In der Abteilung ST2 lag kein Zeit– und Finanzierungsplan für die 
durch den Verkehrssicherheitsfonds zu finanzierenden Maßnahmen 
des aktuellen Verkehrssicherheitsprogramms 2011 bis 2020 vor.

 14.2 Der RH wies darauf hin, dass das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 
in einem breit angelegten Diskussionsprozess im Verkehrssicherheits-
beirat – Arbeitsausschuss Straße unter Leitung des BMVIT erarbeitet 
wurde. Er erachtete die umfassende Einbindung aller Interessensgrup-
pen als positiv für die Akzeptanz — und damit Umsetzbarkeit — des 
Verkehrssicherheitsprogramms.

Der RH hob hervor, dass Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicher-
heit dann ihre volle Wirkung entfalteten, wenn parallel zu den Hand-
lungsmöglichkeiten des BMVIT (legistische und bewusstseinsbildende 
Maßnahmen) auch Überwachungsmaßnahmen gesetzt wurden (z.B. ver-
stärkte Alkoholkontrollen begleitend zur Herabsetzung der Promille-
grenze und der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ des Verkehrs-
sicherheitsfonds im Jahr 2009). Er empfahl dem BMVIT, in Ko operation 
mit dem BMI — als koordinierende Stelle für die Organe der Exeku-
tive in den Ländern — verstärkt darauf hinzuwirken, dass parallel zu 
bewusstseinsbildenden Maßnahmen entsprechende Überwachungs-
schwerpunkte durch die Exekutive gesetzt werden.

Der RH erachtete die klare Definition von Umsetzungsverantwortlichen 
für alle Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms und die zeit-
liche Taktung über den gesamten Geltungszeitraum als positiv. Er ver-
misste aber eine planerische Verknüpfung der Maßnahmen, die das 
BMVIT bzw. den Verkehrssicherheitsfonds betreffen, mit den finanzi-
ellen Mitteln, die dem Fonds zur Verfügung stehen. Der RH empfahl 
dem BMVIT, die Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms, für 
deren Umsetzung die finanziellen Mittel des Verkehrssicherheitsfonds 
herangezogen werden sollen, zu identifizieren und für die Umsetzung 
dieser Maßnahmen einen Zeit– und Finanzierungsplan zu entwickeln.
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 14.3 Das BMVIT stimmte der Empfehlung des RH, parallel zu legistischen 
und bewusstseinsbildenden Handlungen des BMVIT Überwachungsmaß-
nahmen zu setzen, zu. Eine entsprechende Kooperation mit dem BMI 
im Rahmen der derzeit in Vorbereitung befindlichen nächsten großen 
Verkehrssicherheitskampagne 2015/2016 werde angestrebt.

Ein ausreichend detaillierter Zeitplan zur Umsetzung der einzelnen 
Maßnahmen sei bereits im Österreichischen Verkehrssicherheitspro-
gramm 2011 – 2020 enthalten. Für jede einzelne Maßnahme gebe 
es einen konkreten Umsetzungszeitpunkt. Zahlreiche Maßnahmen, 
bei denen das BMVIT als Hauptakteur genannt sei, seien legistischer 
Natur und würden somit den Verkehrssicherheitsfonds nicht belasten. 
Bewusstseinsbildende Maßnahmen seien budgetiert und im Finanzplan 
des Verkehrssicherheitsfonds enthalten.

 14.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass im Österreichischen Verkehrssi-
cherheitsprogramm 2011 – 2020 zwar eine zeitliche Priorisierung der 
einzelnen Maßnahmen gegeben war, die Maßnahmen allerdings nicht 
mit den finanziellen Mitteln, die dem Verkehrssicherheitsfonds zur Ver-
fügung standen, verknüpft waren. Der RH bekräftigte deshalb seine 
Empfehlung, für die Umsetzung der das BMVIT betreffenden Maß-
nahmen einen Zeit– und Finanzierungsplan (z.B. für Schwerpunkt-
setzungen im Rahmen der einzelnen Calls) zu entwickeln.

 15 Der Verkehrssicherheitsfonds war das Hauptinstrument des BMVIT 
zur Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms. Er finanzierte im 
Wesentlichen bewusstseinsbildende Maßnahmen zur Hebung der Ver-
kehrssicherheit (z.B. Kampagnen) und die Erstellung von wissenschaft-
lichen Grundlagen als Basis für weitere (legistische) Maßnahmen. 

Im überprüften Zeitraum vergab das BMVIT aus Mitteln des Verkehrssi-
cherheitsfonds Aufträge und Förderungen für Maßnahmen zur Hebung 
der Verkehrssicherheit auf Straßen in der Höhe von rd. 20 Mio. EUR. 
Die Verteilung der Mittel auf verschiedene Maßnahmenarten stellte 
sich im überprüften Zeitraum laut Auskunft des BMVIT wie folgt dar: 

Tätigkeitsfelder
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Mehr als die Hälfte der eingesetzten Mittel (58 %) flossen in bewusst-
seinsbildende Maßnahmen – wie z.B. in drei große Kampagnen in 
den Jahren 2008, 2009/2010 und 2013. Rund 18 % der Mittel wurden 
für Umsetzungsmaßnahmen wie z.B. Radworkshops oder Maßnah-
men zur Schutzwegsicherung verwendet. Rund 13 % der Mittel finan-
zierten grundlegende Maßnahmen wie z.B. die Unfallkostenrechnung 
Straße, rd. 6 % Projekte zur Datenerfassung und Datenaufbereitung 
(z.B. Unfallstatistik). Rund 5 % der Mittel flossen (zusammengefasst 
unter „Andere“) z.B. für Druckwerke und die Entsendung von exter-
nen Experten zu internationalen Treffen. Rund 1 % der Mittel der Ver-
kehrssicherheitsfonds wurden für Evaluierungen verwendet.

 16.1 Der Verkehrssicherheitsfonds stellte seine Mittel sowohl in Form von 
Aufträgen (Werkverträgen) als auch in Form von Förderungen für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit im Straßenver-
kehr zur Verfügung.

Je nachdem, ob die Mittel des Verkehrssicherheitsfonds für Förde-
rungen oder für Aufträge eingesetzt wurden, ergaben sich unterschied-
liche Rechtsfolgen bzw. Erfordernisse für die Mittelempfänger und den 
Verkehrssicherheitsfonds:

Tabelle 7:  Eingesetzte Mittel und Anzahl der Projekte des Verkehrssicherheitsfonds nach 
Maßnahmenart in den Jahren 2008 bis 2013

Maßnahmenart in Mio. EUR in % Anzahl der 
Projekte

in %

Bewusstseinsbildung 11,5 58,0 67 30,5

Datenerfassung und –aufbereitung 1,2 6,0 23 10,5

grundlegende Maßnahmen 2,6 12,9 40 18,2

Maßnahmenevaluierung 0,2 1,1 4 1,8

Umsetzungsmaßnahmen 3,5 17,5 44 20,0

Andere 0,9 4,6 42 19,1

Summe 19,8 100,0 220 100,0
Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMVIT; Darstellung RH

Art des Mittelein-
satzes – Überblick



Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

BMVIT

Bund 2015/11  231

Tätigkeitsbereiche des Verkehrssicher-
heitsfonds

Eine einheitliche Linie bei der Vergabe von Förderungen bzw. Aufträ-
gen gab es nicht:

–  Auftragnehmer reichten einerseits mehrfach Förderansuchen für 
Projekte ein, die der Verkehrssicherheitsfonds dann als Auftrag ver-
gab.

–  Andererseits waren Förderungen zuvor als Aufträge abgehandelt 
bzw. empfohlen worden.

Der Verkehrssicherheitsfonds beauftragte auch vergleichbare Leistun-
gen nach unterschiedlichen Regimes. So behandelte er mehrere Rad-
fahrworkshops für Volkschulkinder als Aufträge, Fahrsicherheitstrai-
nings für Senioren hingegen als Förderungen. Die Evaluierung der 
Einführung der Radhelmpflicht für Kinder förderte er, für die Eva-
luierung der Verkehrscoachingmaßnahmen vergab er einen Auftrag.

 16.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die bestehenden Vorgaben des BMVIT 
zur Einordnung von Projektleistungen als Förderung oder Auftrag 
nicht eindeutig und nachvollziehbar waren. Das BMVIT behandelte 
daher vergleichbare Projektleistungen manchmal als Förderung und 
manchmal als Auftrag. Sowohl das BMVIT als auch die Mittelemp-
fänger ordneten Projektleistungen mehrfach uneinheitlich zu. Der RH 
erachtete eine einheitliche Vorgangsweise bei der Art der Mittelver-
gabe aufgrund der unterschiedlichen Rechtsfolgen als wesentlich für 
die Projektwerber und die vergebende Stelle.

Der RH empfahl dem BMVIT, die Regelungen für die Mittelvergabe zu 
konkretisieren und in eine eindeutige Entscheidungsgrundlage zu gie-

Tabelle 8:  Wesentliche Unterschiede Förderungen – Aufträge
Förderung Auftrag

Grundlage der Mittelvergabe Allgemeine Rahmenrichtlinien für 
die Gewährung von Förderungen aus 
Bundesmitteln 2004

Bundesvergabegesetz 2006

Eigentumsübergang an den Auftrag-
geber (BMVIT)

nein ja

Umsatzsteuerpflicht nein, wenn der Fördernehmer 
vorsteuerabzugsberechtigt ist

ja

Erbringung eines Eigenanteils durch 
den Mittelempfänger

ja, in unterschiedlichem Ausmaß nein

Beratendes Gremium für die Beauf-
tragung

Beirag/Jury Jury

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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ßen, um eine transparente bzw. einheitliche Zuordnung der Projekte 
zu Förderungen bzw. Aufträgen sicherzustellen.

 16.3 Laut Stellungnahme des BMVIT beziehe sich die Feststellung des RH im 
Wesentlichen auf Einzelprojekte aus dem Zeitraum vor bzw. während 
der Einführung der Calls des Verkehrssicherheitsfonds. Die VSF–Richt-
linien würden Vorgaben enthalten, die die transparente und einheit-
liche Zuordnung der Projekte zu Förderungen bzw. Aufträgen sicher-
stellen (z.B. Abschnitt 2.2 Definition Förderung bzw. Abschnitt 2.2.2 
Abgrenzung zum Werkvertrag).

 16.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass er über den gesamten überprüf-
ten Zeitraum, also auch nach Neuveröffentlichung bzw. Änderung der 
VSF–Richtlinien, Beispiele für eine uneinheitliche Vorgehensweise bei 
der Vergabe von Förderungen bzw. Aufträgen zu vergleichbaren Leis-
tungen feststellte.

Allgemeines

 17 Der Verkehrssicherheitsfonds förderte im überprüften Zeitraum 93 Pro-
jekte im Wert von insgesamt rd. 6,1 Mio. EUR. 

Der Großteil der für Förderungen genehmigten Mittel entfiel auf Umset-
zungsmaßnahmen sowie grundlegende Maßnahmen. Dazu zählten etwa 
die meisten Förderungen, die im Rahmen der drei Calls vergeben wur-
den. 

Förderungen

Tabelle 9: Förderungen des Verkehrssicherheitsfonds in den Jahren 2008 bis 2013
Maßnahmenart in Mio. EUR in % Anzahl der Projekte in %

Bewusstseinsbildung 0,33 5,4 12 12,9

Datenerfassung und –aufbereitung 0,24 3,9 4 4,3

grundlegende Maßnahmen 2,17 35,6 32 34,4

Maßnahmenevaluierung 0,07 1,1 2 2,2

Umsetzungsmaßnahmen 3,10 50,9 32 34,4

Andere 0,18 3,0 11 11,8

Summe 6,09 100,0 93 100,0
Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Förderungsvergabe

 18.1 Bei der Vergabe von Förderungen beurteilte der Beirat die dem Ver-
kehrssicherheitsfonds vorgelegten Förderansuchen und gab für den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie eine Emp-
fehlung in Form einer Reihung der Projekte in Abhängigkeit von ihrer 
Förderwürdigkeit ab. 

Bei Förderansuchen für Projekte im besonderen Interesse des BMVIT 
bzw. außerhalb von Calls ab dem Jahr 2011 gab die Jury eine Emp-
fehlung für oder gegen die Förderung des Projekts ab.

Der Verkehrssicherheitsfonds vergab von 2008 bis Ende des Jahres 2010  
55 Förderungen, wobei die Ansuchen primär auf Initiative der Förder-
werber und ohne konkrete Vorgaben des Verkehrssicherheitsfonds zu 
den Projektinhalten sowie ohne ausdrückliche Verknüpfung zum Ver-
kehrssicherheitsprogramm zustande kamen.

Um die Qualität der Projekte zu erhöhen und die Projekte thema-
tisch zu bündeln, wurde die Vergabe von Förderungen mit Wechsel 
der Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds auf ein Ausschrei-
bungsprinzip umgestellt. 

Ab 2011 wurden die Förderwerber aufgerufen, Projekte im Rahmen von 
Calls zu einem definierten Thema einzureichen. Die Themen sollten 
unter Berücksichtigung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms 
und der aktuellen Unfallstatistik ausgewählt werden. Calls fanden im 
Jahr 2011 zweimal und im Jahr 2013 einmal statt. Aus den zu den Calls 
insgesamt eingereichten 118 Förderansuchen empfahl der Beirat 27, die 
dann aus den Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds gefördert wurden.

Außerhalb der Calls förderte der Verkehrssicherheitsfonds in diesem 
Zeitraum zusätzlich noch zwölf weitere Projekte, deren Inhalte nicht 
von den Zielsetzungen der Calls abgedeckt waren (z.B. Motorradsi-
cherheit, Pilotprojekt Schutzwegsicherheit) oder die kleinere Veranstal-
tungen förderten (Road Safety Week, Senioren Trainings 65+). An neun 
dieser zwölf Projekte waren im Beirat vertretene Institutionen betei-
ligt. Auf die Möglichkeit, auch außerhalb der Calls um Förderungen 
anzusuchen, wies der Verkehrssicherheitsfonds auf seiner Homepage 
nicht hin und stellte dort auch keine Formulare für Förderansuchen 
zur Verfügung.

 18.2 Der RH stellte kritisch fest, dass bis 2010 der Verkehrssicherheitsfonds 
Förderungen ohne konkrete Vorgaben zu den Projektinhalten tätigte. 
Dies führte dazu, dass die für eine Förderung eingereichten Projekte 
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vor Einführung der Calls thematisch heterogen und wenig fokussiert 
waren. Er erachtete daher die Einführung von Calls als zweckmäßig, weil 
diese einen Wechsel hin zu themenspezifischen Einreichungen ermög-
lichten. Das BMVIT konnte aus mehreren Projekten zu einem Thema, 
die in direkter Konkurrenz zueinander stehen, die besten auswählen.

Der RH bemerkte jedoch kritisch, dass das BMVIT auf die Möglich-
keit, Förderansuchen auch unabhängig von Calls einzureichen, auf der 
Homepage des Verkehrssicherheitsfonds nicht hinwies. Damit fehlte 
potenziellen Förderwerbern, die nicht in regelmäßigem Kontakt zum 
Verkehrssicherheitsfonds standen, die Information dazu. Nach Ansicht 
des RH bestand bei den Mitgliedern des Beirats gegenüber anderen 
Institutionen ein Informationsvorsprung bezüglich der Möglichkeit, 
auch außerhalb von Calls Förderansuchen einreichen zu können.

Der RH empfahl dem BMVIT, Informationen zur Möglichkeit, Förder-
ansuchen außerhalb von Calls einzureichen, auf der Homepage des 
Verkehrssicherheitsfonds zu veröffentlichen.

Um den Förderwerbern und –empfängern einen einfachen Zugriff auf 
die im Lauf der Förderungsabwicklung benötigten Formulare — wie 
etwa das Förderansuchen — zu ermöglichen und die Mitarbeiter des 
BMVIT zu entlasten, empfahl der RH, diese Formulare ebenfalls auf 
der Homepage zur Verfügung zu stellen.

 18.3 Das BMVIT wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass Informa-
tionen zur Möglichkeit, Förderansuchen außerhalb der Calls einzurei-
chen, sowie die dazu erforderlichen Antragsunterlagen (Förderansu-
chen samt Anhang) zum Zeitpunkt der Stellungnahme bereits auf der 
Website des BMVIT verfügbar seien. 

Beurteilung von Förderansuchen

 19.1 Bis zum Jahr 2011 diskutierten die Beiratsmitglieder die Förderwür-
digkeit eingereichter Projekte in den Beiratssitzungen und gaben im 
Anschluss daran eine Empfehlung für oder gegen die Förderung durch 
den Verkehrssicherheitsfonds ab. Mit Einführung der Calls im Jahr 2011 
stellte die Geschäftsführung des Verkehrssicherheitsfonds die Bewer-
tung der Förderansuchen durch die Beiratsmitglieder auf eine Beurtei-
lung mittels strukturierter, anonymisierter Beurteilungsbögen um. Die 
Beiratsmitglieder bewerteten die Förderansuchen bereits vor der Bei-
ratssitzung. In der Sitzung diskutierten sie die Bewertungen abschlie-
ßend und konzipierten die Begründungen für die Ablehnung für die 
als nicht förderwürdig befundenen Projekte. 
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Beiratsmitglieder merkten hinsichtlich der ab 2011 angewandten 
Bewertungskriterien an, dass einzelne Kriterien aus ihrer Sicht ent-
behrlich oder schwer beurteilbar seien.24 Manche Kriterien, wie etwa 
der Nutzen für die Verkehrssicherheit oder das Kosten–Nutzen–Ver-
hältnis, wurden bei demselben Projekt von einem Beiratsmitglied mit 
der Minimal– und von einem anderen mit der Maximalpunkteanzahl 
bewertet. Begründungen dafür waren aus den Unterlagen häufig nicht 
ablesbar. Beim dritten Call wurden für die Bewertung der Förderansu-
chen nicht alle Kriterien, die in den Ausschreibungsunterlagen genannt 
worden waren, herangezogen.

 19.2 Der RH erachtete die bis zur Einführung der Calls praktizierte Vorge-
hensweise bei der Beurteilung der Förderansuchen durch den Beirat 
ohne vorgegebene Kriterien und ohne transparente Bewertungsschlüs-
sel als wenig nachvollziehbar. Er anerkannte die Umstellung der Bewer-
tung der Förderansuchen durch die Beiratsmitglieder auf eine einheit-
liche und nachvollziehbare Beurteilungsmethode. Er merkte jedoch 
kritisch an, dass kein gemeinsames Verständnis über die Notwendig-
keit und Beurteilbarkeit einzelner Kriterien bestand, und dass nicht alle 
in den Ausschreibungsunterlagen genannten Kriterien in der Beurtei-
lung Berücksichtigung fanden.

Der RH empfahl dem BMVIT, mit den Beiratsmitgliedern die Beurtei-
lungskriterien für die Förderansuchen abzustimmen und eingehend zu 
erläutern, um ein einheitliches Verständnis über die Kriterien sicher-
zustellen. Weiters empfahl er, zur Gewährleistung eines aussagekräfti-
gen Gesamtergebnisses und zur Reduktion einer Verzerrung der Ergeb-
nisse durch die extreme Beurteilung Einzelner, Extremwerte bei den 
Einzelbeurteilungen nicht zu berücksichtigen. Auch sollten die in den 
Ausschreibungsunterlagen bekanntgemachten Beurteilungskriterien 
jedenfalls bei der Bewertung der Förderansuchen herangezogen wer-
den, damit sich die Förderwerber daran orientieren können. 

 19.3 Laut Stellungnahme des BMVIT seien die Beurteilungskriterien bereits 
in der Vergangenheit (erster bis vierter Call) mit den Mitgliedern des 
Beirats diskutiert und von Call zu Call sukzessive optimiert worden, 
um durch klare, gut beurteilbare Kriterien die Bewertung zu erleich-
tern und so eine ausgewogene, möglichst objektive Bewertung der Pro-
jekte sicherzustellen. 

24 z.B. sagten die im Bewertungsbogen unter „Relevanz für den VSF“ angeführten Kri-
terien „Qualität der Planung“, „Innovationsgehalt“ und „Potenzial des Projektteams“ 
wenig über die Relevanz des Projekts für den Verkehrssicherheitsfonds aus.
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Im Rahmen des vierten Calls im Jahr 2014 sei — parallel zur derzeit gül-
tigen Bewertung unter Berücksichtigung der Extremwerte — als Alter-
native eine Bewertung ohne Extremwerte durchgeführt worden (jeweils 
die beste und die schlechteste Bewertung wurden nicht berücksichtigt). 
Die daraus resultierenden marginalen Änderungen in der Gesamtbe-
wertung seien ohne Einfluss auf das Gesamtergebnis gewesen. Ob eine 
Änderung des Bewertungsmodus daher tatsächlich notwendig sei, werde 
im Rahmen der nächsten Beiratssitzung diskutiert werden. 

Die marginale Abweichung zwischen den Beurteilungskriterien gemäß 
Ausschreibungsunterlage und den Bewertungskriterien des Beirats im 
Rahmen des dritten Calls, auf die sich der RH beziehe, sei bereits für 
den vierten Call im Jahr 2014 — und damit alle künftigen Calls — kor-
rigiert worden.

 19.4 Der RH wies betreffend die Optimierung der Bewertungskriterien darauf 
hin, dass Beiratsmitglieder noch im Jahr 2013 das Bewertungskrite-
rium „Relevanz (des Projekts) für den Verkehrssicherheitsfonds“ für 
schwer beurteilbar erachteten. 

Die Abweichungen bei den Beurteilungskriterien des dritten Calls waren 
den Feststellungen des RH zufolge nicht marginal, sondern betrafen 
wesentliche Punkte, wie etwa das Potenzial des Projekts in Bezug auf 
die Reduktion der Zahl der Getöteten und Verletzten oder die Überein-
stimmung mit den Zielen und Maßnahmen des Österreichischen Ver-
kehrssicherheitsprogramms. Vor dem Hintergrund der nachhaltigen 
Sicherstellung eines einheitlichen Verständnisses der Beurteilungskri-
terien verblieb der RH deshalb bei seiner Empfehlung.

Befangenheit Beiratsmitglieder

 20.1 Zur Befangenheit von Mitgliedern des Beirats war in den Richtlinien 
des Verkehrssicherheitsfonds Folgendes geregelt: ein Beiratsmitglied 
war von der Beratung und Beschlussfassung auszuschließen, wenn 
durch seine Anwesenheit die objektive Entscheidungsfindung in Frage 
gestellt war. 

Bei der Beurteilung der Förderansuchen des ersten Calls gaben Bei-
ratsmitglieder überdurchschnittlich gute Bewertungen für jene Ansu-
chen ab, bei denen ihre eigenen Institutionen Projektmitarbeiter stell-
ten. Beim zweiten und dritten Call beurteilten Beiratsmitglieder keine 
Projekte mehr, an denen ihre Institution mitarbeitete. Die Beiratsmit-
glieder des BMVIT bewerteten regelmäßig Ansuchen des AIT Austrian 
Institute of Technology, bei dem das BMVIT Mehrheitseigentümer war. 
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Im Zuge der Beratungen über Förderansuchen setzte sich ein Beirats-
mitglied für ein Projekt ein, das seine Institution, die ASFINAG, mit-
finanzierte. 

Aus den Protokollen der Beiratssitzungen war mehrfach nicht ersicht-
lich, ob befangene Beiratsmitglieder an den Beratungen bzw. der 
Beschlussfassung mitwirkten bzw. ab wann sie nach Verlassen des 
Raums wieder an der Sitzung teilnahmen.

 20.2 Der RH kritisierte, dass bei der Vergabe von Förderungen wiederholt 
befangene Beiratsmitglieder am Diskussions– und Bewertungsprozess 
mitwirkten. In den Protokollen der Beiratssitzungen war der Ausschluss 
solcher Beiratsmitglieder aus den Beratungen und Beschlussfassungen 
mehrfach nicht nachvollziehbar dokumentiert.

Der RH empfahl dem BMVIT, jede mögliche Befangenheit der Bei-
ratsmitglieder — sei es durch Mitwirkung an einem Projekt, durch 
Mehrheitsbeteiligung an einer einreichenden Institution oder durch 
Kofinanzierung eines Projekts — bei der Bewertung, Beratung und 
Beschlussfassung über Förderansuchen auszuschließen. Die Protokolle 
der Beiratssitzungen wären derart zu führen, dass daraus eindeutig 
hervorgeht, welches Beiratsmitglied in welcher Form an der Empfeh-
lung für eine Vergabeentscheidung mitgewirkt hat. Im Übrigen ver-
wies der RH hinsichtlich der Empfehlung zur Zusammensetzung des 
Beirats auf TZ 6.

 20.3 Das BMVIT stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung des RH 
zu. Bereits im Rahmen der 77. Beiratssitzung am 10. September 2014, 
bei der die Bewertung der Projekte des vierten Calls erfolgte, sei jede 
mögliche Befangenheit der Beiratsmitglieder bei der Bewertung, Bera-
tung und Beschlussfassung über Förderansuchen ausgeschlossen wor-
den. Aus dem Protokoll gehe eindeutig hervor, welches Beiratsmitglied 
in welcher Form an der Empfehlung an einer Förderentscheidung mit-
gewirkte habe. Dieses Vorgehen werde bei künftigen Beiratssitzungen 
beibehalten.

Information erfolgreicher Förderwerber

 21.1 In den Ausschreibungsunterlagen für den zweiten Call kündigte das 
BMVIT an, dass es das Ergebnis der Bewertung der Förderansuchen im 
November 2011 bekanntgeben würde. Die damalige Bundesministe-
rin für Verkehr, Innovation und Technologie, Doris Bures, genehmigte 
die Förderung der ausgewählten Projekte im Jänner 2012. Die erfolg-
reichen Förderwerber wurden fast acht Monate nach Ende der Ein-
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reichfrist am 5. September 2012 — nach Sicherstellung der Verfügbar-
keit der finanziellen Mittel durch die Herstellung des Einvernehmens 
mit dem BMF — mit Übermittlung der Förderverträge im April 2012 
über den Erfolg des Förderansuchens informiert.

 21.2 Der RH erachtete den zeitlichen Abstand zwischen dem Ende der Ein-
reichfrist für die Förderansuchen und der Bekanntgabe der Förder-
zusage mit fast acht Monaten als zu lang. Der angekündigte Termin 
über die Information der erfolgreichen Förderwerber wurde um fünf 
Monate überzogen. Für das BMVIT bestand das Risiko, dass Förder-
werber bei Verzögerungen in dieser Größenordnung die für das Pro-
jekt erforderlichen Ressourcen nicht vorhalten könnten. 

Der RH empfahl dem BMVIT, die erfolgreichen Förderwerber im Inte-
resse einer optimalen Projektbearbeitung zeitnah nach der Genehmi-
gung durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie zu informieren und zu beauftragen. Weiters wäre rechtzeitig 
Vorsorge für die Verfügbarkeit der benötigten finanziellen Mittel zu 
treffen.

 21.3 Das BMVIT nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis und hielt in 
seiner Stellungnahme fest, dass auf eine zeitnahe Verständigung der 
Förderwerber sowie eine rechtzeitige Vorsorge für die Verfügbarkeit der 
benötigen finanziellen Mittel — allerdings unter Berücksichtigung der 
erforderlichen Genehmigungsläufe und der damit verbundenen zeit-
lichen Ressourcen — geachtet werde.

Dokumentation der Vergabeentscheidungen

 22.1 In den internen Regelungen des BMVIT25 war festgelegt, dass alle 
relevanten Geschäftsstücke bzw. alles, was für die spätere Nachvoll-
ziehbarkeit von wichtigen Entscheidungen erforderlich ist, im elek-
tronischen Aktenverwaltungssystem (ELAK) zu erfassen war.

Die Beurteilungsbögen der Beiratsmitglieder für die Bewertung der 
Förderansuchen fanden sich nicht im ELAK. Jene des zweiten und 
dritten Calls lagen in Papierform in der Abteilung ST2 auf, jene des 
ersten Calls waren nicht mehr vorhanden. Ergänzungsaufforderungen, 
die sich aus der formalen Prüfung der Förderansuchen ergeben hat-
ten, waren für jene Projekte, deren Förderung abgelehnt worden war, 
ebenfalls nicht im ELAK dokumentiert.

25 IT–Organisationshandbuch, Büroordnung 2004, ELAK–OrgHB
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 22.2  Der RH kritisierte, dass das BMVIT die Beurteilung der Förderansuchen 
im ELAK unvollständig dokumentierte und diese somit nicht nachvoll-
ziehbar war.

Der RH empfahl dem BMVIT, jedenfalls alle für die Nachvollziehbarkeit 
der Entscheidungen des Beirats durch Dritte erforderlichen Geschäfts-
stücke im ELAK zu erfassen.

 22.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei die grundsätzliche Nachvollzieh-
barkeit sämtlicher Entscheidungen des Beirats des Österreichischen 
Verkehrssicherheitsfonds auch für den ersten bis vierten Call immer 
gegeben gewesen; die relevanten Dokumente seien im ELAK erfasst. 
Lediglich die Bewertungsbögen der einzelnen Beiratsmitglieder seien aus 
Gründen der Anonymität nicht im ELAK erfasst, sondern in Papier-
form aufbewahrt worden. Künftig würden auch alle Einzel–Bewer-
tungsbögen — allerdings anonymisiert und in pdf–Form — dem ELAK 
beigefügt.

 22.4 Der RH wies darauf hin, dass die Bewertungsbögen des ersten Calls 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung weder in Papierform noch elek-
tronisch im BMVIT vorhanden waren. Er blieb bei seiner Empfehlung, 
jedenfalls alle für die Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen des Bei-
rats durch Dritte erforderlichen Geschäftsstücke im ELAK zu erfassen.

Allgemeines

 23 Der Verkehrssicherheitsfonds vergab in den Jahren 2008 bis 2013  
127 Aufträge im Wert von insgesamt rd. 13,7 Mio. EUR.

Aufträge

Tabelle 10: Aufträge des Verkehrssicherheitsfonds in den Jahren 2008 bis 2013

Maßnahmenart in Mio. EUR in % Anzahl der Projekte in %

Bewusstseinsbildung 11,15 81,4 55 43,3

Datenerfassung und –aufbereitung 0,95 6,9 19 15,0

grundlegende Maßnahmen 0,37 2,7 8 6,3

Maßnahmenevaluierung 0,14 1,1 2 1,6

Umsetzungsmaßnahmen 0,36 2,6 12 9,4

Andere 0,72 5,2 31 24,4

Summe 13,69 100,0 127 100,0
Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Der Großteil der Aufträge entfiel auf den Bereich Bewusstseinsbil-
dung mit Kampagnen des Verkehrssicherheitsfonds (siehe TZ 25 bis 
30). Aufträge zur Erstellung der Straßenverkehrsunfallstatistik waren 
der Kategorie Datenerfassung und –aufbereitung zuzurechnen. Dane-
ben finanzierte der Verkehrssicherheitsfonds Umsetzungsmaßnahmen 
zum Verkehrssicherheitsprogramm, die Erstellung des Verkehrssicher-
heitsprogramms, die Jahresberichte des Fonds, die Unfallkostenrech-
nung, die Evaluierung getroffener Maßnahmen sowie die Entsendung 
von Externen zu Expertentreffen. 

Teilnahme an internationalen Sitzungen

 24.1 Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte seit dem Jahr 2003 regelmä-
ßig die Entsendung externer Vertreter zu hochrangigen nationalen und 
internationalen Expertensitzungen. Das BMVIT begründete dies mit 
fehlenden personellen Ressourcen im Ressort. Im Jahr 2012 schloss das 
BMVIT dazu erneut eine Rahmenvereinbarung mit dem Verein A auf 
weitere drei Jahre ab. Die Auftragssumme belief sich auf rd. 30.000 EUR 
pro Jahr mit Stundensätzen von rd. 129 EUR für die Teilnahme und 
die Vor– und Nachbearbeitung sowie von rd. 65 EUR für die Reise-
zeit. Für vergleichbare Mitarbeiter des BMVIT war im Jahr 2013 von 
durchschnittlichen Stundensätzen zwischen rd. 38 EUR und rd. 54 EUR 
auszugehen.26 Diese lagen damit bis zu rd. 70 % unter jenen in der 
Rahmenvereinbarung. An den Sitzungen nahmen neben den externen 
Vertretern teilweise gleichzeitig auch Mitarbeiter des BMVIT teil. 

 24.2 Der RH kritisierte die langjährige Praxis des BMVIT, zu hochrangigen 
Expertentreffen externe Vertreter auf Kosten des Verkehrssicherheits-
fonds zu entsenden, zumal teilweise auch Vertreter des BMVIT daran 
teilnahmen. Durch die Auslagerung dieser Leistungen an Dritte ging 
dem BMVIT Fachwissen verloren bzw. wurde das notwendige Know–
how bei Externen auf Kosten des Verkehrssicherheitsfonds aufgebaut.

Der RH empfahl dem BMVIT, durch das Insourcing der regelmäßigen 
Teilnahme an nationalen und internationalen Expertentreffen die Kosten 
zu senken und das nötige Wissen im BMVIT zu halten bzw. aufzubauen. 

 24.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei auch aus seiner Sicht ein Insourcing 
wünschenswert, aber aufgrund der angespannten Personalsituation und 
der personellen Restriktionen im Bereich des Bundes nicht möglich.

26 Werte für entsprechend qualifizierte Mitarbeiter 2013 gemäß den Richtwerten für die 
Durchschnittspersonalausgaben/–kosten, Verordnung BGBl. II Nr. 85/2013: Vergleichs-
wert Verwaltungsdienst–Gehobener Dienst 3 bzw. Verwaltungsdienst Höherer Dienst 3 
valorisiert für 2013 um 2 %
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 24.4 Der RH wies darauf hin, dass der Wissensaufbau bzw. –erhalt für 
die Steuerungsfunktion des BMVIT im Bereich der Verkehrssicherheit 
wesentlich ist. Er blieb daher bei seiner Empfehlung, bei der Teilnahme 
an Expertentreffen statt der Beauftragung Externer die Nutzung inter-
ner Personalressourcen anzustreben. Dabei wären die Kosten für den 
Zukauf von Fremdleistungen den Kosten für den Aufbau von ressor-
tinternem Know–how unter entsprechenden Kosten–Nutzen–Überle-
gungen gegenüberzustellen.

Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ 2009 bis 2010

 25.1 (1) Im Rahmen der Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung finanzierte 
der Verkehrssicherheitsfonds in den Jahren 2009 und 2010 gemein-
sam mit drei externen Partnern eine auf eine breite Zielgruppe aus-
gerichtete Kampagne zum Thema Alkohol am Steuer. Die Kampagne 
kostete in Summe rd. 4,5 Mio. EUR; davon trugen rd. 1,5 Mio. EUR 
die externen Partner.

(2) Das BMVIT beauftragte die Bundesbeschaffung GmbH (BBG) mit 
der Durchführung des Vergabeverfahrens für die im Rahmen der Kam-
pagne zu erbringenden Kreativleistungen. In der ersten Stufe des zwei-
stufigen Verhandlungsverfahrens wurden fünf Agenturen ausgewählt 
und zur Abgabe eines Angebots eingeladen.

(3) Am 31. August und 1. September 2009 präsentierten die fünf Agenturen 
der Bewertungskommission ihre Erstangebote. Die Erstangebote der Agen-
tur A und der Agentur B unterschieden sich im generellen Konzept und im 
Slogan deutlich. Die BBG forderte die Agentur B im Auftrag des BMVIT 
im Anschluss an ihre Präsentation am 1. September 2009 auf, zusätzlich 
zu den schriftlichen Unterlagen des Erstangebots den TV–Werbespot per 
E–Mail an die BBG zu senden. Die BBG übermittelte diesen am selben 
Tag an eine Mitarbeiterin des Kabinetts der damaligen Bundesministe-
rin für Verkehr, Innovation und Technologie, Doris Bures.

Am 2. und 3. September 2009 fanden Verhandlungsrunden von Ver-
tretern des BMVIT und der BBG mit den fünf Agenturen statt. Diese 
wurden im Anschluss aufgefordert, bis zum 17. September 2009 ein 
Letztangebot zu legen.

(4) Die Letztangebote wurden am 17. September 2009 von der BBG 
ans BMVIT übermittelt. Die BBG wies Mitarbeiter des BMVIT in einer 
E–Mail am 21. September 2009 darauf hin, dass die Agentur A Kon-
zept und Slogan der Kampagne zur Gänze geändert hatte, und dass 
nunmehr sowohl der Slogan als auch Inhalt und Aufbau des TV– und 
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Hörfunk–Spots eine starke Ähnlichkeit mit dem von der Agentur B 
eingereichten Vorschlag aufweisen würden. Dieser Umstand habe laut 
BBG auf das Vergabeverfahren selbst keine Auswirkungen — alle Kom-
missionsmitglieder hätten Geheimhaltungserklärungen unterzeichnet. 
Mögliche rechtliche Schritte im Zusammenhang mit einer Urheber-
rechtsverletzung seien aber nicht auszuschließen.

Eine Mitarbeiterin des BMVIT antwortete, dass auch im BMVIT die 
Ähnlichkeit aufgefallen sei, wies aber auf sehr konkrete Briefings im 
Zuge der Verhandlungen hin. Es sei daher nicht unmöglich, dass meh-
rere Kreative den gleichen Zugang zu einem Thema gefunden hätten.

Tabelle 11:  Wesentliche Inhalte der Erst– und Letztangebote der Agenturen A und B für 
die Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“

Agentur A Agentur B

Erstangebot Letztangebot Erstangebot Letztangebot

Slogan Wer trinkt, verliert. Alkohol am Steuer. Das 
Letzte.

Alkolenker sind das 
Letzte.

Alkofahrten sind das 
Letzte.

TV–Spot Alltägliche 
Situationen eines 
querschnittgelähmten 
Patienten, Opfer 
eines Unfalls unter 
Alkoholeinfluss,
– Waschen und 
Ankleiden durch 
einen Pfleger, 
Physiotherapie in 
einem Schwimmbecken 
– werden aus der 
Perspektive des 
Patienten gezeigt.

Szenen aus dem Leben 
eines Buben – „Das 
erste Mal auf eigenen 
Beinen, ..., das erste 
Mal verliebt“ werden 
durch einen Unfall mit 
einem Alkolenker – 
„Das erste Mal einem 
Alkolenker begegnet“ 
unterbrochen. Slogan 
„Alkohol am Steuer. 
Das Letzte.“ wird 
eingeblendet.

Szenen aus dem 
Leben eines Buben 
(„Das erste Mal“ die 
Wahrnehmung der 
Mutter, das Finden 
von Freunden, der 
Heiratsantrag) werden 
durch einen Unfall mit 
einem alkoholisierten 
Lenker mit „Das Letzte, 
was er gesehen hat 
...“ unterbrochen. 
Slogan „Alkolenker 
sind das Letzte.“ wird 
eingeblendet.

Szenen aus dem 
Leben eines Buben 
(„Das erste Mal“ die 
Wahrnehmung der 
Mutter, das Finden 
von Freunden, der 
Heiratsantrag) werden 
durch einen Unfall mit 
einem alkoholisierten 
Lenker mit „Das Letzte, 
was er gesehen hat 
...“ unterbrochen. 
Slogan „Alkofahrten 
sind das Letzte.“ wird 
eingeblendet.

Hörfunk–
Spot

Potenzielle Verluste
– des eigenen Lebens, 
des eigenen Kindes, 
Versicherungsschutzes, 
des gesellschaftlichen 
Ansehens – durch 
Alkohol am Steuer 
werden aufgezählt.

Szenen aus dem Leben 
eines Mädchens/eines 
Burschen – „Das erste 
Mal eine Sternschnuppe 
gesehen, ... im Meer 
geschwommen“ werden 
unterbrochen durch 
„das erste Mal einem 
Alkolenker begegnet.“ 
Schluss–Slogan 
„Alkohol am Steuer. 
Das Letzte.“

Szenen aus dem Leben 
eines Mädchens/
eines Buben („Das 
Erste, was Anna/Max 
gesehen hat“ – die 
Mutter, ...) – wird 
unterbrochen durch 
„Das Letzte, was Anna/
Max gesehen hat“: 
einen alkoholisierten 
Autofahrer. Schluss–
Slogan „Alkolenker 
sind das Letzte.“

Szenen aus dem Leben 
eines Mädchens/
eines Buben („Das 
Erste, was Anna/Max 
gesehen hat“ – die 
Mutter, ...) – wird 
unterbrochen durch 
„Das Letzte, was Anna/
Max gesehen hat“: 
einen alkoholisierten 
Autofahrer. Schluss–
Slogan „Alkofahrten 
sind das Letzte.“

Quellen: BBG; Darstellung RH
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(5) Die Sitzung der Bewertungskommission zur Bewertung der Letztan-
gebote fand am 21. September 2009 statt. Stimmberechtigte Mitglieder 
der Bewertungskommission waren drei Mitarbeiter des BMVIT27 und 
je ein Mitarbeiter von zwei die Kampagne mitfinanzierenden Institu-
tionen. Zusätzlich zu den fünf stimmberechtigten Mitgliedern nahmen 
zwei beratende Mitglieder an der Sitzung teil: eine Mitarbeiterin des 
BMVIT (Abteilung ST2) und eine Mitarbeiterin des Vereins A. Seitens 
der BBG wurde die Sitzung durch zwei Juristen begleitet.

Aus der Prüfung und Bewertung der Angebote ging die Agentur A als 
erstgereihte Agentur hervor. Das Ergebnis der Bewertung stellte sich 
im Detail wie folgt dar:

(6) Für den RH stellte sich der Ablauf der Sitzung der Bewertungs-
kommission — nach Gesprächen mit allen bei der Sitzung der Bewer-
tungskommission anwesenden Personen — wie folgt dar: die Kommis-
sion diskutierte in einem ersten Bewertungsdurchgang die einzelnen 
Kriterien und vergab für jedes Kriterium eine gemeinsam akkordierte 
Punktezahl. Bei der im Anschluss präsentierten Reihung lag die Agen-
tur B an erster Stelle. Im Anschluss daran wurden in einem weiteren 
Durchgang die Punktebewertungen mehrfach verändert. Schlussend-
lich lag die Agentur A mit einem geringen Abstand von 0,32 (von ins-
gesamt 100) Punkten vorne.

(7) Die BBG gab den unterlegenen Bietern am 24. September 2009 
die Zuschlagsentscheidung per Fax bekannt, ohne — im Gegensatz 
zu den Kampagnen davor und danach — die Bewertungspunkte des 
Zuschlagsempfängers und des jeweils eigenen Angebots zu nennen. 
Auf Anfrage der Agentur B am 1. Oktober 2009 zu den Details der 
Bewertung übermittelte die BBG der Agentur B am selben Tag das 
27 je einer aus dem Kabinett der Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Techno-

logie, der Abteilung Präsidium 2 und der Abteilung ST2

Tabelle 12:  Bewertungspunkte des Zuschlagsempfängers und der unterlegenen Bieter bei 
der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“

Gesamtpreis Preispunkte Qualitätspunkte Gesamt

in EUR

Agentur A 283.410 20,39 51,63 72,02

Agentur B 214.654 30,00 41,70 71,70

Agentur C 313.294 16,21 22,05 38,26

Agentur D 294.590 18,83 17,20 36,03

Agentur E 258.467 23,88 10,94 34,81

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Vergabekommissionsprotokoll mit der Reihung der Bieter inkl. Punk-
testand und die verbalen Erläuterungen der Bewertungskommission 
zu den wesentlichen Punkteabweichungen zugunsten des Zuschlags-
empfängers. Nach Ende der Stillhaltefrist am 2. Oktober 2009 erteilte 
die BBG den Zuschlag an die Agentur A.

(8) Wie der RH feststellte, führte die Agentur B gegen die Agentur A 
einen Zivilprozess wegen Verletzung des Urheberrechts. Das Verfah-
ren war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch nicht abgeschlossen. 
Der im Rahmen des Verfahrens beauftragte Sachverständige kam zum 
Schluss, dass die Werbespots in den Letztangeboten der Agentur A und 
der Agentur B in ihren charakteristischen Elementen und wesentlichen 
Fakten übereinstimmen. Zur Genese der Kampagne forderte er beide 
Agenturen auf, Unterlagen vorzulegen. Die Agentur B kam der Auf-
forderung umfassend nach und legte umfangreiche Unterlagen vor, 
welche den Entwicklungsprozess anhand von E–Mail–Schriftverkehr 
und diversen Daten abbildete. Die Agentur A legte ein handschrift-
liches Dokument im Umfang von drei Seiten vor, welches in seiner 
Charakteristik durchgängig geschrieben schien.

Die Agentur B schloss sich weiters als Privatklägerin dem Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft gegen die damalige Bundesministerin 
für Verkehr, Innovation und Technologie, Doris Bures, eine Mitarbei-
terin des Kabinetts der Bundesministerin und gegen zwei Mitarbeiter 
der Agentur A in Bezug auf das Vergabeverfahren an. Das Verfahren 
wurde hinsichtlich des Vorwurfs der Untreue im Oktober 2013 ein-
gestellt, hinsichtlich eines allfälligen Vergehens der Verletzung des 
Amtsgeheimnisses gegen unbekannte Täter aus dem BMVIT bis zur 
Beendigung des Urheberrechts–Verfahrens (siehe oben) abgebrochen.

 25.2 (1) Nach Ansicht des RH gingen die Verhandlungsrunden mit den Bie-
tern, so wie sie sich in den Protokollen darstellten, inhaltlich nicht 
in die Tiefe. Eine völlige Änderung des Erstangebots der Agentur A 
und die anschließende Ähnlichkeit mit dem Erst– und Letztangebot 
der Agentur B als ein Ergebnis der Verhandlungsrunde erachtete der 
RH als unplausibel. Vorbehaltlich einer rechtskräftigen Entscheidung 
im Prozess zur Verletzung des Urheberrechts schloss es der RH daher 
nicht aus, dass Informationen zum Erstangebot der Agentur B außer-
halb des eigentlichen Vergabeprozesses an die Agentur A geflossen 
waren. In diesem Zusammenhang verwies der RH auf die Feststel-
lungen des Sachverständigen zum Entwicklungsprozess der Kampa-
gnen im genannten Urheberrechtsprozess.
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Nach Ansicht des RH wäre die große Ähnlichkeit von zwei Letztange-
boten ein sachlicher Grund für den Widerruf des Vergabeverfahrens 
im Sinne des § 138 Bundesvergabegesetz 2006 gewesen.28 Die BBG 
wies das BMVIT zwar auf die komplette Änderung des Letztangebotes 
der Agentur A gegenüber ihrem Erstangebot und die starke Ähnlich-
keit zum Erst– und Letztangebot der Agentur B hin, ein Hinweis auf 
die Möglichkeit oder eine Empfehlung zum Widerruf des Verfahrens 
fehlte allerdings.

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass in der Bewertungskommis-
sion kein unabhängiger Marketingexperte stimmberechtigtes Mitglied 
war. Der RH war der Ansicht, dass die Mitwirkung eines unabhängi-
gen Marketingexperten die Auswahl der aus werbetechnischer Sicht 
besten Umsetzung der durch das BMVIT im Zuge der Kampagnen–
Entwicklung definierten Inhalte und Zielsetzungen in positiver Weise 
unterstützt hätte. 

Der RH empfahl dem BMVIT, bei der Bewertung von Kreativleistungen 
für Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in Zukunft unabhängige Mar-
ketingexperten als stimmberechtigte Mitglieder in die Bewertungskom-
missionen aufzunehmen.

(3) Die Erhebungen zum Ablauf der Sitzung der Bewertungskommission 
erweckten aus Sicht des RH den Anschein, dass das Verfahren dahin-
gehend beeinflusst wurde, ein bestimmtes Unternehmen (Agentur A) 
zu beauftragen, und nicht, in einem fairen Wettbewerb den Bestbie-
ter zu ermitteln. Der RH kritisierte, dass das BMVIT eine vergleichbare 
Leistung (Ähnlichkeit der Angebote) zu einem um rd. 32 % höheren 
Angebots–Preis beauftragte.

Der RH bemängelte, dass die BBG den unterlegenen Bietern in der Mit-
teilung zur Zuschlagsentscheidung keine Informationen zu den Bewer-
tungspunkten des jeweils eigenen Angebots im Vergleich zum Bestbie-
ter zur Verfügung stellte. Der RH stellte fest, dass dies nicht im Sinne 
der Transparenz des Vergabeverfahrens war und damit diesen Bietern 
eine Grundlage für ihre Entscheidung, gegen die Vergabeentscheidung 
Rechtsmittel zu ergreifen, vorenthalten wurde.

 25.3 Das BMVIT hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Empfehlung 
des RH, unabhängige Marketingexperten als stimmberechtigte Mit-
glieder in die Bewertungskommissionen aufzunehmen, für zukünftige 
Kampagnen zur Bewusstseinsbildung berücksichtigt werde.

28 BGBl. I Nr. 17/2006
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 26.1 (1) Um beim Vergabeverfahren zur Kampagne „Alkohol im Straßen-
verkehr“ (TZ 25) einen Informationsfluss zu Inhalten des Erstangebots 
der Agentur B durch Mitarbeiter des BMVIT an die Agentur A (insbe-
sondere eine Weiterleitung des Werbespots der Agentur B via E–Mail) 
ausschließen zu können, ersuchte der RH das BMVIT im Jänner 2014 
um eine Auflistung aller im Zeitraum der Ausschreibung zwischen 
dem BMVIT und Agentur A gesendeten E–Mails und um die Inhalte 
der betreffenden E–Mails selbst.

(2) Das BMVIT teilte daraufhin mit, dass eine Übermittlung aller, im 
angegebenen Zeitraum angefallenen E–Mails einerseits technisch nicht 
möglich sei, andererseits aber auch aufgrund der Bestimmungen des 
Datenschutzgesetzes nicht erfolgen würde.

Recherchen des RH ergaben, dass sehr wohl die technische Möglich-
keit besteht, dass E–Mails aus dem betreffenden Zeitraum auf Siche-
rungsbändern (Backup der Mail–Konten bzw. des E–Mail–Archivs) vor-
handen sein könnten.

(3) Im Februar 2014 ersuchte der RH das BMVIT daher, ihm einen 
Gesamtauszug aus dem Quellsystem über alle im überprüften Zeit-
raum (2008 bis dato) von der Domain @bmvit.gv.at aus intern und 
extern gesendeten und empfangenen E–Mails mit Sender, Empfänger, 
Sende– bzw. Empfangszeitpunkt, Betreff und Größe zu übermitteln. 
Dabei wurden vorerst keine Inhalte der E–Mails abgefragt; dies deshalb, 
weil durch diese umfassende Erhebung von Gesamtdaten die selektive 
Löschung einzelner E–Mails durch die überprüfte Stelle ausgeschlos-
sen werden sollte. Aus der Gesamtauflistung der E–Mails beabsich-
tigte der RH, die für die Gebarungsüberprüfung relevanten E–Mails 
— aus eigenem und damit von der überprüften Stelle (BMVIT) unab-
hängig — zu identifizieren. In einem weiteren Schritt plante er, für ein-
zelne, gebarungsrelevante E–Mails die Inhalte und Attachments vom 
BMVIT anzufordern. Diese Vorgehensweise ist insbesondere als Kon-
sequenz zur Gebarungsüberprüfung im Land Salzburg29 zu sehen, bei 
der dem RH unvollständige Daten und Dokumente übermittelt wurden.

(4) Im März 2014 verweigerte das BMVIT die Übermittlung der Infor-
mationen über E–Mails mit dem Hinweis auf den Datenschutz, weil sich 
unter den dienstlichen E–Mails der Mitarbeiter auch private E–Mails 
befinden können.

(5) Der RH stellte daraufhin im Mai 2014 beim VfGH einen Antrag auf 
Entscheidung einer Meinungsverschiedenheit gemäß Art. 126a B–VG. 
29 Finanzierungsinstrumente der Gebietskörperschaften in den Ländern Burgenland und 

Salzburg; Follow–up–Überprüfung; Reihe Salzburg 2012/9
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Der VfGH wies im Oktober 2014 den Antrag des RH auf Einsicht in 
einen Auszug aus dem Quellsystem ab.30

 26.2 Der RH konnte aufgrund der Verweigerung des BMVIT, in E–Mails ein-
zusehen, und des vom VfGH abgewiesenen Antrags des RH auf Ent-
scheidung der dargestellten Meinungsverschiedenheit gemäß Art. 126a 
B–VG nicht ausschließen, dass seitens des BMVIT ein Informationsfluss 
zu Inhalten des Erstangebots der Agentur B vom BMVIT zur Agen-
tur A stattgefunden hat.

 26.3 Das BMVIT teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Formulie-
rung des RH den Eindruck entstehen lasse, das BMVIT habe unrich-
tige bzw. unvollständige Informationen übermittelt. Dies sei unrich-
tig. Vielmehr sei sachlich richtig darauf hingewiesen worden, dass das 
BMVIT der Aufforderung des RH, „alle“ im Zeitraum der Ausschrei-
bung zwischen der Domain @bmvit.gv.at und der Werbeagentur gesen-
deten und empfangenen E–Mails vorzulegen, nicht nachkommen könne, 
weil eine Auflistung „aller“ E–Mails aufgrund der inzwischen verstri-
chenen Zeit und des im BMVIT üblichen Speichermanagements tech-
nisch nicht möglich sei. Zur Verfügung gestellt werden könnten nur 
jene Inhalte, welche zum Zeitpunkt der letzten Speicherung vorhan-
den gewesen seien, weil im BMVIT keine vollständige und über Jahre 
zurückreichende Sicherung der Daten erfolge. Gleichlautend sei vom 
BMVIT auch in der mündlichen Verhandlung vor dem VfGH argumen-
tiert worden. Es erstaune daher einigermaßen, dass der RH den Ein-
druck erwecken wolle, er habe umfangreiche Recherchemaßnahmen 
setzen müssen, um hier ein Bild über die Speichermaßnahmen des 
BMVIT zu erhalten. Ein kompletter Überblick über die Speicherpolicy 
des BMVIT sei vielmehr mit Schreiben vom 16. Jänner 2014 übermit-
telt worden; dadurch habe eine unrichtige bzw. ungenaue Darstellung 
des BMVIT darüber, welche E–Mails tatsächlich vorhanden seien, ent-
kräftet werden können.

Darüber hinaus werde festgehalten, dass der Zweck der umfassenden 
Abfrage vom Februar 2014 darin gelegen sei, „die selektive Löschung 
einzelner E– Mails durch die überprüfte Stelle“ auszuschließen. Diese 
Unterstellung eines gesetzwidrigen Verhaltens durch Bedienstete des 
BMVIT, konkret der Mitarbeiter, welche für die Datensicherung zustän-
dig sind, sei ungeheuerlich und auf das Schärfste zurückzuweisen.

Auch sei es unrichtig, dass der RH aufgrund der rechtmäßigen Wei-
gerung des BMVIT, einem nicht–gesetzeskonformen Ersuchen des RH 
nachzukommen, nicht alle für die Gebarungsüberprüfung benötigten 

30 KR 1/2014–19
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Informationen erhalten habe. Dies liege vielmehr daran, dass es der RH 
nach dem Erkenntnis des VfGH verabsäumt habe, ein rechtskonformes 
Ersuchen um Übermittlung jener E–Mails zu stellen, die für die Geba-
rungsüberprüfung im Sinne des VfGH–Erkenntnisses relevant seien.

 26.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass der „komplette Überblick über die 
Speicherpolicy des BMVIT“ im Schreiben vom 16. Jänner 2014 aus zwei 
kurzen Absätzen bestand und darstellte, dass Tagessicherungen vier 
Wochen aufbewahrt werden und die Medien der Quartalssicherungen 
zur Katastrophenvorsorge nach einem Jahr für neue Sicherungen wie-
derverwendet und damit überschrieben werden. Damit vermittelte das 
BMVIT dem RH den Eindruck, dass gar keine E–Mails mehr aus dem 
betreffenden Zeitraum zur Verfügung stünden. 

Vom RH im Anschluss daran im BMVIT eingeholte Auskünfte ließen 
aus Sicht des RH aber die Möglichkeit zu, dass zumindest ein Teil der 
E–Mails noch auf Quartalssicherungen vorhanden sein könnte. E–Mails 
des BMVIT würden bis zu sieben Jahre aufbewahrt, soferne sie nicht 
aktiv vom betreffenden User gelöscht wurden.

Im Übrigen wies der RH den Vorwurf des BMVIT, der RH unterstelle 
gesetzwidriges Verhalten, nachdrücklich zurück und stellte klar, dass 
für ihn als unabhängige Einrichtung der externen öffentlichen Finanz-
kontrolle gerade die Rechtmäßigkeit einen seiner ihm bundes–verfas-
sungsgesetzlich überbundenen Prüfungsmaßstäbe darstellt. Daher darf 
der RH ein gesetzeswidriges Verhalten von Mitarbeitern überprüfter 
Stellen — sei es durch die unzulässige Weitergabe von Informatio-
nen im Rahmen eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens oder durch 
die Vorenthaltung von Informationen im Rahmen von Gebarungs-
überprüfungen — nicht von Vornherein grundsätzlich ausschließen. 
Er ist gemäß § 2 Abs. 1 Rechnungshofgesetz verpflichtet, bei der Aus-
übung seiner Kontrolle festzustellen, ob die Gebarung den bestehen-
den Gesetzen entspricht, was die Überprüfung von Verhaltensweisen 
von Organwaltern miteinschließt.

Zudem wies der RH das vom BMVIT angeführte Versäumnis einer 
erneuten Mail–Anfrage zurück, zumal das BMVIT dem RH in keiner 
Phase der Gebarungsüberprüfung konkrete Informationen zum prü-
fungsgegenständlichen E–Mail–Verkehr übermittelt hatte. Vielmehr 
waren seine Prüfungshandlungen im Sinne der gebotenen Prüfungs-
ökonomie abzuschließen.
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 27.1 (1) Im Zuge der Umsetzung der Kampagne änderte die Agentur A im 
November 2009 das Preisblatt des Angebots in Abstimmung mit dem 
Kabinett der damaligen Bundesministerin für Verkehr, Innovation und 
Technologie. Unter Beibehaltung der Gesamtkosten reduzierte sie die 
Kosten für Plakat und neue Werbeformen auf Null und strich damit 
deren Umsetzung.31 Gleichzeitig erhöhte sie die Länge des zu realisie-
renden TV–Spots (von 25 auf 40 Sekunden) und die Kosten für den TV–
Spot unter Beibehaltung der Höhe der Gesamtkosten. Die Kosten für 
den TV–Spot lagen nach Änderung des Preisblatts um rd. 24 % über 
dem Preis im der Vergabeentscheidung zugrunde liegenden Angebot.

(2) Bei der Auswahl des Bestbieters im Zuge der wettbewerblichen 
Vergabe gingen das Plakat und die neuen Werbeformen sowohl in 
den bewertungsrelevanten Gesamtpreis als auch in die Bewertung der 
Qualität der Angebote ein. Wäre bei der Beurteilung der Letztange-
bote bekannt gewesen, dass diese beiden Leistungspositionen nicht 
zur Ausführung kommen und damit nicht in die Bewertung einfließen, 
hätte das Auswirkungen auf das Ergebnis der Bewertung des Preises 
und der Qualität der Angebote gehabt. Der RH berechnete das Bewer-
tungsergebnis für die tatsächlich realisierten Leistungen.32 Wären Pla-
kat und neue Werbeformen nicht in die Beurteilung eingeflossen, hätte 
dies unter Beibehaltung der Bewertung der Kommission für die Qua-
lität der anderen Leistungspositionen zu folgendem Ergebnis geführt:

31 Rolling Boards und Autobahnplakate blieben aber im Preisblatt und wurden im Zuge 
der Umsetzung realisiert.

32 bewertungsrelevanter Gesamtpreis: bei Agentur A abzüglich der Kosten für Plakat und 
neue Werbeformen (gewichtet); bei Agentur B abzüglich 50 % der Agenturkosten Rol-
ling Boards/Plakate (da die Rolling Boards realisiert wurden) und der Kosten für neue 
Werbeformen (gewichtet) 

 Qualitätspunkte: bei Agentur A und Agentur B Abzug der Punkte für neue Werbe-
formen und Beibehaltung der Punkte für Autobahnplakat (bei der Beurteilung der Qua-
lität keine weitere Differenzierung Rolling Boards/Plakate/ Autobahnplakat)

Tabelle 13:  Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ – Auswirkung der Nicht–Umsetzung 
von Plakat und neuen Werbeformen auf das Bewertungsergebnis

Agentur A Agentur B

bewertungsrelevanter Gesamtpreis 271.540 211.041

Preispunkte 21,40 30,00

Qualitätspunkte 47,78 39,61

Gesamtpunkte 69,18 69,61
Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Wären das Plakat und die neuen Werbeformen nicht in die Bewer-
tung eingeflossen, so hätte das Angebot der Agentur B insgesamt um 
0,43 Punkte mehr erhalten als jenes der Agentur A. Die Ermittlung des 
Bestbieters hätte damit zu einem anderen Ergebnis geführt. 

Bei der Bewertung der Qualität der Angebote war der Slogan mit einer 
Gewichtung von 15 % einer der wesentlichen Qualitäts–Bewertungs-
kriterien. Die Agentur A erhielt für ihren Slogan „Alkohol am Steuer. 
Das Letzte.“ doppelt so viele Punkte wie die Agentur B für ihren Slo-
gan „Alkofahrten sind das Letzte.“ (Agentur A: 8,67 Punkte; Agentur 
B: 4,20 Punkte). Nach dem Zuschlag und der Beauftragung änderte die 
Agentur A den Slogan der Kampagne in Abstimmung mit dem Kabinett 
der damaligen Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Techno-
logie auf „Alkohol am Steuer: Können Sie damit leben?“.

 27.2 Der RH kritisierte, dass durch die wesentliche Veränderung der Länge 
des TV–Spots unmittelbar nach der Vergabeentscheidung eine wesent-
liche Leistungsänderung vorlag. Nach Ansicht des RH hätte die Festle-
gung der gewünschten Länge des TV–Spots Inhalt einer vorausschau-
enden Planung bei der Definition des Ausschreibungsgegenstandes 
sein müssen oder spätestens in den Verhandlungen mit den Bietern 
thematisiert werden müssen. In Hinblick auf das knappe Ergebnis der 
Bewertungskommission bestand nach Ansicht des RH die Möglichkeit, 
dass eine geänderte Länge des TV–Spots zu einem anderen Vergabe-
ergebnis geführt hätte.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Agentur B als Erstgereihte 
aus der Bewertung der Angebote hervorgegangen wäre, wenn aus-
schließlich die letztlich realisierten Leistungen hinsichtlich Preis und 
Qualität beurteilt worden wären.

Der RH betonte, dass der Slogan der Kampagne bei der Auswahl des 
Bestbieters ein wesentliches Qualitätskriterium war. Er wies darauf 
hin, dass die Agentur A bei der Ermittlung des Bestbieters wesent-
lich von der positiven Bewertung ihres Slogans profitiert hatte. Der 
RH kritisierte, dass der Slogan nach der Vergabeentscheidung völlig 
verändert wurde. Seiner Ansicht nach lag damit eine Leistungsände-
rung vor. Nach Ansicht des RH bestand auch hier die Möglichkeit, dass 
die Bewertung des tatsächlich realisierten Slogans zu einem anderen 
Ergebnis der Bewertungskommission geführt hätte.
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 28.1 Im Zuge der Umsetzung der Kampagne beauftragte das BMVIT zusätz-
lich zu den von der Ausschreibung umfassten Leistungen drei Adver-
torials mit einem Foto der damaligen Frau Bundesministerin Doris 
Bures:

– Schaltungen im November 2009;

–  in Sujet gemeinsam mit einem ehemaligen Sportler – Schaltungen 
im Jänner 2010;

–  ein Sujet gemeinsam mit einem Sportverein – Schaltungen im März 
und April 2010.

Eine der die Kampagne mitfinanzierenden externen Organisationen 
teilte dem BMVIT im November 2009 mit, sie sei nicht gewillt, eine 
persönliche Werbung der Frau Bundesministerin zu unterstützen, und 
daher mit dem Advertorial nicht einverstanden.

Die externen Testimonials stellten sich kostenlos zur Verfügung. Das 
BMVIT beauftragte die Advertorials auf Basis von Kostenvoranschlä-
gen der Agentur A. Die Gesamtkosten der Kreativleistungen für die 
Advertorials lagen — ohne Schaltkosten in den Printmedien — bei 
rd. 150.000 EUR inkl. USt. Die Kosten für die einzelnen Advertorials 
überstiegen die Kosten für das von der Ausschreibung umfasste Inse-
rat um bis zu rd. 78 %. Die Gesamtkosten für die Kreativleistungen 
der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ lagen vor allem durch 
die zusätzliche Beauftragung der Advertorials um rd. 55 % über den 
Gesamtkosten des Preisblatts der Ausschreibung.

Die Schaltungskosten für die drei Advertorials mit dem Foto der dama-
ligen Frau Bundesministerin machten mit insgesamt rd. 1,35 Mio. EUR 
über 60 % des gesamten Schaltvolumens in den Printmedien aus.

 28.2 Der RH kritisierte, dass die Kreativleistungen für die Advertorials nicht 
Teil des Leistungsumfangs der Ausschreibung waren, sondern zeitnah 
zum Start der Kampagne freihändig vergeben wurden.

Der RH wies darauf hin, dass die drei Advertorials in engem zeit-
lichen und inhaltlichen Zusammenhang miteinander und mit der Kam-
pagne standen und deren Gesamtwert den Schwellenwert für eine 
Direktvergabe von 100.000 EUR exkl. USt. überstieg. Die Beauftra-
gung ohne wettbewerbliches Vergabeverfahren war nach Ansicht des 
RH damit vergaberechtlich unzulässig. Die im Vergleich zum Inserat 
hohen Kosten jedes einzelnen Advertorials stellten nach Ansicht des 
RH zudem die Angemessenheit des Preises für die Leistung in Frage.
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Der RH kritisierte den hohen Kostenanteil der Advertorials mit einem 
Foto der damaligen Bundesministerin für Verkehr, Innovation und 
Technologie, Doris Bures, am Gesamtvolumen der Kampagne.

 29.1 Im Vergabeprozess wurden die einzelnen Kriterien zur Beurteilung der 
Qualität der Angebote unterschiedlich stark gewichtet. Das Kriterium 
„Umsetzung – TV/Kino–Spot“ erhielt dabei gemeinsam mit den Krite-
rien „Gesamtstrategie“, „Umsetzung, Sujet“ und „Slogan“ das höchste 
Gewicht.

Bei der Umsetzung der Kampagne verteilten sich die Schaltungskos-
ten wie folgt auf die unterschiedlichen Medien:

Bei der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ beauftragte das BMVIT 
mit rd. 66 % des Schaltvolumens den überwiegenden Anteil in Print-
medien und rd. 29 % in den Medien Fernsehen, Hörfunk und Kino.

Um die Angemessenheit der Beauftragungen in den einzelnen Print-
medien zu prüfen, stellte der RH die Anteile der einzelnen Printme-
dien an den Gesamtkosten für Schaltungen in den Printmedien (Print–
Schaltvolumen) der relativen Reichweite der Printmedien gegenüber. 
Dabei zeigte sich folgendes Bild:

Tabelle 14:  Umsetzung der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ – Aufteilung des 
Schaltvolumens auf unterschiedliche Medienarten

Kosten für Medium Anteil an den 
Umsetzungskosten

EUR %

Printmedien 2.212.839 66,2

Fernsehen, Hörfunk, Kino 957.139 28,6

Plakate (Rolling Boards und 
Autobahnplakate) 172.546 5,2

Gesamtkosten Schaltungen 3.342.524 100,0
Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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Die Gegenüberstellung zeigte, dass zwei Tageszeitungen im Vergleich zur 
relativen Reichweite unverhältnismäßig hohe Beauftragungen erhielten, 
während eine Monatszeitung im Vergleich zur relativen Reichweite 
einen unverhältnismäßig geringen Anteil des Schaltvolumens erhielt. 

 29.2 Nach Ansicht des RH deuteten die für die Bewertung der Angebote 
gewählten Gewichtungen der einzelnen Kriterien und das hohe Gewicht 
für den Fernsehspot darauf hin, dass ursprünglich bei der Umsetzung 
der Kampagne eine stärkere Nutzung des bewegten Bildes (Fernsehen 
und Kinospots) geplant war. Der RH wies kritisch darauf hin, dass bei 
der Umsetzung der Kampagne die Schaltungen in den Printmedien 
gegenüber anderen Medien — entgegen der ursprünglichen Absicht — 
deutlich überwogen. 

Abbildung 2:  Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ – Gegenüberstellung relatives Print–
Schaltvolumen – relative Reichweite des Printmediums
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Bei der Wahl der Printmedien konnte der RH bei zwei Tageszeitungen 
(Tageszeitungen A und G) und einer Monatszeitung (Monatsmagazin A) 
keinen nachvollziehbaren Zusammenhang zwischen dem Umfang der 
Schaltungen und der Reichweite erkennen. Der RH kritisierte das Aus-
maß der Beauftragung in Printmedien, das durch deren Reichweite 
nicht gerechtfertigt war. 

Der RH empfahl dem BMVIT, in Zukunft unter Bedachtnahme auf die 
Kontaktqualität des jeweiligen Mediums in der Zielgruppe die Auswahl 
von Medien auch reichweitenorientiert zu treffen und diese — insbe-
sondere bei einem Missverhältnis zwischen Schaltvolumen und Reich-
weite — nachvollziehbar zu begründen.

 29.3 Das BMVIT teilte in seiner Stellungnahme mit, dass bereits bei der 
letzten großen Verkehrssicherheitskampagne des BMVIT zum Thema 
„Pass auf mich auf!“ der Mediaplan von einer externen Mediaagen-
tur u.a. unter Berücksichtigung der Reichweiten und der Schaltkosten 
erstellt worden sei. In Zusammenhang mit dieser Kampagne habe der 
RH von einem ausgewogenen Media–Mix gesprochen. Es sei daher 
geplant, auch künftig externe Mediaagenturen zu beauftragen, um die 
Relation zwischen der relativen Reichweite des Mediums und der Höhe 
des jeweiligen Schaltvolumens sicherzustellen.

Kampagne „Pass auf mich auf – Rücksichtnahme auf Kinder im Stra-
ßenverkehr“ 2013

 30.1 Bei der Kampagne „Pass auf mich auf – Rücksichtnahme auf Kin-
der im Straßenverkehr“ legten vier Agenturen im Rahmen des Verga-
beprozesses Letztangebote. Die Agentur A ging aus der Sitzung der 
Bewertungskommission als bestgereihter Bieter mit einem deutlichen 
Punktevorsprung hervor. 

Im Gegensatz zu den Kampagnen „Straßenverkehrssicherheit“ im Jahr 
2008 und „Alkohol im Straßenverkehr“ in den Jahren 2009 und 2010 
beauftragte nicht die Abteilung Präsidium 2, sondern die Agentur A 
die Schaltungen in Printmedien, TV und Hörfunk. Der Anteil von Hör-
funk und Fernsehen am gesamten Schaltvolumen lag diesmal mit rd. 
41 % deutlich höher, jener der Printmedien mit rd. 51 % deutlich nied-
riger als bei der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“. Die Anteile 
am relativen Schaltvolumen in Relation zur relativen Reichweite stell-
ten sich wie folgt dar:



Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

BMVIT

Bund 2015/11  255

Tätigkeitsbereiche des Verkehrssicher- 
 heitsfonds

 30.2 Der RH stellte fest, dass bei der Kampagne „Pass auf mich auf“ bei 
der Beauftragung der Medienleistungen ein ausgewogenerer Medien-
mix zwischen Printmedien und TV/Hörfunk gewählt wurde als bei der 
Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“. 

Er wies weiters darauf hin, dass bei der Kampagne „Pass auf mich 
auf“ ein stärkerer Zusammenhang zwischen der relativen Reichweite 
der beauftragten Printmedien und der Höhe des jeweiligen Schaltvo-
lumens gegeben war als bei der Kampagne „Alkohol im Straßenver-
kehr“. Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 28.

Abbildung 3:  Kampagne „Pass auf mich auf – Rücksichtnahme auf Kinder im Straßen- 
verkehr“ – Gegenüberstellung relatives Print–Schaltvolumen – relative  
Reichweite des Printmediums
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Projektmanagement

 31.1 Die Mitarbeiter der Abteilung ST2 des BMVIT standen den Förder– 
bzw. Auftragnehmern während der Projektlaufzeit für Rückfragen bzw. 
bei Projektanpassungen in der Regel im kurzen Weg zur Verfügung. 
Sie begutachteten die Schlussberichte — bzw. bei Projekten, die sich 
über einen längeren Zeitraum erstreckten, auch die Zwischenberichte 
— inhaltlich und stellten bei fehlenden Inhalten oder mangelnder Qua-
lität entsprechende Nachforderungen. 

Für das Termin– und Finanz–Controlling der Förderungen und Auf-
träge fehlten einheitliche Vorgaben des BMVIT. Die Mitarbeiter der 
Abteilung ST2 setzten mehrere, voneinander unabhängige Instrumente, 
wie z.B. verschiedene Tabellenkalkulations–Sheets, ein. Die Termin-
verwaltung für die jeweiligen Projekte wurde von den einzelnen Mit-
arbeitern individuell organisiert und vorgenommen. Eine einheitliche, 
zentrale Verwaltung existierte nicht. Auch wurde kein Konnex zwi-
schen den jeweiligen Projekten und dem Verkehrssicherheitsprogramm 
hergestellt. Automatisierte Abfragen, z.B. wann Zahlungen in welcher 
Höhe fällig waren, konnten nicht durchgeführt werden. Weiters war 
eine automatische Erstellung der jährlichen Geschäftsberichte aus den 
vorliegenden Dateien nicht möglich.

 31.2 Der RH bemängelte das Fehlen eines einheitlichen elektronischen Pro-
jektmanagements, das einen raschen und vollständigen Überblick über 
die Termine und Verpflichtungen des BMVIT sowie der Förder– und 
Auftragnehmer ermöglichte. Der RH empfahl dem BMVIT, ein an die 
Anforderungen angepasstes, benutzerfreundliches elektronisches Pro-
jektmanagement für den Verkehrssicherheitsfonds einzurichten. Die-
ses sollte eine Terminverfolgung hinsichtlich der Verpflichtungen des 
BMVIT und der Förder– und Auftragnehmer und einen Überblick 
über die finanziellen Verpflichtungen des Verkehrssicherheitsfonds 
ermöglichen. Automatisierte Auswertungen der Projekte in Bezug auf 
das Verkehrssicherheitsprogramm sowie für das Finanzmanagement 
und die Zusammenstellung der wesentlichen Daten für die jährlichen 
Geschäftsberichte des Verkehrssicherheitsfonds wären vorzusehen. 

Der RH anerkannte die Bemühungen der Mitarbeiter der Abteilung 
ST2, die Projektpartner bestmöglich zu betreuen und bei der Projekt-
umsetzung zu unterstützen, um ein qualitativ hochwertiges Projekt-
ergebnis sicherzustellen.

 31.3 Das BMVIT stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung des RH 
zu. Im BMVIT werde bereits an einer entsprechenden elektronischen 
Projektmanagementlösung gearbeitet, deren Inbetriebnahme Ende des 

Abwicklung der  
Projekte
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1. Halbjahres 2015 vorgesehen sei. Als Voraussetzung sei der Altda-
tenbestand bereits digital nacherfasst, sodass alle relevanten Daten 
künftig vollständig elektronisch zur Verfügung stehen würden und eine 
automatisierte Auswertung der Projekte einfacher möglich sei.

Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit

 32.1 Zum Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung der Fördermittel 
hatten Fördernehmer gemäß den Allgemeinen Rahmenrichtlinien für 
die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln und den Richtli-
nien des Verkehrssicherheitsfonds vor der Auszahlung sowohl Sach-
berichte als auch zahlenmäßige Bestätigungen mittels Originalbelegen 
zu erbringen. Sämtliche Veröffentlichungen im Rahmen von Förde-
rungen waren gemäß den Richtlinien des Fonds mit dem Logo des Ver-
kehrssicherheitsfonds zu kennzeichnen.

In der Praxis akzeptierten Mitarbeiter der Abteilung ST2 wiederholt 
auch Belege, die nicht den Vorgaben entsprachen, wie z.B. Kopien von 
Rechnungsbelegen, Rechnungen, die vor dem Förderansuchen datiert 
waren, mangelhafte Zeitnachweise, nicht unterschriebene bzw. fehlende 
Teilnehmerlisten oder nicht vom Empfänger bestätigte Honorarnoten. 
Der Verkehrssicherheitsfonds förderte Bewirtungen mit alkoholischen 
Getränken, inhaltlich und zeitlich nicht im direkten Zusammenhang 
mit dem geförderten Projekt stehende Leistungen und Leistungen, die 
vertraglich anders vereinbart waren33.

Vorgelegte Belege wurden nicht in Höhe der Förderung, sondern kom-
plett entwertet. Den tatsächlichen Zahlungsfluss ließen sich die Mit-
arbeiter der Abteilung ST2 nicht nachweisen.

Der Hinweis auf die Förderung durch den Verkehrssicherheitsfonds 
fehlte bei mehreren Veröffentlichungen.

 32.2 Der RH kritisierte die angeführten Mängel bei der Feststellung der 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Unterlagen, die die För-
derwerber im Zuge der Projektabrechnung vorlegten, zumal die män-
gelfreie Sicherstellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 
von hoher Bedeutung für ein wirksames Internes Kontrollsystem ist.

Der RH empfahl dem BMVIT, die Auszahlung der Fördermittel erst dann 
vorzunehmen, wenn alle im Fördervertrag vereinbarten Bedingungen 
erfüllt sind. Nicht unmittelbar der Verkehrssicherheit dienliche Aus-
33 z.B. zu geringe oder zu hohe Anzahl der Teilnehmer bei Workshops (statt sechs bis 

zwölf nur einer oder 20) oder 48–jährige Teilnehmer eines Seniorenworkshops für 65+ 
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gaben, wie z.B. für Alkoholika, sowie Ausgaben, die nicht im unmit-
telbaren Zusammenhang mit dem Förderzweck standen oder vertrag-
lich anders vereinbart waren, sollten nicht gefördert werden. Auf eine 
Kennzeichnung aller Veröffentlichungen im Rahmen von Förderungen 
mit dem Logo des Verkehrssicherheitsfonds wäre zu achten. Um Mehr-
fachförderungen zu vermeiden, wäre insbesondere auf die Vorlage von 
Originalbelegen zu achten und es wären die Zahlungsflüsse zu bele-
gen. Die vorgelegten Originalbelege wären nur in Höhe der tatsäch-
lich erfolgten Förderung zu entwerten.

 32.3 Laut Stellungnahme des BMVIT erfolge die Auszahlung der gesamten 
Förderungssumme bereits jetzt und künftig erst nach Bestätigung der 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch den zuständigen Refe-
renten des Verkehrssicherheitsfonds. Die Zahlungsflüsse würden bei 
der Schlussrechnung bereits jetzt und künftig anhand der Originalbe-
lege geprüft. Im Anlassfall bestehe die Möglichkeit, von den Förder-
nehmern die entsprechenden Kontoauszüge anzufordern. Die im Rah-
men der Schlussrechnung vorgelegten Originalbelege würden künftig bei 
Bedarf von den Fördernehmern nur in Höhe der tatsächlich erfolgten 
Förderung entwertet.

Die Vorlage aller Originalbelege auch im Rahmen von Teilrechnungen 
sei im Sinne einer effizienten Förderungsabwicklung nicht vorgesehen. 
Ausgaben, die nicht unmittelbar der Verkehrssicherheit dienen, nicht 
im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Förderzweck stehen oder 
vertraglich anders vereinbart gewesen seien, würden bereits jetzt und 
künftig nicht gefördert. 

Um alle Kriterien für die Prüfung der rechnerischen Richtigkeit trans-
parent und einheitlich abzuarbeiten, würde eine Checkliste erstellt. 

Auf die Kennzeichnung aller Veröffentlichungen im Rahmen von För-
derungen mit dem Logo des Verkehrssicherheitsfonds (eigentlich Ver-
kehrssicherheitsfonds–BMVIT–Kombi–Logo) würde bereits jetzt und 
künftig geachtet. Die Kennzeichnungspflicht sei und bleibe in den För-
derungsverträgen verankert.

 32.4 Der RH wies darauf hin, dass die angeführten Mängel zur Zeit der Geba-
rungsüberprüfung wiederholt festzustellen waren, anerkannte aber die 
Umsetzung seiner Empfehlungen durch das BMVIT. Jedenfalls sollten 
anlässlich der Schlussabrechnung Originalbelege durch den Förder-
nehmer vorgelegt werden.
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Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds

 33.1 Die „Richtlinien für Förderungen und Aufträge zur Steigerung der 
Verkehrssicherheit aus Mitteln des VSF“ (VSF–Richtlinien) waren die 
wesentliche Basis für die Gewährung von Förderungen und die Ertei-
lung von Aufträgen aus Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds. Sie 
wurden nach einer umfassenden Überarbeitung der Richtlinien (Erst-
fassung: 1999) im Jahr 2011 neu veröffentlicht und im Jahr 2012 
geringfügig abgeändert.

Das BMVIT zählte Infrastrukturmaßnahmen zu den nicht durch den 
Verkehrssicherheitsfonds förderbaren Kosten. Eine entsprechende Rege-
lung fehlte in den Richtlinien des Fonds. Weiters fehlten Festlegungen 
für Ausgaben, die nicht mit Verkehrssicherheit vereinbar waren, wie 
z.B. für alkoholische Getränke. 

Die in den Richtlinien angegebenen Kriterien für die Bewertung von 
Förderansuchen entsprachen teilweise nicht mehr jenen, die für die 
Beurteilung tatsächlich herangezogen wurden. Die Beurteilung der För-
deransuchen erfolgte nicht, wie in den Richtlinien nach wie vor fest-
gelegt, während der Beiratssitzung durch die anwesenden Personen, 
sondern vorab mittels Beurteilungsbögen.

In den Richtlinien gab es keine Regelung, welche der Beiratsmitglieder 
stimmberechtigt waren. Ohne entsprechende Bestimmung in den Richt-
linien bewerteten bzw. stimmten die Beiratsmitglieder aus dem BMVIT 
und der Bundesanstalt für Verkehr gemeinsam mit einer Stimme.

Sämtliche Veröffentlichungen im Rahmen von Förderungen waren mit 
dem Logo des Verkehrssicherheitsfonds zu kennzeichnen, bei Aufträ-
gen gab es diese Verpflichtung nicht.

Für Förderungen war festgelegt, dass die Geschäftsführung des Ver-
kehrssicherheitsfonds Projekte bis zu einem Umfang von 15.000 EUR 
genehmigen darf. Eine analoge Regelung zur Vergabe von Aufträgen 
gab es in den Richtlinien nicht.

Einzelne Verweise in den Richtlinien waren fehlerhaft. So verwies z.B. 
ein Absatz zu den Rechtsgrundlagen für Aufträge auf sich selbst, ein 
Querverweis in den dementsprechenden Regelungen für Förderungen 
war unvollständig und auf den falschen Absatz bezogen.

 33.2 Der RH wies auf teilweise unvollständige, fehlerhafte bzw. nicht mehr 
aktuelle Regelungen in den Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds 
hin. 
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Der RH empfahl dem BMVIT, die Richtlinien hinsichtlich der förder-
baren bzw. nicht förderbaren Kosten, der Genehmigung von Aufträ-
gen durch die Geschäftsführung sowie der Stimmberechtigungen im 
Beirat zu ergänzen. Eine verpflichtende Kennzeichnung sämtlicher mit 
Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds finanzierten Veröffentlichungen 
— auch jener im Rahmen von Aufträgen — mit dem Logo des Fonds 
wäre vorzusehen. Die Regelungen zu den Kriterien, die für die Beur-
teilung von Förderansuchen herangezogen werden, und zur Bewer-
tung der Förderansuchen mittels Bewertungsbögen wären an die tat-
sächlich praktizierte Vorgangsweise anzupassen und die Richtlinien 
wären hinsichtlich fehlerhafter Verweise zu korrigieren.

 33.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei eine entsprechende Ergänzung der 
Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds vorgesehen.

 34.1 (1) Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 nannte 
als Hauptziele die Reduktion der im Straßenverkehr Getöteten um 
50 %, der durch Verkehrsunfälle Schwerverletzten um 40 % und der 
Unfälle mit Personenschäden um 20 % bis zum Jahr 2020 gegenüber 
dem Vergleichswert, dem Durchschnittswert der Jahre 2008 bis 2010. 
Zwischenziel war das Erreichen der Hälfte der angestrebten Reduktion 
bis zum Jahr 2015.

Auch das erste Verkehrssicherheitsprogramm 2002 bis 2010 hatte ähn-
liche Zielsetzungen aufgewiesen, im Vergleich zum aktuellen Pro-
gramm fehlte ein Zielwert für die Schwerverletzten, teilweise waren 
Ziele zu Verhaltensweisen, wie z.B. die Verwendungsquote von Rück-
halteeinrichtungen für Kinder, definiert.

(2) Die Calls des Verkehrssicherheitsfonds für geförderte Projekte waren 
hinsichtlich der Zielsetzungen eher allgemein und thematisch offen 
gehalten. Zielsetzung war es, „dass sich der Verkehrssicherheitsfonds 
durch herausragende Projekte zur jeweiligen Thematik positioniert und 
Lösungsansätze ... anbietet.“ Die Ausschreibungen nannten Beispiele 
für mögliche Forschungsfragen, um die Interessenslage des Verkehrs-
sicherheitsfonds bzw. des BMVIT zu verdeutlichen. 

Obwohl zum Zeitpunkt des zweiten Calls das aktuelle Verkehrssicher-
heitsprogramm bereits veröffentlicht war, nahmen der zweite und 
dritte Call in den Fragestellungen und Zielsetzungen keinen konkreten 
Bezug zu Themenfeldern oder Maßnahmen des Verkehrssicherheits-
programms. Diesen Konnex mussten die Antragsteller im Förderan-

Zielsetzungen

Wirkungen des Verkehrssicherheitsfonds
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suchen unter dem Punkt „Übereinstimmung mit den Zielen des Öster-
reichischen Verkehrssicherheitsprogramms“ herstellen. Diese Verweise 
fehlten teilweise bzw. waren in ihrer Detailliertheit sehr unterschied-
lich — sie reichten vom Bezug auf globale Handlungsfelder bis zum 
Verweis auf konkrete Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms. 

Die Förderwerber nannten in den Förderansuchen in unterschiedlicher 
Konkretisierung Projektziele und nur in Ausnahmefällen quantifizierte 
Indikatoren zur Messung der Zielerreichung.

(3) Für die Kampagnen zur Bewusstseinsbildung definierte das BMVIT 
in unterschiedlichem Ausmaß Ziele. 

–  Für die Kampagne „Verkehrssicherheit“ (2008) nannte das BMVIT 
als Ziel die strategische Entwicklung und kreative Umsetzung einer 
bewusstseinsbildenden Kampagne zum Thema Verkehrssicherheit. 
Dazu sollten mindestens zwei und maximal fünf Themen auf Basis 
der Verkehrssicherheitsstatistik 2007 für deren Vermittlung in den 
Printmedien und im Internet aufbereitet werden. Darüber hinaus 
gab es keine inhaltlichen Vorgaben und keine Wirkungsziele für 
die Kampagne.

–   Die Vorgaben für die Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ 
(2009/2010) waren inhaltlich stärker eingegrenzt: die Kampagne 
sollte die Auswirkungen von Alkohol im Straßenverkehr darstel-
len. Die Ausschreibung nannte klare Ziele hinsichtlich Verhal-
tensänderung, Einstellungsänderung und Wissenszuwachs bei den 
Verkehrsteilnehmern sowie hinsichtlich Image und Kommunika-
tionsleistung der Kampagne. Dazu gab es quantifizierte Zielwerte 
für alle Zielkategorien.

–  Die Kampagne „Pass auf mich auf — Rücksichtnahme auf Kinder 
im Straßenverkehr“ (2013) hatte im Vergleich die klarsten inhalt-
lichen Vorgaben — im Rahmen der Kampagne sollte die unzurei-
chende Verkehrskompetenz von Kindern, die Notwendigkeit der 
Rücksichtnahme durch erwachsene Verkehrsteilnehmer und die Fol-
gen einer mangelnden Rücksichtnahme thematisiert werden. Wie 
bei der Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ wurden klar quan-
tifizierte Ziele vorgegeben.
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Die Zielgruppen der Kampagnen waren im Jahr 2008 nicht und in den 
Jahren 2009/2010 und 2013 mit „alle aktiven und passiven Verkehrs-
teilnehmern im Individualverkehr (alle Altersklassen, motorisierte und 
nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer)“ sehr breit definiert.

 34.2 (1) Der RH wertete die klaren, quantifizierten Ziele des Verkehrssicher-
heitsprogramms als positiv.

(2) Da der Verkehrssicherheitsfonds das wesentliche Instrument zur 
Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms war, wären nach Ansicht 
des RH die Calls des Fonds expliziter auf Handlungsfeldern oder Maß-
nahmen des Verkehrssicherheitsprogramms aufzusetzen. Der RH emp-
fahl dem BMVIT, in den Calls bei den Zielsetzungen konkret und im 
Detail auf das Verkehrssicherheitsprogramm zu verweisen, um einen 
klaren Konnex der geförderten Projekte mit Fragestellungen des Ver-
kehrssicherheitsprogramms herzustellen.

Der RH empfahl dem BMVIT, durchgängig von allen Projektwerbern 
messbare Indikatoren zur Zielerreichung der einzelnen Projekte in den 
Förderansuchen einzufordern, um die Wirkungen des Projekts mes-
sen zu können. So wäre beispielsweise nicht die Teilnahme an Work-
shops ein Projektziel, sondern die Erlangung einer definierten Kom-
petenz durch die Teilnahme.

(3) Der RH kritisierte die fehlenden Zielvorgaben bei der Kampagne 
„Verkehrssicherheit“ im Jahr 2008. Er erachtete die im Lauf des über-
prüften Zeitraums zunehmende Klarheit bei den inhaltlichen Vorgaben 

Tabelle 15: Wirkungsziele der Kampagnen zur Bewusstseinsbildung
„Alkohol im Straßenverkehr“ 

2009/2010
„Pass auf mich auf – Rück-
sichtnahme auf Kinder im 

Straßenverkehr“ 2013

Verhaltensänderung Rückgang Alkofahrten um mind. 
3 % während der Kampagne und 
um mind. 2 % in den Monaten 
nach der Kampagne

nicht näher bezeichnet

Problemsensibilisierung und 
Einstellungsänderung bei mind. 10 % der Zielgruppe

Wissenszuwachs im Problembereich bei mind. 10 % der Zielgruppe

Image der Kampagne mehr als 30 % Zustimmung hinsichtlich „spricht mich an“, 
„informativ“, „sympathisch“, „verständlich“ in der Zielgruppe

Kommunikationsleistung mind. 50 % Zustimmung zu Verständnis der Kernaussagen  
in der Zielgruppe

Bekanntheit Erzielung einer höchstmöglichen Bekanntheit in der Zielgruppe

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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für die Kampagnen und die Entwicklung quantifizierter Wirkungsziele 
als positiv. Der RH empfahl, bei zukünftigen Kampagnen zu prüfen, 
ob eine Konkretisierung der Zielgruppe einen effizienteren Mittelein-
satz erwarten lässt.

 34.3 Das BMVIT teilte in seiner Stellungnahme mit, dass bei künftigen 
Calls in den Ausschreibungsunterlagen explizit auf das Verkehrssi-
cherheitsprogramm verwiesen werde. Es werde jedoch darauf geach-
tet, die potenziellen Fördernehmer nicht hinsichtlich ihrer Kreativität 
einzuschränken und gegebenenfalls auch Projekte zu fördern, die über 
das Verkehrssicherheitsprogramm hinausgehen, wenn sie entscheidend 
zu einer Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit in Österreich bei-
tragen.

Die Empfehlungen, messbare Indikatoren zur Zielerreichung der einzel-
nen Projekte in den Förderansuchen einzufordern und bei der formalen 
Prüfung der Förderansuchen verstärkt Augenmerk auf die Definition 
der Projektziele und die zur Zielevaluation erforderlichen Indikatoren 
zu legen, würden — beginnend mit dem gerade in Vorbereitung befind-
lichen fünften Call — bei den künftigen Calls unter Beachtung einer 
effizienten Förderungsabwicklung und der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen berücksichtigt.

Die künftigen Verkehrssicherheitskampagnen des BMVIT — beginnend 
mit der gerade in Vorbereitung befindlichen Kampagne 2015/2016 — 
würden entsprechend der von der Europäischen Kommission unter-
stützten Methodik nach CAST (Campaigns and Awareness–Raising 
Strategies in Traffic Safety (CAST – Kampagnen und bewusstseinsbil-
dende Strategien in der Verkehrssicherheit): das Projekt bietet einen 
Leitfaden für die Planung, Durchführung und Bewertung von Kommu-
nikationskampagnen) vorbereitet und begleitet. Dadurch solle sicher-
gestellt werden, dass künftig die Kampagnenmittel durch eine bessere 
Konkretisierung und Ansprache der Zielgruppe noch effizienter ein-
gesetzt werden können.

 34.4 Der RH erwiderte, dass Projekte, die entscheidend zur Verbesserung 
der Straßenverkehrssicherheit beitragen, jedenfalls weitestgehend im 
Verkehrssicherheitsprogramm enthalten sein sollten.

 35.1 (1) Das erste Verkehrssicherheitsprogramm 2002 bis 2010 verfehlte 
seine Zielsetzungen. Die Anzahl der Getöteten sank statt um 50 % um 
45,1 %, die Anzahl der Unfälle mit Personenschaden um 14,3 % statt 
um 20 %.

Evaluierung der  
Zielerreichung
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Das im Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 gesetzte Zwischen-
ziel 2015 für die Reduktion der Verkehrstoten um 25 % (auf unter 466 
Getötete) wurde im Jahr 2013 erreicht (Zahl der Verkehrstoten: 453). 
Für die Zwischenziele zu den Schwerverletzten und den Unfällen mit 
Personenschaden lagen zur Zeit der Gebarungsüberprüfung aufgrund 
geänderter Erhebungsmethoden keine vergleichbaren Zahlen vor.

Die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds sahen seit dem Jahr 2011 
vor, dass die Gesamtheit der aus dem Verkehrssicherheitsfonds geför-
derten Maßnahmen zu evaluieren ist (Punkt 4 der Richtlinien). Dazu ist 
spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinien ein Zwischen-
bericht zu legen, der auch ohne Unterstützung Externer erstellt wer-
den kann. Den Endbericht, der spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten 
der Richtlinien vorzulegen ist, müssen jedenfalls Externe ausarbeiten.

Durch die Änderungen in den Richtlinien und deren Neuveröffentli-
chung im Jahr 2012 verschob sich der Zeitpunkt für die Evaluierung 
der Gesamtheit der Maßnahmen um ca. ein Jahr. Zum Zeitpunkt der 
Gebarungsüberprüfung lag daher noch kein Zwischenbericht vor.

(2) Bei den geförderten Projekten verfolgte die Geschäftsführung des 
Verkehrssicherheitsfonds das Prinzip der Selbstevaluierung. Die Pro-
jektwerber gaben im Förderansuchen unter dem Punkt „Projekteva-
luierung“ an, wie das Erreichen der Projektziele im Rahmen des Pro-
jekts überprüft werden sollte.

Die Ansätze der Projektwerber zur Selbstevaluierung waren in ihrer 
Qualität sehr unterschiedlich und reichten von einer allgemeinen 
Zusammenfassung der Projektziele oder „Reflexionsworkshops des Pro-
jektteams“ bis hin zur Qualitätssicherung des Projekts durch Externe 
oder zur Angabe von quantifizierten Indikatoren für die Zielerrei-
chung.34

(3) Für die bewusstseinsbildenden Kampagnen forderte das aktuelle 
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020, dass ab dem Jahr 2011 
Kampagnen grundsätzlich nach der im Rahmen eines EU–Projekts ent-
wickelten CAST–Methodologie begleitet und evaluiert werden.

–  Bei der Kampagne „Verkehrssicherheit“ erschienen die Inserate in 
den Monaten September, Oktober und November 2008 in den Print-
medien. Der Verein A legte erst im November 2008 ein Angebot für 

34 z.B. Projekt DriveEkustik: Arbeitspaket Qualitätssicherung durch bfu – Beratungsstelle 
für Unfallverhütung, Schweiz; Projekt Merkur: Anzahl der Besucher auf der Home-
page, der Abonnenten des Newsletters, der Besucher der Abschlusskonferenz, der Teil-
nehmer an den Pilottrainings



Österreichischer Verkehrssicherheitsfonds

BMVIT

Bund 2015/11  265

Wirkungen des Verkehrssicherheitsfonds

die Evaluierung der Kampagne. Neben einer Messung der Werbe-
wirksamkeit sollte die durch die Kampagne erzielte Verhaltensän-
derung durch einen Vergleich von Daten vor und nach der Kam-
pagne belegt werden. Aufgrund der späten Beauftragung lagen nur 
in zwei von neun Ländern verwertbare Daten zu Geschwindigkeits-
messungen und nur in sieben von neun Ländern auswertbare Daten 
hinsichtlich Alkohol am Steuer vor. In den Ländern mit auswert-
baren Daten kam es zu einem Rückgang der Delikte. Die Ergebnisse 
der Werbewirksamkeitsmessung lagen im unterdurchschnittlichen 
bis durchschnittlichen Bereich.35

–  Für die Kampagne „Alkohol im Straßenverkehr“ legte der Verein A 
sein Angebot zur Evaluierung noch vor dem Start der Kampagne. Es 
erfolgte eine mehrdimensionale Evaluierung mit einer Werbewirk-
samkeitsmessung (Bekanntheit, Gefälligkeit der Kampagne), Befra-
gungen zu Wissen und Einstellung zum Thema und einer Verhal-
tensanalyse (Verkehrskontrollen und Unfalldaten vor, während und 
nach der Kampagne). Die Kampagne erzielte sehr positive Bewer-
tungen bezüglich ihrer Werbewirksamkeit und positive Ergebnisse 
im Verhaltensbereich mit einem Rückgang der auf Alkohol positiv 
getesteten Lenker und der Anzeigen. Im Bereich Wissen und Ein-
stellung zum Thema wurden keine statistisch signifikanten Verän-
derungen festgestellt.

–  Der Verein A evaluierte auch die Kampagne „Pass auf mich auf – 
Rücksichtnahme auf Kinder im Straßenverkehr“. Die Evaluierung 
erfolgte dem Verkehrssicherheitsprogramm entsprechend auf Basis 
der CAST–Methodologie. Die Beauftragung erfolgte noch vor Start 
der Kampagne. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung lagen noch kein 
Ergebnis bzw. Endbericht vor.

 35.2 (1) Der RH erachtete die in den Richtlinien des Verkehrssicherheits-
fonds manifestierte Bestrebung, die Wirkungen der durch den Verkehrs-
sicherheitsfonds finanzierten Maßnahmen zu evaluieren, grundsätz-
lich als positiv. Der RH vermisste allerdings eine Festlegung, welche 
Maßnahmen — Förderungen und/oder Aufträge, Untergrenzen bzgl. 
des Gebarungsvolumens — in welcher Tiefe auf welche Zielerreichung 
hin evaluiert werden sollten bzw. eine Bezugnahme auf das Verkehrs-
sicherheitsprogramm.

35 mit Verbesserungspotenzial bei Grafik, Farbe und Schriftgröße
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Für den RH war weiters die Festlegung der Evaluierungszeitpunkte 
sachlich nicht nachvollziehbar, weil sie in keinem Zusammenhang mit 
den Umsetzungsschritten des Verkehrssicherheitsprogramms (Startpa-
ket, kurz–, mittel– und langfristig) oder mit den Calls für geförderte 
Projekte standen. Zudem verschob sich bei der vorliegenden Regelung 
der Termin für den Zwischen– und den Endbericht mit jedem Neuer-
lass der Richtlinien.

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Angaben der Projektwer-
ber zur Projektevaluation teilweise wenig aussagekräftig waren. Er 
empfahl dem BMVIT, bei der formalen Prüfung der Förderansuchen 
verstärkt Augenmerk auf die Definition der Projektziele und die zur 
Zielevaluation erforderlichen Indikatoren zu legen und bei Bedarf ent-
sprechende Nachforderungen zu stellen.

Der RH empfahl dem BMVIT, anstelle einer Globalevaluation aller aus 
dem Verkehrssicherheitsfonds geförderten Maßnahmen zu zwei Zeit-
punkten im Sinne des Punkts 4 der Richtlinien nach Abschluss aller 
Projekte eines Calls deren Ergebnisse in Hinblick auf die Maßnahmen 
bzw. Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms zu evaluieren. Dies sollte 
nach Ansicht des RH durch eine Institution erfolgen, die an der För-
derentscheidung nicht beteiligt war und keines der Projekte bearbei-
tet hatte. 

Der RH empfahl weiters, ab einem bestimmten Projektvolumen, das 
im Interesse der Verhältnismäßigkeit zu definieren wäre, auch außer-
halb von Calls vergebene Förderungen und Aufträge in regelmäßigen 
Abständen zu evaluieren.

(3) Der RH erachtete es aufgrund des hohen finanziellen Aufwands für 
die Kampagnen zur Bewusstseinsbildung als positiv, dass diese laut 
dem Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 einer Evaluierung 
unterzogen werden mussten. Der RH stellte fest, dass im überprüften 
Zeitraum die großen Kampagnen zur Bewusstseinsbildung evaluiert 
wurden, und dass sich die Evaluierungen in Bezug auf den Beauftra-
gungszeitpunkt und die Methodenwahl im Lauf der Zeit verbesserten. 

Der RH empfahl im Interesse der Verhältnismäßigkeit, in den Richtli-
nien des Verkehrssicherheitsfonds den Gebarungsumfang, ab dem eine 
Kampagne zu evaluieren ist, zu definieren. Weiters empfahl er, die in 
den Evaluationen gewonnenen Erkenntnisse, z.B. hinsichtlich Medi-
enmix oder Definition der Zielgruppe, bei der Gestaltung der Folge-
kampagnen zu berücksichtigen.
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 35.3 Das BMVIT wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es gemäß 
Abschnitt 4 der derzeit gültigen VSF–Richtlinien mit dem Titel „Eva-
luierung der auf Grund der Richtlinien geförderten Maßnahmen“ die 
Gesamtheit der auf Grund der Richtlinien geförderten Maßnahmen 
ohnehin — spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinien 
am 11. Mai 2011 — durch Externe evaluieren werde. Aus der Evalu-
ierung solle hervorgehen, ob und welche Wirkung aus der Gesamtheit 
der Maßnahmen eingetreten sei.

Eine Ergänzung der Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds hinsicht-
lich des Gebarungsumfangs, ab dem eine Kampagne zu evaluieren sei, 
sei vorgesehen.

Selbstverständlich seien die Erkenntnisse aus der Evaluation der 
bewusstseinsbildenden Kampagnen bei der Gestaltung der Folgekam-
pagnen berücksichtigt worden und würden dies. Durch die Anwendung 
der CAST–Methodologie im Rahmen der nächsten großen Verkehrssi-
cherheitskampagne 2015/2016 werde hier eine weitere Qualitätsstei-
gerung erfolgen.

 35.4 Der RH betonte, dass eine externe Stelle die Evaluierung der Gesamt-
heit der Maßnahmen der Verkehrssicherheitsfonds durchführen sollte, 
die weder an den Förderentscheidungen beteiligt gewesen war noch 
Projekte oder Aufträge des Verkehrssicherheitsfonds bearbeitet hatte.

 36.1 Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 widmete sich 
in seiner Analyse der Unfallzahlen geschlechtsspezifischen Unterschie-
den im Unfallgeschehen. Diese stellen sich wie folgt dar: während 
männliche aktive und passive Verkehrsteilnehmer rd. 56 % der Ver-
letzten aus Verkehrsunfällen stellen, liegt der Anteil der getöteten Män-
ner bei 75 % aller Todesopfer. Getötete PKW–Lenker waren in den Jah-
ren 2000 bis 2008 zu 80 % bis 85 % männlich, in der Altersgruppe 
der 30– bis 34–Jährigen sogar bis zu 90 % männlich. Erklärt wird diese 
überdurchschnittliche Beteiligung männlicher Verkehrsteilnehmer an 
Unfällen mit Todesfolge mit einer erhöhten Risikobereitschaft. Abge-
sehen von diesen rein verkehrsstatistischen Daten fehlen aber bislang 
Datengrundlagen zum geschlechtsspezifischen Verkehrsverhalten.

Im überprüften Zeitraum beauftragte der Verkehrssicherheitsfonds 
keine geförderten Projekte oder Aufträge, die geschlechtsspezifische 
Fragestellungen zum Verkehrsverhalten behandelten.

Genderaspekte
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 36.2 Der RH wies darauf hin, dass die vorliegenden statistischen Daten auf 
geschlechtsspezifische Unterschiede im Verkehrsverhalten schließen 
lassen. Er bemängelte, dass sich die Projekte des Verkehrssicherheits-
fonds bisher nicht mit diesen Fragestellungen auseinandersetzten. 

Der RH empfahl dem BMVIT, in Zukunft verstärkt Fragestellungen zu 
geschlechtsspezifischen Unterschieden in der Verkehrssicherheit zu 
bearbeiten und auf Basis einer entsprechenden Datengrundlage geför-
derte Projekte und Aufträge zum genderspezifischen Verkehrsverhal-
ten zu vergeben.

 36.3 Das BMVIT nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung zur 
Kenntnis; es werde versuchen, künftig verstärkt Fragestellungen zu 
geschlechtsspezifischen Unterschieden in der Verkehrssicherheit im 
Rahmen der Calls zu bearbeiten.

 37.1 Seinen Richtlinien zufolge hatte der Verkehrssicherheitsfonds dafür 
Sorge zu tragen, dass die tatsächliche Gleichstellung von Männern und 
Frauen bei der Gewährung, Durchführung und Evaluierung der För-
derung berücksichtigt wird. In den Ausschreibungsunterlagen zu den 
Calls, in den Förderansuchen und in den Förderverträgen fanden sich 
allerdings keine Hinweise zur Umsetzung dieser Vorgabe. Gleichstel-
lungsaspekte waren weder bei der Ausschreibung noch bei der Aus-
wahl oder Beauftragung der geförderten Projekte relevant. 

Vergab der Verkehrssicherheitsfonds Aufträge mit einer Leistungsfrist 
von sechs Monaten oder länger, so mussten sich die Bieter gemäß 
den Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds zur Umsetzung gleich-
stellungsfördernder Maßnahmen im Rahmen der Auftragsausführung 
verpflichten. Diese Bedingung wurde bei den seit Inkrafttreten der 
Bestimmung im Jahr 2012 abgeschlossenen Aufträgen mit entspre-
chender Leistungsdauer eingehalten.

 37.2 Der RH erachtete die in den Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds 
vorgesehenen Bestimmungen zur Gleichstellungsförderung grundsätz-
lich als positiv. Er vermisste allerdings bei der Gewährung von Förde-
rungen eine konkrete Umsetzung der Vorgabe. Der RH empfahl dem 
BMVIT, konkrete Maßnahmen zur Berücksichtigung von Gleichstel-
lungsaspekten bei der Vergabe von Förderungen zu entwickeln, wie 
z.B. die Einführung eines entsprechenden Passus im Förderansuchen 
oder eines entsprechenden Bewertungskriteriums für die eingereich-
ten Projekte.
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 37.3 Das BMVIT nahm die Empfehlung zur Kenntnis und sagte in seiner 
Stellungnahme zu, Maßnahmen zur Berücksichtigung von Gleichstel-
lungsaspekten bei der Vergabe von Förderungen zu entwickeln.

 38.1 Die Besetzung der Gremien des Verkehrssicherheitsfonds mit Frauen 
bzw. Männern stellte sich im Jahr 2013 wie folgt dar:

Der Fonds wurde zur Zeit der Gebarungsüberprüfung von einer 
Geschäftsführerin geleitet, die durch einen Mann vertreten wurde. 
Die Jury war zu mehr als 50 % weiblich besetzt, im Beirat war der 
überwiegende Anteil vor allem auf Ebene der Mitglieder männlich.

 38.2 Der RH wies darauf hin, dass bei den Mitgliedern des Beirats des Ver-
kehrssicherheitsfonds Frauen unterrepräsentiert waren. Er empfahl dem 
BMVIT, auf eine Ausgewogenheit der Geschlechterverteilung im Bei-
rat hinzuwirken.

 38.3 Das BMVIT hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Beiratsmit-
glieder von den im § 131 a des Kraftfahrgesetzes genannten Organisa-
tionen entsendet würden und das BMVIT darauf keinen Einfluss habe.

 38.4 Der RH unterstrich seine Empfehlung, bei den betreffenden Organisa-
tionen auf eine Entsendung von Frauen in den Beirat hinzuwirken.

Tabelle 16:  Geschlechterverteilung in den Gremien des Verkehrssicherheitsfonds  
im Jahr 2013

männlich weiblich

Anzahl % Anzahl %

Geschäftsführung 0 0 1 100

Stellvertretung der Geschäftsführung 1 100 0 0

Mitglieder Beirat 14 82 3 18

Ersatzmitglieder Beirat 7 58 5 42

Jury 2 40 3 60

Quellen: BMVIT; Darstellung RH
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 39 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Informationen zur Zweckwidmung der Einnahmen aus den 
Wunschkennzeichen für Verkehrssicherheit wären unter Kosten–
Nutzen–Aspekten weiterzugeben, um die Anzahl der Wunschkenn-
zeichenverlängerungen zu erhöhen. (TZ 3)

(2) Es wären rechtzeitig Überlegungen zu einer gewinnbringenden 
Veranlagung der Mittel des Verkehrssicherheitsfonds anzustellen. 
(TZ 5)

(3) Zumindest ein Teil der Rücklagen des Verkehrssicherheitsfonds 
wäre risikoavers — unter laufendender Beobachtung der Zinsenent-
wicklung — zu veranlagen. (TZ 5)

(4) Auf eine Änderung der Zusammensetzung des Beirats durch 
eine entsprechende Änderung des Kraftfahrgesetzes wäre hinzu-
wirken. Dem Beirat sollten ausschließlich Organisationen, die in 
keinem Vertragsverhältnis zum Verkehrssicherheitsfonds stehen — 
wie etwa internationale Experten — angehören, um Interessenskon-
flikte zu vermeiden. (TZ 6)

(5) In Hinblick auf die nunmehr regelmäßig geplanten Calls wäre 
grundsätzlich der Beirat mit der Beurteilung der Förderfähigkeit 
von Projekten zu befassen. (TZ 6)

(6) In Zukunft wären sämtliche für die Verwaltung des Fonds anfal-
lenden Personalkosten dem Verkehrssicherheitsfonds in Rechnung 
zu stellen. (TZ 7)

(7) Bei der Umsetzung von Kampagnen wäre vorab in Abstimmung 
mit der mittelfristigen Finanzplanung des Verkehrssicherheitsfonds 
ein maximaler Ausgabenrahmen festzulegen und entsprechende 
Instrumente einzusetzen, die es der beauftragenden Abteilung Prä-
sidium 2 und der zahlenden Abteilung ST2 zu jedem Zeitpunkt 
erlauben, den Stand der durch Beauftragungen gebundenen Mittel 
in Bezug auf Gesamtausgabenrahmen zu verfolgen. (TZ 8)

(8) Zur Steigerung der Kostentransparenz wären alle Aufgaben, für 
die im Verkehrssicherheitsfonds zweckgebundene Mittel vorhanden 
sind, gebündelt über den Fonds zu finanzieren und Öffentlichkeits-
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arbeit zur Verkehrssicherheit nicht mehr über die Abteilung Präsi-
dium 2 zu finanzieren. (TZ 8)

(9) Es wäre auf eine Änderung des Kraftfahrgesetzes hinzuwirken, 
um dem BMVIT entsprechende Sanktionsmöglichkeiten bei einer 
widmungswidrigen Verwendung der Ländermittel aus den Wunsch-
kennzeichen einzuräumen. (TZ 11)

(10) In den koordinierenden Besprechungen wären gemeinsam mit 
den Ländern Themenschwerpunkte festzulegen, deren Bearbei-
tung der Umsetzung von Maßnahmen des Verkehrssicherheitspro-
gramms des Bundes oder eigener Landes–Verkehrssicherheitspro-
gramme dient. (TZ 11)

(11) Den Ländern wäre für eine einheitliche Berichterstattung ein 
Formular zur Verfügung zu stellen und auf dessen Verwendung hin-
zuwirken. Dabei wäre über den jeweiligen Stand der Rücklagen zu 
berichten. (TZ 12)

(12) Die Länder wären zu verpflichten, in ihren Berichten darzustel-
len, inwiefern ein Konnex der aus Wunschkennzeichen finanzierten 
Maßnahmen mit konkreten Maßnahmen des Verkehrssicherheits-
programms des Bundes bzw. des jeweiligen Landes besteht. (TZ 12)

(13) Die Vorbereitungen für ein Verkehrsstatistikgesetz wären vor-
anzutreiben und die zukünftig gewonnenen Daten auch den Län-
dern zur Verfügung zu stellen. (TZ 13)

(14) Die Länder wären an der Finanzierung der Kosten für die 
Aufbereitung der Unfalldatensammlung entsprechend zu beteili-
gen. (TZ 13)

(15) In Kooperation mit dem BMI — als koordinierende Stelle für die 
Organe der Exekutive in den Ländern — wäre verstärkt darauf hin-
zuwirken, dass parallel zu bewusstseinsbildenden Maßnahmen ent-
sprechende Überwachungsschwerpunkte durch die Exekutive gesetzt 
werden. (TZ 14)

(16) Die Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms, für deren 
Umsetzung die finanziellen Mittel des Verkehrssicherheitsfonds 
herangezogen werden sollen, wären zu identifizieren und für die 
Umsetzung dieser Maßnahmen ein Zeit– und Finanzierungsplan zu 
entwickeln. (TZ 14)
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(17) Die Regelungen für die Mittelvergabe wären zu konkretisieren 
und in eine eindeutige Entscheidungsgrundlage zu gießen, um eine 
transparente bzw. einheitliche Zuordnung der Projekte zu Förde-
rungen bzw. Aufträgen sicherzustellen. (TZ 16)

(18) Die Informationen zur Möglichkeit, Förderansuchen außerhalb 
von Calls einzureichen, wären auf der Homepage des Verkehrssi-
cherheitsfonds zu veröffentlichen. (TZ 18)

(19) Ein einfacher Zugriff auf die im Lauf der Förderungsabwick-
lung benötigten Formulare — wie etwa das Förderansuchen und 
Abrechnungsformulare — wäre zu ermöglichen, indem sie auf der 
Homepage zur Verfügung gestellt werden. (TZ 18)

(20) Mit den Beiratsmitgliedern wären die Beurteilungskriterien 
für die Förderansuchen abzustimmen und eingehend zu erläutern, 
um ein einheitliches Verständnis über die Kriterien sicherzustel-
len. (TZ 19)

(21) Zur Gewährleistung eines aussagekräftigen Gesamtergeb-
nisses und zur Reduktion einer Verzerrung der Ergebnisse durch 
die extreme Beurteilung Einzelner wären Extremwerte bei den Ein-
zelbeurteilungen nicht zu berücksichtigen. (TZ 19)

(22) Die in den Ausschreibungsunterlagen bekanntgemachten Beur-
teilungskriterien wären jedenfalls für die Bewertung der Förderan-
suchen heranzuziehen. (TZ 19)

(23) Jede mögliche Befangenheit der Beiratsmitglieder bei der 
Bewertung, Beratung und Beschlussfassung über Förderansuchen 
wäre auszuschließen. Die Protokolle der Beiratssitzungen wären der-
art zu führen, dass daraus eindeutig hervorgeht, welches Beirats-
mitglied in welcher Form an der Empfehlung für eine Vergabeent-
scheidung mitgewirkt hat. (TZ 20)

(24) Die erfolgreichen Förderwerber wären im Interesse einer opti-
malen Projektbearbeitung zeitnah nach der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu infor-
mieren und zu beauftragen. Weiters wäre rechtzeitig Vorsorge für die 
Verfügbarkeit der benötigten finanziellen Mittel zu treffen. (TZ 21)

(25) Es wären jedenfalls alle für die Nachvollziehbarkeit der Ent-
scheidungen des Beirats durch Dritte erforderlichen Geschäftsstücke 
im ELAK zu erfassen. (TZ 22)
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(26) Durch das Insourcing der regelmäßigen Teilnahme an nationalen 
und internationalen Expertentreffen wären die Kosten zu senken und 
das nötige Wissen im BMVIT zu halten bzw. aufzubauen. (TZ 24)

(27) Bei der Bewertung von Kreativleistungen für Kampagnen zur 
Bewusstseinsbildung wären in Zukunft unabhängige Marketingex-
perten als stimmberechtigte Mitglieder in die Bewertungskommis-
sionen aufzunehmen. (TZ 25)

(28) In Zukunft wäre die Auswahl von Medien unter Bedachtnahme 
auf die Kontaktqualität des jeweiligen Mediums in der Zielgruppe 
reichweitenorientiert zu treffen und diese — insbesondere bei einem 
Missverhältnis zwischen Schaltvolumen und Reichweite — nachvoll-
ziehbar zu begründen. (TZ 29)

(29) Ein an die Anforderungen angepasstes, benutzerfreundliches 
elektronisches Projektmanagement wäre für den Verkehrssicher-
heitsfonds einzurichten, das eine Terminverfolgung hinsichtlich 
der Verpflichtungen des BMVIT und der Förder– und Auftragneh-
mer, einen Überblick über die finanziellen Verpflichtungen des Ver-
kehrssicherheitsfonds und automatisierte Auswertungen der Pro-
jekte ermöglicht. (TZ 31)

(30) Die Auszahlung der Fördermittel wäre erst dann vorzuneh-
men, wenn alle im Fördervertrag vereinbarten Bedingungen erfüllt 
sind. Ausgaben, die nicht unmittelbar der Verkehrssicherheit dienen, 
nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Förderzweck ste-
hen oder vertraglich anders vereinbart waren, sollten nicht geför-
dert werden. Auf eine Kennzeichnung aller Veröffentlichungen im 
Rahmen von Förderungen mit dem Logo des Verkehrssicherheits-
fonds wäre zu achten. Auf die Vorlage von Originalbelegen wäre zu 
achten und die Zahlungsflüsse wären zu belegen. Die vorgelegten 
Originalbelege wären nur in Höhe der tatsächlich erfolgten Förde-
rung zu entwerten. (TZ 32)

(31) Die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds wären hinsichtlich 
der förderbaren bzw. nicht förderbaren Kosten, der Genehmigung 
von Aufträgen durch die Geschäftsführung sowie der Stimmberech-
tigungen im Beirat zu ergänzen. Eine verpflichtende Kennzeichnung 
sämtlicher mit Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds finanzierter 
Veröffentlichungen mit dem Logo des Fonds wäre vorzusehen. Die 
Regelungen zu den Beurteilungskriterien für Förderansuchen und 
zur Bewertung der Förderansuchen wären an die tatsächlich prak-
tizierte Vorgangsweise anzupassen und die Richtlinien wären hin-
sichtlich fehlerhafter Verweise zu korrigieren. (TZ 33)



274 Bund 2015/11

Schlussempfehlungen

(32) In den Calls wäre bei den Zielsetzungen konkret und im Detail 
auf das Verkehrssicherheitsprogramm zu verweisen. (TZ 34)

(33) Es wären durchgängig von allen Projektwerbern messbare Indi-
katoren zur Zielerreichung der einzelnen Projekte in den Förderan-
suchen einzufordern, um die Wirkungen des Projekts messen zu 
können. (TZ 34)

(34) Bei zukünftigen Kampagnen wäre zu prüfen, ob eine Konkre-
tisierung der Zielgruppe einen effizienteren Mitteleinsatz erwar-
ten lässt. (TZ 34)

(35) Bei der formalen Prüfung der Förderansuchen wäre verstärkt 
Augenmerk auf die Definition der Projektziele und die zur Zieleva-
luation erforderlichen Indikatoren zu legen und es wären bei Bedarf 
entsprechende Nachforderungen zu stellen. (TZ 35)

(36) Nach Abschluss aller Projekte eines Calls wären deren Ergeb-
nisse durch eine Institution, die an der Förderentscheidung nicht 
beteiligt war und keines der Projekte bearbeitete, in Hinblick auf 
die Maßnahmen bzw. Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms zu 
evaluieren. Weiters wären ab einem bestimmten Projektvolumen, 
das im Interesse der Verhältnismäßigkeit zu definieren wäre, auch 
außerhalb von Calls vergebene Förderungen und Aufträge in regel-
mäßigen Abständen zu evaluieren. (TZ 35)

(37) Im Interesse der Verhältnismäßigkeit wäre in den Richtlinien 
des Verkehrssicherheitsfonds der Gebarungsumfang, ab dem eine 
Kampagne zu evaluieren ist, zu definieren. (TZ 35)

(38) Die in den Evaluationen von Kampagnen zur Bewusstseinsbil-
dung gewonnenen Erkenntnisse, z.B. hinsichtlich Medienmix oder 
Definition der Zielgruppe, wären bei der Gestaltung der Folgekam-
pagnen zu berücksichtigen. (TZ 35)

(39) Es wären verstärkt Fragestellungen zu geschlechtsspezifischen 
Unterschieden in der Verkehrssicherheit zu bearbeiten und auf 
Basis einer entsprechenden Datengrundlage geförderte Projekte 
und Aufträge zum genderspezifischen Verkehrsverhalten zu ver-
geben. (TZ 36)
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(40) Es wären konkrete Maßnahmen zur Berücksichtigung von 
Gleichstellungsaspekten bei der Vergabe von Förderungen zu ent-
wickeln. (TZ 37)

(41) Auf eine Ausgewogenheit der Geschlechterverteilung im Bei-
rat wäre hinzuwirken. (TZ 38)


